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15.090 wohnberechtigte wohnungslose Geflüchtete leben im Juli 2019 in Hambur-

ger Folgeunterkünften. Im Schlaglicht des massiven Mangels an vor allem bezahl-

barem Wohnraum in deutschen Städten gehören Geflüchtete zu den Wohnungssu-

chenden mit den geringsten Chancen auf dem freien Wohnungsmarkt und müssen 

oft Jahre in öffentlicher Unterbringung ausharren. Doch erst durch ein Zuhause wird 

ein Überlebensraum zum Lebensraum. Und so steht die Frage, inwiefern Menschen 

an einem Ort ankommen und an der Gesellschaft teilnehmen können, in direktem 

Zusammenhang mit ihren Teilhabemöglichkeiten auf dem Wohnungsmarkt. 

Die Arbeit betrachtet Implikationen, Mechanismen, Handlungsfähigkeiten, Struktu-

ren und Politiken einer Wohnungssuche Geflüchteter in Hamburg und stellt neben 

der lokalen Ausgangslage auf die Suche einwirkende Vektoren heraus. Die explo-

rative Forschung zeichnet individuelle Suchbiografien Geflüchteter sowie die Po-

sitionen wohnungsgebender und institutioneller Akteur:innen nach. Drei Exkurse 

kontextualisieren die Erkenntnisse theoretisch und erschließen neue Bedeutungs-

ebenen des Wohnens, der Marginalisierung Geflüchteter auf dem Wohnungsmarkt 

sowie temporärer Aushandlungsräume.

Die Ergebnisse zeigen auf, an welchen Stellen und in welcher Form sich die Zu-

gangsschwierigkeiten Geflüchteter zum Wohnungsmarkt in Hamburg manifestieren 

und stellen eine Passivierung und hegemonial auferlegte Handlungsunfähigkeit Ge-

flüchteter während ihrer Wohnungssuche heraus. Sie offenbaren zudem einen mas-

siven Mangel an Wohnraum für vordringlich Wohnungssuchende sowie die Passivi-

tät seitens der Wohnungswirtschaft und der Behörden, diesem entgegenzutreten. 

Durch das Sichtbarmachen sowohl des Prozesses als auch der Strukturen der Woh-

nungssuche Geflüchteter werden Grenzen und Fehlstellen sowie darauf aufbauend 

Chancen eruiert und schließlich in Form einer Montage diskutiert. Mit dem Ziel, 

Potentiale aufzudecken, die die Wohnraumsuche Geflüchteter in Hamburg positiv 

beeinflussen können, versteht sich diese Arbeit somit auch als Beitrag zu einer woh-

nungspolitischen Debatte. 

»M
an

 h
äl

t d
ie 

H
eim

at
 fü

r d
en

 re
la

tiv
 p

er
m

an
en

ten
, d

ie 
W

oh
nu

ng
 fü

r d
en

 a
us

we
ch

sel
ba

re
n,

 ü
be

rsi
ed

elb
ar

en
 S

ta
nd

or
t. 

D
as

 G
eg

en
tei

l i
st 

ric
ht

ig
: M

an
 k

an
n 

di
e H

eim
at

 a
us

we
ch

sel
n,

 od
er

 k
ein

e h
ab

en
, a

be
r m

an
 m

uß
 im

m
er,

 gl
eic

hg
ül

tig
 w

o, 
wo

hn
en

.«



Für Khaliq, Rama, Ani, Rami, Nischan, Raed & Isaan 

Die vorliegende Masterthesis entstand am Lehrstuhl Urban Design an der 
HafenCity Universität Hamburg.

Der Lehr- und Forschungsbereich Urban Design versammelt heterogene 
Motive und disziplinäre Wissensbestände zur Stadt neu. Es sucht in der 
Koproduktion forschender Akteure die Potentialitäten des Urbanen relatio-
nal zu erschließen. UD versammelt alle Disziplinen, die sich mit Stadt- und 
Raumproduktion befassen, wie z. B. Architektur, Stadtplanung, Soziologie 
und Kulturwissenschaften [...]. UD macht das Wissen städtischer Situationen 
sichtbar und verhandelbar, um Potentialitäten des Urbanen aufzuschließen 
und aufzuzeigen. UD-Wurfsendung Nr. 1, 2016

Erstprüferin: Prof. Dr. Ingrid Breckner
Zweitprüferin: Maja Momic 

Hamburg, September 2019



»Das Land, 
das die Fremden 
nicht beschützt, 
geht bald unter.«

Johann Wolfgang von Goethe
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Wohnungsknappheit ist (endlich) auf der sozialpolitischen Agenda sowie im 
öffentlichen, privaten und medialen Diskurs angekommen. Dekaden zu spät: 
2019 haben Bodenpreise und Mieten astronomische Höhen erreicht, eine 
Entspannung der Wohnungsmarktsituation ist nicht in Sicht. Vor allem an 
bezahlbarem Wohnraum mangelt es und wird es auch in Zukunft mangeln – 
so dämmert es langsam aber sicher der Öffentlichkeit (vgl. u. a. Schipkowski 
2018; Wenig 2018). Dabei verschleiern die subjektiven Sorgen um Miethö-
he, Bleibeoptionen in der aktuellen Wohnung oder eine bevorstehende Woh-
nungssuche, die mittlerweile nicht mehr nur Geringverdienende, sondern 
mindestens auch Mittelständler:innen betreffen, häufig den Blick auf dieje-
nigen, die es noch ein wenig schwerer haben. Vergessen werden diejenigen, 
die gar keine Wohnung haben und zudem noch eine Reihe Hemmnisse im 
Gepäck, die ihnen die Wohnungssuche erschweren. 

Im Schlaglicht des massiven Mangels an vor allem bezahlbarem Wohnraum 
in deutschen Städten gehören Geflüchtete zu den Wohnungssuchenden mit 
den geringsten Chancen auf dem freien Wohnungsmarkt und müssen oft 
Jahre in öffentlicher Unterbringung ausharren. Vier Jahre nach dem so ge-
nannten Sommer der Migration 2015* sitzen zehntausende wohnberechtige 
Geflüchtete in als Folgeunterkünften gedachten, doch zu permanenten Le-
bensräumen gewordenen, öffentlichen Unterbringungen in deutschen Groß-
städten. 

Vier Jahre sind seit Beginn der verstärk-
ten Migrationsbewegungen Richtung Eu-
ropa vergangen, in denen deutsche Städte 
sich auf eine verstärkte Nachfrage nach 
Wohnraum hätten einstellen können. 
Zwar machten politische Dynamiken es 
teils schwer absehbar, wie viele Menschen 
weiterhin nach Deutschland migrieren 
und vor allem, wie viele von ihnen eine 
Aufenthaltsgenehmigung erhalten wür-
den. Dass nach einer Karenzzeit von ein 

bis zwei Jahren, also spätestens ab 2017, eine verstärkte Nachfrage nach 
Wohnungen, vor allem in den bereits vor 2015 höchst angespannten Woh-
nungsmärkten deutscher Großstädte eintreten würde, war indes deutlich ab-
zusehen. Doch während die Unterbringungsstrukturen nach einem anfängli-
chen Systemkollaps innerhalb kurzer Zeit erweitert und das Ankommen von 
Geflüchteten* somit zunächst infrastrukturell aufgefangen wurde und wird, 
scheint das Bleiben weder von Kommunen noch von Politik und Wohnungs-
wirtschaft ausreichend mitgedacht worden zu sein.

Im Kontext der Wohnungsknappheit in den Metropolen, eines regionalen 
Wohnungsmarktgefälles zwischen städtischen und ländlichen Regionen, ei-
ner Binnenzuwanderung in Städte, die die Auslandszuwanderung bei Weitem 
überlagert (vgl. Heyn 2016: 5) und eines deregulierten Wohnungsmarktes ist 
die Aussage, Zuwanderung würde zu einer Wohnungsnot beitragen, nicht 
nur simplifiziert, sondern schlichtweg falsch. Vielmehr verdecken derartige 
Polemiken die Tatsache, dass die im Zeichen des Neoliberalismus von der 
Leine gelassene Wohnungswirtschaft in den vergangenen Dekaden Versor-
gungsengpässe, gerade im bezahlbaren Segment, nicht nur sehenden Auges 
geschehen ließ, sondern geradezu einleitete (vgl. u. a. Steckelberg 2018: 42). 

15.090
In Hamburg leben im Juli 2019 15.090 wohnberechtigte Geflüchtete* in 
öffentlichen Folgeunterkünften (vgl. FHH-ZKF 2019). 15.090 Menschen, 
die rechtlich gesehen eine eigene Wohnung beziehen dürfen, jedoch keine 
Wohnung finden. 15.090 Wohnungslose*, von deren Existenz kaum jemand 
weiß. Neben einem bereits bekannten eklatanten Mangel an bezahlbarem 
Wohnraum offenbart die Zahl der wohnungslosen wohnberechtigten Ge-
flüchteten gleichsam institutionelle Lücken in der Vermittlung von Wohn-
raum an Wohnungslose, egal ob mit oder ohne Fluchthintergrund, die so 
sehr danach streben, endlich in den eigenen vier Wänden anzukommen.

Wohnen & Ankommen
In seinem Essay Wohnung beziehen in der Heimatlosigkeit beschreibt der jüdi-
sche Kommunikationsphilosoph Vilèm Flusser, der nach einer Flucht im Jahr 
1940 aus der Prager Heimat in London, Brasilien, Paris und der Provence 
lebte, inwiefern das Konstrukt Heimat geografisch flexibel sei, eine Woh-
nung hingegen konstitutiv für das menschliche Sein. »Denn 
ohne Wohnung kommt man buchstäblich um.« (Flusser 
1992: 13) Die Wohnung ist für Flusser dabei übersiedelbar 
und heimatgebend an einem neuen Ort. Er beschreibt, wie er 
sich im französischen Robion ein Haus baute, und wie die-
ses Ausgangspunkt einer langsamen Gewöhnung an die neue 
Heimat wurde. »Um mein Haus herum steht das gewohnt 
gewordene Dorf mit seiner gewohnten Post und seinem ge-

Intro

»Inmitten dieser Wohnungskrise 
und der sozialen Verdrängungs-
prozesse kommen die Geflüch-
teten in den Städten an. Statt in 
die nicht mehr vorhandenen städ-
tischen Wohnungen werden sie 
in Lager verfrachtet.« Hamann 2017

»Die Wohnung ist die 
Grundlage eines jeden 
Bewußtseins, weil sie 
erlaubt die Welt wahr-
zunehmen.« Flusser 1992: 13

* In dieser Arbeit 
werden verschiedene 
Bezeichnungen für die 
fluiden Migrations- und 
Fluchtbewegungen seit 
2015 verwendet werden, 
um Kategorisierungen 
und Zuschreibungen zu 
vermeiden

* Um das aus Sicht der 
Autorin populistisch auf-
geladene Wort »Flüchtlin-
ge« zu ersetzen, wird in 
dieser Arbeit durchgängig 
mit dem Begriff »Geflüch-
tete« gearbeitet. Für einen 
Einblick in den Diskurs 
um Begrifflichkeiten siehe 
u. a. Bruckner/Wehling 
2016; Kothen 2016.

* hinzu kommen weitere 
5.289 Wohnungslose 
ohne Fluchthintergrund in 
Hamburger örUs.
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sich in Lehre und Forschung ethnografisch und praxisorientiert mit urbanen 
Räumen als Prozess sowie dessen baulichen, institutionellen sozialen, politi-
schen, ökonomischen und kulturellen Determinanten auseinandersetzt, er-
scheint dahingehend als sinnvoll und passend, als dass die Komplexität des 
Forschungsinteresses eine Betrachtung aus verschiedenen Perspektiven er-
fordert sowie eine analytische Kombination und Neu-Zusammensetzung all 
dieser Blickwinkel. Dabei ist es ebenso wichtig, nicht im Elfenbeinturm der 
Akademia zu verweilen. Neu geschaffenes Wissen muss verfügbar gemacht 
und zugänglich präsentiert werden. Ziel dieser Arbeit ist also nicht nur die 
Erlangung neuen Wissens, sondern ebenso ein Verfügbarmachen dieses Wis-
sens für alle Interessierten und alle involvierten Stellen. 

Ziel und Forschungsgegenstand
Im Kontext des abgesteckten Relevanz- und Forschungsrahmens eruiert diese 
Arbeit, an welchen Stellen und in welcher Form sich die Zugangsschwierig-
keiten Geflüchteter zum Wohnungsmarkt in Hamburg manifestieren. Be-
sonders eingegangen wird dabei zum einen auf die Rolle, die Funktionsweise 
und die Mechanismen institutioneller Akteur:innen – hier vor allem der zu-
ständigen Behörden BASFI (Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integ-
ration), BSW (Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen), dem Jobcenter, 
dem Zentralen Koordinierungsstab Flüchtlinge (ZKF) und den bezirklichen 
Fachstellen für Wohnungsnotfälle. Hier geht es zunächst um bestehende Un-
terstützungsoptionen und -netzwerke sowie Vermittlungs- und Beratungs-
angebote. Auch zivilgesellschaftliche sowie kirchliche Akteur:innen werden 
diesbezüglich betrachtet und ihre Rolle erörtert. Neben institutionellen 
Strukturen zielt die Forschung zudem darauf ab, Exklusionsmechanismen im 
Zuge der Vergabepraktiken wohnungsgebender Akteur:innen aufzudecken 
und zu differenzieren. 

Weiterhin werden die relevanten Wohnungsmarktsegmente für wohnungslo-
se wohnberechtigte Geflüchtete, die in Form von SGB II finanzielle Unter-
stützung des Jobcenters erhalten und auf Sozialwohnungen angewiesen sind, 
sowie Zugänge zu diesen Beständen erörtert. 
 
Ziel der Arbeit ist es, die individuellen Abläufe einer Wohnraumsuche sowie 
dieser zugrunde liegende, allgemeingültige Strukturen (normativ, gesetzlich, 
institutionell, informell) aufzudecken und sichtbar zu machen. Dabei wer-
den zum einen die subjektive Perspektive der Suchenden und deren indi-
viduelle Wissensbestände, Motivationen, Herausforderungen und Suchwege 
nachvollzogen. Zum anderen werden die Mechanismen, Wirkmächte und 
Funktionsweisen der involvierten und/oder zuständigen institutionellen, zi-
vilgesellschaftlichen und wohnungsgebenden Stellen aufgedeckt. 

Durch das Sichtbarmachen sowohl des Prozesses als auch der Strukturen der 
Wohnungssuche Geflüchteter werden Grenzen und Fehlstellen sowie darauf 

wohnten Wetter. Darum herum wird es immer ungewöhnlicher: die Pro-
vence, Frankreich, Europa, die Erde, das sich ausdehnende Universum. [...] 
Meine Wohnung, dieses Netz von Gewohnheiten, dient dem Auffangen von 
Abenteuern und dient als Sprungbrett in Abenteuer.« (ebd.: 13)
Philosophisch und gleichzeitig so persönlich, dass es unmöglich scheint, sich 
der Tragweite seiner subjektiven Erfahrungen zu entziehen, illustriert Flusser 
– selbst Geflüchteter – so die Bedeutungsebenen der Wohnung im Prozess 
des Ankommens. 

Doch hat eine Wohnung noch einen zweiten, die Ankunft wesentlich beein-
flussenden Charakter: Wohnen ist eng an Teilhabe und Teilnahme geknüpft. 
Die Frage, inwiefern Geflüchtete an der Gesellschaft teilnehmen können, 
steht somit in direktem Zusammenhang mit ihren Teilhabemöglichkeiten 
auf dem Wohnungsmarkt. 

Die Integration Geflüchteter in kommunale Wohnungsmärkte jedoch erweist 
sich, vor allem in Korrelation mit derart angespannten Wohnungsmärkten 
wie dem in Hamburg, als schleppend und problematisch (vgl. u. a. BBSR 
2017a: 74ff). Die hohe Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum ermöglicht 
es Vermietenden, Menschen auszusortieren. Und Geflüchtete scheinen dabei 
als erste durch das Raster zu fallen, was sie zur benachteiligtesten Gruppe 
Wohnungssuchender macht. Politik und Verwaltung wirken gegenüber der 
Problematik sowie gegenüber der Wohnungswirtschaft wie gelähmt, diesbe-
zügliche Forschung ist beinah non-existent. Und so bringt die Migration der 
letzten Jahre nicht nur Aufgaben an Staat, Gesellschaft und Politik mit sich, 
sondern auch an die Wissenschaft. 

Motiv 
Über den ethischen Impetus wissenschaftlicher Arbeit 
Olaf Kleist schreibt, dass Wissenschaft »einem aufklärerischen Impetus ver-
pflichtet« sei (2015: 164). Im Hinblick auf die bestehende Forschungslücke 
und die prekären Unterbringungssituationen in öffentlichen Unterkünften 
sehe ich es als Aufgabe von uns Wissenschaftler:innen an, Sichtbarkeit für die 
Herausforderungen, Phänomene und Probleme der Integration Geflüchteter 
in den Wohnungsmarkt herzustellen sowie Potentiale zu erörtern, diese In-
tegration zu vereinfachen. Weiterhin sehe ich es als Auftrag der Wissenschaft 
an, Neues zu entdecken, Verknüpfungen, Mechanismen und Strukturen so-
wie individuelle Geschichten aufzudecken, zu versammeln, neu anzuordnen 
und zu interpretieren; 
diese lesbar und verfügbar 
zu machen und Lösungs-
ansätze abzuleiten. 
Eine Verortung der For-
schungsarbeit am Lehr-
stuhl Urban Design, der 

»Ohne Wohnung, ohne 
Schutz von Gewöhnli-
chem und Gewohntem 
ist alles, was ankommt, 
Geräusch, nichts ist 
Information, und in einer 
informationslosen Welt, 
im Chaos, kann man we-
der fühlen noch denken 
noch handeln.« Flusser 
1992: 13

»Die Aufgabe der Ge-
sellschaft ist es, diese 
notleidenden Menschen 
aufzunehmen und zu 
versorgen. Das Asylrecht 
gibt hier einen (immer 
schmaleren) rechtlichen 
Rahmen, die Mensch-
lichkeit einen ethischen.« 
Pasel et al. 2016: E

»Jene, die aus ihren 
Herkunftsländern fliehen, 
klagen damit nicht nur 
gegenüber der restlichen 
Welt ihre Menschenrech-
te ein, sie stellen auch 
grundsätzliche Fragen an 
die Sozialwissenschaften. 
Wie gehen in unserer 
globalen Gesellschaft, 
aber auch regional, 
national und lokal, Flucht 
und Vertreibung einher 
mit humanitärer Unterstüt-
zung, mit dem Anspruch 
auf Rechte und Schutz 
für Flüchtlinge?« Kleist 
2015: 150

»Und ich finde immer, die Leute, die nach 
Deutschland kommen – es ist wie ein 
Versuch, ein neue[s] Leben zu finden. Ein 
Versuch, eine Hoffnung.« Rama 2019
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Forschungsstand
Im Schlaglicht der verstärkten Migrationsbewegungen im Sommer 2015 
beschäftigten sich stadtplanerische, stadtsoziologische und architektonische 
Forschungen zunächst hauptsächlich mit Unterbringungsarchitekturen von 
Erst- und Folgeunterkünften. Ethnografisch und soziologisch wurden die 
Raumaneignungspraktiken von Geflüchteten in den als temporär ausgeleg-
ten Sammelunterkünften erörtert (vgl. u. a. Momic 2018; Jesella 2017); auf 
der Suche nach Gestaltungskonzepten für menschenwürdige Willkommens-
architekturen planerische und architektonische Lösungen erarbeitet (vgl. u. a. 
Friedrich et al. 2015; Fuhrhop 2016; Pasel et al. 2016). Sogar der deutsche 
Beitrag* zur Biennale 2016, Making Heimat, beschäftigte sich – für die Bien-
nale ungewöhnlich politisch – mit Ankunftsstädten und der Qualität von 
Gemeinschaftsunterkünften (vgl. Cachola Schmal et. al. 2017). 
Während der Diskurs sich seit 2015 also primär um die Unterbringung von 
Geflüchteten im Asylverfahren, also um Ausstattungen und Architekturen 
der Sammelunterkünfte drehte, gibt es hinsichtlich des Übergangs wohnbe-
rechtigter Geflüchteter in den Wohnungsmarkt kaum Studien und Literatur. 
Der Versuch einer Begründung dessen verweist auf verschiedene Faktoren: 
Zum einen war die Masse an wohnberechtigten wohnungslosen Geflüchteten 
vor 2015 nicht so hoch, als dass deren Integration in den Wohnungsmarkt in 
den Fokus von Forschungen gerutscht wäre. Zum anderen ist da die Tatsache, 
dass die sich gerade erst etablierende und institutionalisierende Migrations- 
und Flüchtlingsforschung in Deutschland noch immer eher eine Randdiszip-
lin darstellt und nur schwammig von anderen Forschungsfeldern abgegrenzt 
ist (vgl. u. a. Kleist 2015). Letzteres wiederum könnte zurückgeführt werden 
auf die lediglich ein paar Dekaden zurückliegende akademische, öffentliche 
und politische Anerkennung Deutschlands als Migrationsland (vgl. u. a. 
Kleist 2015; Castro Varela/Mecheril 2010). Zuletzt ist die Erforschung des 
Zugangs Geflüchteter eng an eine Kenntnis der Versorgungslage Wohnungs-
loser geknüpft: Ein Forschungsfeld, das – einer kaum existenten Wohnfor-
schung in Deutschland geschuldet – wenig erschlossen ist (vgl. Schönig et 
al. 2017). 
 
Veröffentlichungen, die vor dem Jahr 2015 datiert sind, setzen sich zunächst 
auf Basis anderer Parameter (hier vor allem der weitaus niedrigeren Zahl an 
Zugewanderten, die auf den Wohnungsmarkt strömen) mit deren Situation 
auf dem Wohnungsmarkt auseinander. Einzelne Publikationen beschäftigen 
sich zwar mit der Vergabe von Wohnraum an Zugewanderte (vgl. u. a. Stau-
bach 2005; Mersmann 2005), fokussieren jedoch hauptsächlich planerische 
und stadtsoziologische Fragen zu Anforderungen an Wohnung und Woh-
numfeld für Migrant:innen (vgl. u. a. Fischer-Krapohl/Gottwald 2007) sowie 
sozialräumliche Aspekte der Integration und Quartiersentwicklung (vgl. u. a. 
Siebel 2005). 

Befunde wie die Notwendigkeit der Ausrichtung neuen Wohnungsbaus auf 
die Wohnwünsche und Bedarfe von Zugewanderten (vgl. Fischer-Krapohl/

aufbauend Potentiale und Chancen eruiert, die auf die Wohnraumsuche Ge-
flüchteter in Hamburg einwirken und diese ggf. erleichtern können. Die Ar-
beit versteht sich in diesem Sinne auch als Beitrag zu einer wohnungspoliti-
schen Debatte, die zwar mittlerweile, wenn auch viel zu spät, geführt wird, in 
der jedoch die Menschen mit den wenigsten Chancen auf Wohnraum noch 
immer außen vor gelassen werden. 

Forschungsfragen
 
Basierend auf welchen strukturellen und individuellen Faktoren ist es möglich, als Ge-
flüchtete:r in Hamburg eine Wohnung zu finden? 

Was für Problematiken ergeben sich in der Wohnraumsuche?

Was sind die häufigsten Gründe für ein Scheitern?

Welche Auflagen, Vorschriften, Gesetze und administrativen Mechanismen beeinflus-
sen die Wohnraumsuche? 

Was gibt es für Initiativen / Organisationen / Institutionen, die die Wohnraumsuche 
unterstützen? Wie funktionieren diese? 

 
Wie sieht eine typische »Fallkonstellation« aus?

Welche Vermietenden sind am ehesten bereit, Wohnraum an Geflüchtete zu vergeben 
und warum? 

Welche sozialen und/oder strukturellen Exklusionsmechanismen lassen sich auf instituti-
oneller und wohnungsgebender Seite erkennen? 

Inwiefern sind Geflüchtete während der Wohnungssuche handlungsfähig?

Welche Rolle spielt das Wohnen in Bezug auf das (Zurück-) Erlangen einer Handlungs-
fähigkeit Geflüchteter?

* kuratiert von Oliver 
Elser & Anna Scheuer-
mann

»Es gibt keine Recht-
fertigung, die Gründe 
des menschlichen Leids 
zu studieren und zu 
versuchen zu verste-
hen, wenn das Ziel der 
eigenen Studien es nicht 
ist, Wege zu finden, das 
Leid zu vermindern und 
zu verhindern.« Turton 
2003: 16 
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Im Rahmen aktuell laufender Studien wie dem BMBF-Verbundforschungs-
projekt StraInWo, welches u. a. das Probewohnen-Projekt in Lübeck unter-
sucht, der laufenden Difu-Studie Zusammenhalt braucht Räume – integratives 
Wohnen mit Zuwanderern sowie einer vom vhw in Zusammenarbeit mit Ur-
banPlus durchgeführten Studie zu Belegungspolitiken werden für die vorlie-
gende Arbeit relevante Felder wie Wohnungsvergabepraktiken, Wohnerfah-
rungen und Vermittlungsoptionen untersucht, jedoch werden diese bis zum 
Abschluss dieser Arbeit nicht veröffentlicht.

Eine Forschungsarbeit, die sich explizit mit der Integration Geflüchteter in 
eigenen Wohnraum und damit einhergehenden Komplikationen befasst, ist 
die Masterthesis Housing Matters. Die Wohnsituation Geflüchteter als Frage lo-
kaler Bürgerschaft (2018) des Soziologen Philipp Piechura. Im Hinblick auf 
den Übergang Geflüchteter in eigenen Wohnraum in Berlin untersucht die 
Arbeit Hürden, Unterstützungsmaßnahmen, relevante politische Instrumen-
te sowie die Relevanz des Aufenthaltsstatus sowie des Wohnberechtigungs-
scheins und ist somit äußerst informativ für die vorliegende Forschung. 

Die Schlusserkenntnis Piechuras, die »Unterbringung Geflüchteter erhält hier 
als Wohnraumfrage eine allgemeinere politische Dimension« (Piechura 2018: 
61) verweist zudem erneut auf die Relevanz des Forschungsschwerpunktes 
dieser Arbeit: Die Untersuchung der Wohnsucherfahrungen Geflüchteter 
auf dem Hamburger Wohnungsmarkt und daran geknüpfte wohnpolitische 
Implikationen. Auf eine hier bestehende Forschungslücke verweist auch die 
BBSR-Studie Integration von Flüchtlingen in den regulären 
Wohnungsmarkt, die einen »Forschungsbedarf in Hinblick 
auf die Frage, durch welche Rahmenbedingungen und 
Steuerungsstrukturen die Integration von Flüchtlingen in 
den regulären Wohnungsmarkt gelingt und welche Hemm-
nisse auftreten« erkennt (BBSR 2017a: 15). Mit Blick auf 
die bestehende Lücke in der Erforschung subjektiver Erfah-
rungen Geflüchteter im Ankunftsprozess konstatiert der Sozialwissenschaftler 
Ingmar Zalewski weiterhin, »dass die Forschung für die Weiterentwicklung 
von theoretischen Perspektiven und empirischen Konzepten weiterhin auch 
explorativ ausgerichteter Studien bedarf« (Zalewski 2017: 8).

Gottwald) sind heute aktueller denn je, werden jedoch wissenschaftlich bisher 
stiefmütterlich behandelt. Während die Beschäftigung mit der Produktion 
adäquaten Wohnraumes nicht nur für Geflüchtete, sondern für eine Gesell-
schaft im Wandel absolut notwendig ist und gerade hier der Transfer zwi-
schen Wissenschaft und Praxis immense Fehlstellen aufweist, geht es jedoch 
in dieser Arbeit explizit um die Integration Geflüchteter in bereits existenten 
Wohnraum, nicht um die Frage, wie neu gebaut werden kann und soll. 

Studien öffentlicher und privater Forschungsinstitute, stadtsoziologische For-
schungen sowie ein Bericht der 2016 von der Schader Stiftung ausgerichteten 
Denkwerkstatt zum Thema Herkunft – Ankunft – Zukunft (vgl. Albrecht/
Riegger 2016) betonen allesamt die Wichtigkeit des Wohnens »für eine ge-
lingende Integration von Geflüchteten« (Gliemann/Szypulski 2018: 119). 
Weiterhin thematisieren die Publikationen die eklatanten Wohnungsengpäs-
se, vor allem in deutschen Großstädten, und fordern eine Ausweitung der 
sozialen Wohnraumförderung und der Schaffung sozialen Wohnraumes (vgl. 
BBSR 2017a: 15; Albrecht/Riegger 2016; Heyn 2016; Foroutan et al. 2017; 
Gliemann/Szypulski 2018).

Die Ökonomen Konstantin A Kholodilin und Dmitry Chervyakov vom 
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung diskutieren in diesem Kontext 
ebenso wie der Geograph Timo Heyn vom empirica Institut die Sinnhaftig-
keit einer Beschränkung der Freizügigkeit und eine damit einhergehende 
Steuerung des Zuzugs in Richtung kleine Städte und ländliche Gebiete (vgl. 
Kholodilin/Chervyakov 2015: 5; Heyn 2016: 6f ). 
Im Hinblick auf den Mangel an bezahlbarem Wohnraum forderten der 
Deutsche Städtetag (2015) sowie weitere kommunale Spitzenverbände der 
Wohnungswirtschaft die Ausweitung der sozialen Wohnraumförderung so-
wie die Schaffung neuen sozialen Wohnraumes (vgl. BBSR 2017a: 15). 

Medienbeiträge, eine Studie des Berliner Instituts für empirische Integrations- 
und Migrationsforschung (Foroutan et al. 2017) und der vhw-Migrantenmili-
eu-Survey 2018 weisen darauf hin, dass Geflüchtete auf dem Wohnungsmarkt 
mit starker Diskriminierung konfrontiert sind und oft massive Schwierig-
keiten haben, eine Wohnung auf dem freien Wohnungsmarkt anzumieten. 
Gliemann/Szypulski fordern in diesem Kontext eine Stärkung der Antidiskri-
minierungspolitik in Form von Gesetzen aber auch von Beratungsstellen (vgl. 
Gliemann/Szypulski 2018: 119f ). 

Insgesamt gesehen werden alle mit der Integration Geflüchteter in den Woh-
nungsmarkt verbundenen Thematiken zwar in Publikationen aus unter-
schiedlichen Disziplinen und Hintergründen angeschnitten, jedoch im Hin-
blick auf das Forschungsinteresse dieser Arbeit nicht hinreichend aufgezeigt 
und untersucht. 

»Im Anschluss daran [an 
die Sammelunterbrin-
gung] muss ein schneller 
Zugang zu einer eigenen 
Wohnung das Ziel von 
kommunaler Integrati-
onsbestrebungen sein« 
Gliemann/Szypulski 
2018: 119

»Stadtgeschichten sind 
immer auch Migrations-
geschichten« Yildiz 2013: 9
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Positionierung
Im Kontext der durchaus als sensitiven Thematik erscheint eine Einordnung 
des Forschungsfeldes sowie eine Positionierung der Forscherin im Feld als 
sinnvoll. Wie bereits eingangs erwähnt, ist das Forschungsfeld Flüchtlings- 
und Migrationsforschung im deutschsprachigen Raum nicht eindeutig abge-
grenzt und zudem eher in den Peripherien der Sozial- und der Raumwissen-
schaften angesiedelt (vgl. Kleist 2015: 151). Kleist stellt in diesem Kontext 
die These auf, das die Bedeutung von Flüchtlingsforschung durchaus den 
deutschsprachigen wissenschaftlichen Raum erreicht habe, jedoch (zu) häu-
fig unter dem Schirm anderer, »klassischer« Forschungsdisziplinen laufe und 
dementsprechend noch immer als Randdisziplin gehandelt werde. 
Basierend auf meinem persönlichen disziplinären Hintergrund, der sich in 
der Urbanistik, den Kultur- und den Sozialwissenschaften verortet, ist diese 
Arbeit eine stadtsoziologische und positioniert sich als Beitrag zu lokaler So-
zial- und Wohnungspolitik. 
 

Forschungsethik
Geflüchtete sind besonders schutzbedürftige, diskriminierte und verletzliche 
Menschen, die sich häufig in äußerst prekären Lebenssituationen befinden. 
Studien zufolge leiden mehr als 40 Prozent der in Sammelunterkünften le-
benden Geflüchteten unter posttraumatischen Belastungsstörungen (vgl. Za-
lewski 2017: 7). Kleist schreibt der Flüchtlingsforschung in diesem Sinne 
nicht nur einen besonders relevanten politischen und sozialen, sondern vor 
allem methodisch-ethischen Charakter zu (vgl. Kleist 2015: 163), welchen 
auch ich als elementar erachte. Vor allem in Bezug auf die empirische For-
schung war es in diesem Sinne ein besonderes Anliegen, behutsam und sensi-
tiv sowie in Korrespondenz mit vorhandener Literatur (u. A. Zalewski 2017, 
Kleist 2015) und in stetiger Rückkopplung mit den betreuenden Lehrenden 
vorzugehen. Auch das Bewusstsein ob des Ungleichgewichts meines persönli-
chen Hintergrundes als deutsche Staatsbürgerin mit sicherem Aufenthaltssta-
tus, sozialer Absicherung sowie stets festen Wohnsitzen war im Rahmen der 
Forschung stets präsent und wird gesondert reflektiert. 
 

Basierend auf den ethischen Implikationen, die diese Arbeit mit sich bringt, 
stellte sich mir im Vorfeld der Forschung ebenfalls die Frage, inwiefern es 
vertretbar sein kann, durch die empirische Forschung die ohnehin prekäre 
Lebenssituation der Gesprächs- und Interviewpartner:innen mit Fluchthin-
tergrund zu fokussieren und sie somit womöglich noch weiter auf diese auf-
merksam zu machen. Sowohl die Literatur als auch Gespräche mit anderen 
Wissenschaftler:innen wiesen jedoch darauf hin, dass viele Geflüchtete das 
Interesse an ihrer Situation schätzen und im expliziten Kontext der Woh-
nungssuche die Präsenz einer Begleitung mit deutscher Staatsbürgerschaft 
nur hilfreich ist. Diese Vorannahmen bestätigten sich durchgängig im Zuge 
der Forschung. 

Empirische Arbeit
Im Sinne von Kleist, der für die Flüchtlingsforschung einen subjektzentrier-
ten bottom-up-Forschungsansatz fordert (vgl. Kleist 2015: 160), als auch von 
Zalweski, der ebenfalls die Notwendigkeit einer Forschung aus der Perspek-
tive Geflüchteter betont, auch und vor allem um einer »Reproduktion von 
Paternalismus in der gegenwärtigen Flüchtlingsdebatte« (Zalewski 2017: 3) 
entgegenzuwirken, sollte die Perspektive Geflüchteter den Ausgangspunkt 
und Forschungsfokus dieser Arbeit darstellen. Im Vordergrund stand somit 
die empirische und analytische Erschließung des Forschungsfeldes, die auf 
den individuellen Sucherfahrungen der Geflüchteten basieren sollte. Die 
subjektiven Perspektiven der Geflüchteten auf Wohnungssuche und derer, 
die bereits eine Wohnung gefunden haben, erfolgte in Form von Interviews, 
informellen Gesprächen sowie teilnehmenden Beobachtungen aus der Be-
gleitung einer Wohnraumsuche als ehrenamtliche Wohnungslotsin. 

Auch die strukturelle Ebene wurde in Form von Interviews sowie einigen Ex-
pert:innengesprächen erschlossen. Die Auswahl der Gesprächspartner:innen 
ergab sich aus einem vorher auf Basis einer ersten Feldsondierung erstellten 
Akteursnetzwerkes. Ziel war die möglichst breite Abdeckung von Perspekti-
ven sowohl aus der Wohnungswirtschaft*, der kommunalen Verwaltung und 
zivilgesellschaftlichen, kirchlichen sowie sozialen Institutionen. 

Im Hinblick auf die bestehende Forschungslücke war die Forschung explora-
tiv; im Sinne der Grounded Theory zirkulär angelegt und folgte der Prämisse 
der Gegenstandsangemessenheit: So ergaben sich die Methoden aus der Be-
schäftigung sowie den Erfahrungen des zu untersuchenden Phänomens und 
wurden dementsprechend ausgewählt und angepasst (vgl. Zalewski 2017: 
16).

Methodik & Aufbau 

»Das Relevanzsystem der 
Geflüchteten kann daher 
gerade nicht mit dem des 
Forschenden gleichge-
setzt werden« Zalewski 
2017: 18

»Nur wenn Flüchtlinge ins 
Zentrum der Forschung 
rücken, statt als Normab-
weichungen behandelt 
zu werden, können ihre 
Umstände und Erforder-
nisse angemessen erfasst 
werden« Kleist 2015: 154

* Weder die SAGA als 
kommunales Wohnungs-
unternehmen noch eine 
Immobilienverwaltung 
oder private Wohnungs-
gesellschaft konnten für 
ein Interview gewonnen 
werden. Die Perspektive 
der privaten Wohnungs-
wirtschaft wird somit nur 
durch den Grundeigentü-
merverband abgedeckt.

¬ »MTT7 – Focus 
Methods« Reflektion der 
im Rahmen der Thesis-
forschung angewandten 
Methoden [gesonderte 
Arbeit]
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Operationalisierung
Empirie und Theorie in Wechselwirkung
Im Sinne der Grounded Theory wurde im Wech-
selspiel zwischen Datenerhebung, Datenanalyse 
und Theoriebildung geforscht. Mit dem Ziel der 
Theoriebildung in iterativer Auseinandersetzung 
mit dem Forschungsgegenstand wurde das empi-
rische Material in mehreren Durchläufen kodiert, 
analysiert, mit Theorie angereichert und erneut 
kodiert (vgl. Götzö 2013; Strauss/Corbin 1996).

Phase 1
Für die erste Forschungsphase wurde eine Kom-
bination aus grundlagentheoretischer Forschung 
und explorativer empirischer Forschung gewählt. 
Da sich aus dem Forschungsstand zunächst we-
nig relevante flankierende Literatur ergab, wurde 
im Vorfeld der empirischen Forschung vor allem 
der direkte Kontext der Wohnungssuche Geflüch-
teter – der aktuelle Hamburger Wohnungsmarkt 
sowie die spezifische Rechtssituation wohnungslo-
ser Geflüchteter mit Wohnberechtigung – erfasst. 
Dies sollte einer Einschätzung der Implikationen 
einer Wohnungssuche auf dem aktuellen Markt 
sowie einer späteren Erörterung möglicher Stell-
schrauben und Verbesserungspotentiale dienen. 

Um die Forschungsfrage mehrschichtig zu unter-
suchen, sollte die Empirie sowohl die subjektive 
Ebene der Geflüchteten und ihrer Wohnungssu-
chen als auch die strukturelle Ebene der in die 
Wohnungssuche bzw. Wohnungs(ver)gabe impli-
zierten Akteur:innen in den Blick nehmen. Mit 
dem Ziel einer erweiterten Erkenntnisgewinnung 
wurden verschiedene methodische Zugänge (z. B. 
Interviews, Expert:innengespräche, teilnehmen-
de Beobachtungen) im Sinne einer Triangulation 
(vgl. u. a. Flick 2009: 309) kombiniert. 

Phase 2
Aus der ersten Auswertung empirischer Daten, 
Versammlung & Auswertung, ergab sich ein weite-
re theoretisches Feld, welches im weiteren Verlauf 
flankierend zur Auswertung der Empirie erarbei-
tet und auf diese angewendet wurde. 

Abb. 1: Operationalisierung
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adäquatere Perspektive bei Dorothee Geiger und ihrer Studie zur Handlungs-
fähigkeit von geduldeten Flüchtlingen in Deutschlanf (2016) gefunden. Als 
Grundlagenliteratur zur Einordnung des Konzeptes der Handlungsfähigkeit 
in den Sozialwissenschaften wurde auf Emirbayer/Mische (1998) sowie den 
Psychologen Klaus Holzkamp (1986) zurückgegriffen. 
Um den Themenkomplex Aktivierung und Passivierung weiter zu durchdrin-
gen, ergab sich im Hinblick auf die Marginalisierung und Passivierung der 
Geflüchteten im weiteren Verlauf die Idee, diesen anhand postkolonialer 
Kritik weiter zu untersuchen. Vor allem das Konzept der Subalternität als 
»Extremform« von Marginalisierung erschien hier als interessanter Rahmen, 
anhand dessen die Passivierung Geflüchteter auf Wohnungssuche dekontex-
tualisiert und weiter analysiert werden könnte. Das Konzept der Subalternen 
wurde anhand von Sekundärliteratur sowie des wichtigsten Textes zur Sub-
alternität, Can the Subaltern Speak? von Gayatri Spivak (1994) erschlossen. 
Gleiches gilt für das im weiteren Verlauf angewandte, ebenfalls in der post-
kolonialen Theorie zu verortende Konzept des Dritten Raumes (vgl. Bhabha 
1994). 

Aufbau der Arbeit
Der Aufbau der vorliegenden Arbeit folgt zunächst dem einer klassischen 
wissenschaftlichen Arbeit. Das grundlagentheoretische Kapitel 02 Elemen-
tares dient der Kontextualisierung der Wohnungssuche Geflüchteter und 
bietet, neben den rechtlichen Grundlagen einer Wohnberechtigung Geflüch-
teter, einen Überblick der aktuellen Wohnungsmarktsituation in Hamburg, 
Wohnungsmarktpolitiken und zu erwartenden zukünftigen Entwicklungen. 
Die in die Wohnungssuche und -vergabe involvierten Akteur:innen werden 
anhand eines Akteursnetzwerkes dargestellt sowie ihre Motivationen und 
Hintergründe aufgezeigt. Kapitel 03 Narrative greift in Form zweier »Arch-
etypen« die verschiedenen Perspektiven und Vorstellungen hinsichtlich der 
Wohnungssuche Geflüchteter in Hamburg auf: Narrativ A zeichnet die Vor-
stellung der Behörden der Wohnungssuche Geflüchteter nach, während Nar-
rativ B, basierend auf den geführten Interviews und teilnehmenden Beobach-
tungen, einen Querschnitt der Realität abbildet. Narrativ B wird weiterhin 
durch individuelle Suchbiografien der Interviewten untermauert und der 
subjekt-orientierte Forschungsansatz in eine subjekt-orientierte Darstellung 
übersetzt. Kapitel 04 Erkenntnisse zeigt die durch die Empirie gewonnenen 
Erkenntnisse anhand der beiden Themenkomplexe Vektoren, die die Wohn-
raumsuche beeinflussen und Handlungstypologien während der Suche auf und 
analysiert diese umfassend. Basierend auf den erarbeiteten Erkenntnissen so-
wie dem Ziel, Potentiale und Handlungsspielräume zu eruieren, werden in 
Kapitel 05 Darüber Hinaus anhand einer Montage sowohl Handlungsnot-
wendigkeiten als auch Handlungsoptionen aufgezeigt sowie Positionen und 
Möglichkeiten diskutiert. 

Das problemzentrierte Interview
Für die Interviewführung mit geflüchteten Betroffenen in Bezug auf die Fra-
gestellung und das Ziel der explorativen Erkenntnisgewinnung wurde das 
problemzentrierte Interview als geeignete Methode ausgewählt. Als Kombi-
nation eines narrativ-biografischen Gesprächs und eines standardisierten In-
terviews dient das problemzentrierte Interview dazu, einerseits genug Raum 
für Narrationen sowie die Entfaltung des Relevanzsystems der Betroffenen zu 
geben und andererseits den Fokus auf die Forschungsfrage und ein gezieltes 
Gespräch beizubehalten (vgl. Zalewski 2017: 23). Die problemzentrierten 
Interviews wurden mit einem stichpunktartigen Leitfaden, der besonders vie-
le offene Fragen enthielt, vorbereitet. 
Um die Positionierung der einzelnen Akteur:innen so genau wie möglich 
herausarbeiten zu können, wurden auch die Expert:inneninterviews als pro-
blemzentrierte, offene Interviews vorbereitet und geführt, wobei der Inter-
viewleitfaden hier dichter und zum Gesprächsende hin sehr spezifisch ange-
legt war. Sowohl die Betroffenen- als auch die Expert:inneninterviews waren 
trichterförmig angelegt und zielten darauf ab, das Gespräch an den Relevanz-
strukturen der Interviewten auszurichten sowie, wenn nötig, zurück auf die 
Forschungsfrage zu leiten. 

Auswertung & Theoriebildung
Im Sinne der Grounded Theory wurden alle Interviews in mehreren Schritten 
kodiert. Nach einem ersten Durchgang des offenen Kodierens wurden Ko-
des sowie Schlüsselkategorien festgehalten. Im Zuge einer axialen Kodierung 
wurden Relationen zwischen einigen der Kodes und Schlüsselkategorien er-
stellt und erste Theorien gebildet (vgl. Götzö 2013: 447ff). Auf Grundlage 
dieser ersten Erkenntnisse wurden Theorien gebildet, welche sowohl mit zu-
sätzlicher Literatur als auch durch eine erneute, selektive Kodierung des em-
pirischen Materials überprüft und angereichert wurden. So wurden sämtliche 
Bausteine der Erkenntnis aus dem Material selbst herausgearbeitet und an-
hand von Literatur sowie des Materials selbst fundiert und kontextualisiert. 

Flankierende Theorie
Nachdem sich im Zuge der ersten offenen Kodierungsrunde deutliche Hand-
lungstypologien der verschiedenen Akteur:innen herauskristallisiert hatten 
und diese im Rahmen einer axialen Kodierung in Aktivität und Passivität 
sowie in aktivierende Handlungen und passivierende Handlungen eingeordnet 
werden konnten, wurde vor der weiteren Interviewauswertung eine theoreti-
sche Literaturrecherche zum Thema Handlungsfähigkeiten vorgenommen. Die 
wissenschaftlichen Beschäftigungen mit dem Themenkomplex weisen eine 
große Bandbreite und Komplexität auf. In Bezug auf die Handlungsfähig-
keit Geflüchteter gibt es explizite Arbeiten von Michel Agier (2002), Giorgio 
Agamben (2005) und Adam Ramadan (2013). Da diese sich hauptsächlich 
mit Geflüchteten in Zeltlagern im Mittleren Osten beschäftigen, wurde eine 

Es soll darauf verwie-
sen werden, dass auch 
Geflüchtete Expert:innen 
sind, nämlich Expert:in-
nen für ihre Situation und 
Suche. Um ein besseres 
Verständnis zu erzeugen, 
wird an dieser Stelle 
trotzdem die sprachliche 
Abgrenzung zwischen 
Betroffenen und Ex-
pert:innen vorgenommen.

¬ S. 13, Abb. 1 
Operationalisierung 
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Um eine gewisse Niedrigschwelligkeit – so diese denn in Form einer Mas-
terthesis möglich ist – zu bewahren und die vorliegende Arbeit möglichst 
Vielen zugänglich und handhabbar zu machen, wurde darauf verzichtet, die 
theoretische Rahmung allzu stark in den Lesefluss einzubringen. Die Arbeit 
flankierende und ergänzende Ausarbeitungen zu drei verschiedenen primär 
geisteswissenschaftlichen Themenblöcken wurden in diesem Sinne in Exkur-
sen ausgelagert, sodass jede:r Interessierte sich diese nach eigenem Gusto zu 
Gemüte führen kann. Die in Essay-Form gehaltenen theoretischen Überle-
gungen sind jedoch für das Verständnis der empirischen und grundlagenthe-
oretischen Arbeit nicht notwendig. 

Abb. 2: Aufbau der Arbeit
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Als stetig wachsende und äußerst beliebte Metropolregion ist Hamburg seit 
nunmehr drei Dekaden mit einer konstant steigenden Wohnungsnachfrage 
konfrontiert (vgl. HASPA 2013: 11), die sich immer weni-
ger mit dem Angebot an Wohnraum deckt. Doch Urbani-
sierungsprozesse und internationale Zuwanderung erklären 
lange nicht das Ungleichgewicht zwischen verfügbarem 
Wohnraum und Nachfrage, das sich in einer sich immer 
weiter zuspitzenden Wohnungsknappheit manifestiert. Die 
»Neue Wohnungsfrage« (vgl. Holm 2017; Wiedenhöfer/
Wolfart 2019: 23ff) ist – nicht nur in Hamburg – das Produkt einer Über-
nahme der Wohnraumproduktion durch eine aggressive, renditeorientierte 
Wohnungswirtschaft, die seit Jahrzehnten an vor allem sozialen Bedarfen 
vorbei produziert, und einer Wohnungspolitik, die den Markt immer weiter 
sich selbst überließ. 

Die neue Wohnungsfrage
»Die Rückkehr der Wohnungsfrage steht somit auch für eine Rückkehr der 
politischen Ökonomie, einer historisch informierten 'Wirtschaftslehre für 
schlechte Zeiten', die [...] den Konflikt um Reichtumsverteilung wieder auf 
die Tagesordnung einer debattierenden Öffentlichkeit setzt« (Dell 2013: 
186). Mit seinem Hinweis auf den Zusammenhang zwischen Wohnraum-
knappheit und politischer Ökonomie verweist Dell auf die wechselseitigen 
Abhängigkeiten von ökonomischem und politischem System im Kontext der 
neuen Wohnungsfrage sowie auf die Bedeutung politischen und städtebau-
lichen Handelns im »Diskurs um die Ökonomie des Wohnens« (ebd.: 6). 

Denn: Wohnen wandelte sich in den vergangenen dreißig Jahren von einer 
öffentlichen Aufgabe in ein Geschäft. Ein vollkommen deregulierter, finan-
zialisierter und in vielen Kommunen größtenteils privatisierter Wohnungs-
markt lässt diese beinahe handlungsunfähig gegenüber dem mächtigen Markt 
erscheinen (vgl. u. a. Dell 2013: 23; Holm et al. 2015: 71ff; Holm 2018). 
Die Folge ist eine Wohnungsknappheit, die sich, je näher man preiswerten 
Wohnungsbeständen kommt, zu einem deutlichen Defizit ausprägt. 

Hamburger Wohnungsmarkt 
und -politiken

»Wie steht es mit dem 
Wohnen in unserer 
bedenklichen Zeit?« 
Heidegger 1951: 110

»In der Wohnungsfrage 
spiegelt sich das Parado-
xon des Wohlfahrtstaats: 
Das Ortloswerden der 
Macht in der substanz-
losen Form der Gesell-
schaft hat zwangsläufig 
zunehmende Unsicher-
heit, gerade aufgrund 
gesellschaftlicher Ratio-
nalisierungsprozesse, zur 
Folge.« Dell 2013: 182

Seit der Ära Kohl wurde der soziale Wohnungsbau im Zeichen des Neoli-
beralismus stetig reduziert; die Versorgung aller Bevölkerungsschichten mit 
Wohnraum größtenteils dem Markt überlassen (vgl. u. a. Dell 2013; Holm 
et al. 2015; Holm 2018). Während das Hamburger kommunale Wohnungs-
unternehmen SAGA im Gegensatz zu kommunalen Wohnungsgesellschaften 
anderer Städte nicht privatisiert wurde, wurde deren Bautätigkeit deutlich 
weniger gefördert und ebenso weniger politisch eingefordert. Die private 
Wohnungswirtschaft hingegen profitierte in den vergangenen Jahrzehnten 
zwar von staatlichen Fördergeldern, bedient jedoch die Bedarfe der wach-
senden Gruppe einkommensarmer städtischer Haushalte nicht ausreichend. 
Ganz im Gegenteil: Der aktuelle Wohnungsneubau ist rendite-orientiert; 
Wohnungsneubau also weitestgehend auf die profitablen Bereiche des Woh-
nungsmarkts ausgerichtet (vgl. Holm 2017: 45). Die Konsequenzen sind 
verheerend: Eine Berechnung des NDR-Magazins Panorama basierend auf 
Marktdaten des empirica Instituts zeigt, dass nur 4,7 Prozent der in den ver-
gangenen Jahren privat gebauten Mietwohnungen für die Mehrheit der Be-
völkerung bezahlbar* sind (vgl. Müller 2016). 

Die Folge in Hamburg: Ein Defizit* an knapp 150.000 bezahlbaren Woh-
nungen, 100.000 davon Sozialwohnungen (vgl. Holm et al. 2018: 70). 

(Politische) Instrumente und deren Wirksamkeit 
Eine gesamtgesellschaftliche Versorgung mit Wohnraum unter diesen Vor-
aussetzungen ist trotz zaghafter politischer Eingriffe (wie z. B. der Kappungs-
grenze und der Mietpreisbremse) und existierender Förderprogramme lang-
fristig an profitorientierten privatwirtschaftlichen Strukturen sowie deren 
Freiheit, sich im Zeichen neoliberaler Privatisierungspolitiken dereguliert zu 
entfalten, gescheitert. 
Realitätstaugliche Perspektiven für eine faire Wohnraumversorgung und eine 
fortschrittliche Wohnraumproduktion erfordern politische Eingriffe un-
ter der Prämisse, dass Wohnraum kein ökonomisches, sondern ein soziales 
Gut sowie ein Menschenrecht ist. Und auch, wenn die Wohnungskrise in 
ihrem 14. Regierungsjahr nun doch auch bei Frau Merkel auf dem Radar 
erschienen ist (vgl. Ismar 2019) – verantwortlich für die soziale Wohnraum-
versorgung sind seit der Föderalismusreform 2006 hauptsächlich Länder und 
Kommunen (vgl. Holm et al. 2015: 69f ). Was sich in den im Zuge der letz-
ten Jahre auftretenden Debatten auf Bundes-, Landes- und Kommunalebene 
abzeichnet, sind die aufgrund jahrzehntelanger Vernachlässigung und Priva-
tisierung teils sehr eingeschränkten Möglichkeiten zur Steuerung der lokalen 
Wohnungsmärkte.

Zoom: Hamburg 
Im Stadtstaat Hamburg begegnet man der steigenden Nachfrage nach Wohn-
raum seit 2011 in Form von Verträgen zwischen Stadt und Wohnungswirt-

»Alle blicken sie nun auf 
ein Marktversagen, das 
sie selbst verursacht 
haben.« Müller 2016

*Als bezahlbar gelten 
Mietpreise, die 30 
Prozent des Haushalts-
nettoeinkommens nicht 
überschreiten (vgl. Holm 
et al. 2018: 22)

* Hamburg fehlen laut 
einer Studie von Holm 
et al. über 100.000 
bezahlbare Wohnungen 
für die Einkommensgrup-
pe von < 60 Prozent des 
Bundesmedians. Wird die 
Einkommengruppe von 
60 < 80 Prozent mit ein-
berechnet, fehlen knapp 
150.000 Wohnungen.
Bei einem Versorgungs-
bedarf von 146.463 (<60) 
+ 145.149 ( 60<80) 
fehlen somit für etwa 50 
Prozent der einkommens-
schwachen Bevölkerung 
angemessene Wohnun-
gen (vgl. Holm et al. 
2018: 70; 98).
Die berechneten Versor-
gungslücken basieren 
auf einem komplexen Ab-
gleich von Versorgungs-
bedarfen, -potentialen 
und -graden und weichen 
somit von sich aus den 
rohen Zahlen ¬ S. 23-25 
Haushalte, Wohnungsbe-
stände und Wohnbautä-
tigkeiten ergebenden 
Versorgungslücken ab.
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schaft (Bündnis für das Wohnen) bzw. der Stadt und den Bezirken (Vertrag für 
Hamburg). Die Verträge dienen als Handlungsrahmen, der alle Beteiligten 
zur die Erfüllung der vereinbarten Neubauziele von 10.000 Wohnungen pro 
Jahr anhält, jedoch nicht verpflichtet. Nach Anlaufschwierigkeiten wurden 
im Jahr 2018 tatsächlich 10.674 Wohnungen gebaut (vgl. FHH Senatskanz-
lei o. J.; IFB 2019: 35). Doch wird der Wohnraum gebaut, der gebraucht wird? 
Hier divergieren die Zielsetzungen noch immer mit den eigentlich gemesse-
nen, auf der Hand liegenden Bedarfen. Der starke Einfluss einer Wohnungs-
wirtschaft, die nur ungern sozial baut und die Tatsache, dass Sozialverbände 
wie z. B. Mieter:innenvereine keine Bündnispartner:innen sind, geschwei-
ge denn eine Stimme in der Hamburger Wohnungspolitik haben, wird hier 
mehr als deutlich. 

Dabei ist zunächst zu betonen, dass die Bauanstrengungen der Freien und 
Hansestadt Hamburg heute besser sind als in den vergangenen Dekaden 
und tendenziell auch das Bewusstsein für die Kluft* zwischen Einkommens-
gruppen und astronomischen Mietpreisentwicklungen besteht. Angesichts 
des verheerenden Mangels an bezahlbarem Wohnraum für Haushalte mit 
niedrigem und mittleren Einkommen jedoch erscheinen Zielsetzungen, die 
lediglich den Neubau von 3.000 Mietwohnungen mit Mietpreis- und Be-
legungsbindungen zur Verbesserung des Wohnungsangebots für Menschen 
mit geringem Einkommen vorsehen im Vergleich zu den 7.000 frei finan-
zierten Wohnungen nach Adam Riese schlichtweg fehlgeleitet. Ein Blick auf 
die Zahlen genügt – der angepeilte Neubau von 3.000 öffentlich geförderten 
Wohnungen pro Jahr genügt gerade so, um die Anzahl an belegungs- und 
mietpreisgebundenen Wohnungen in den nächsten Jahren zu halten – nicht 
jedoch, um diese zu steigern. 

An dieser Stelle soll erneut auf das Defizit von 150.000 bezahlbaren Woh-
nungen (vgl. Holm et al. 2018: 70) verwiesen werden. 

Problematisch sind zudem die kurzen Bindungszeiträume, mit denen neue 
Sozialwohnungen belegt sind. Während Sozialwohnungen, die vor dem 1. Ja-
nuar 2018 genehmigt wurden, lediglich eine Bindungslaufzeit von 15 Jahren 
haben, wurde diese seit dem Jahr 2018 zumindest auf 20 Jahre erhöht (vgl. 
BSW 2019). Da massenhafte Bindungsausläufe als einer der Kernauslöser 
aktuellen und vor allem zukünftigen Mangels an bezahlbarem Wohnraum 
zu erachten sind, sollte jedoch eigentlich bekannt sein, dass Bindungsfristen 
von 15 bis 20 Jahren nicht ausreichen, um eine nachhaltige Wohnraumver-
sorgung auch der Geringverdienenden zu gewährleisten. 

Angesichts der prekären Lage bleibt unverständlich, wieso nicht zwei Drittel 
des Neubaus oder sogar auch mal hundert Prozent öffentlich gefördert reali-
siert werden und mit langfristigen Belegungsbindungen ausgestattet werden. 

* Um diese zu berück-
sichtigten, hob der Senat 
2018 die Einkommens-
grenzen in der Hambur-
ger Wohnraumförderung 
im 1. Förderweg für Sozi-
alwohnungen um 11 Pro-
zent an, im 2. Förderweg 
um 5,6 Prozent. Damit 
sind knapp 40 Prozent 
der Hamburger Haushalte 
sozialwohnungsbrechtigt 
(vgl. Schipkowski 2018).

Das Bündnis für Wohnen, 
ein Abkommen zwischen 
dem Senat, der Woh-
nungswirtschaft und der 
SAGA, verfolgt das Ziel, 
die aktive Weiterentwick-
lung der Wohnraumver-
sorgung auf einem hohen 
Niveau (vgl. FHH-BSW 
2019). Dies soll durch 
die Baugenehmigung 
von 10.000 Wohnungen 
(davon 3.000 öffentlich 
gefördert) pro Jahr, für 
die sich die Bündnispart-
ner einsetzen, verwirklicht 
werden.

7.920

2.313

2017
Neugebaute Wohnungen

öffentlich gefördert

10.674

2.313

2018
Neugebaute Wohnungen

öffentlich gefördert

WOHNBAUTÄTIGKEITEN

»Wir wollen 3.000 Wohnungen pro 
Jahr fördern und das tun wir auch.« 

Mathias Kock, Wohnbaukoordinator Stadt Hamburg

Abb. 3 [rechts] Sozialwohnungsbestände und Wohnbautätigkeiten; Abb. 4 [S. 24]: Haushalte und Wohnungsbestände in Hamburg
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974.000
Stand Ende 2016

80.928
Stand 2019Stand 2019

Sozialwohnungsbestand

Gesamtwohnungsbestand Hamburg
Haushalte in Hamburg

[darunter 961.000 Hauptwohnsitze] 938.000
Stand Ende 2016

368.000Haushalte mit Anrecht auf Sozialwohnung
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Verantwortlichkeiten
Der Hauptanteil an der Schaffung neuen bezahlbaren Wohnraums entfällt 
auf kommunale Wohnbauunternehmen sowie Baugenossenschaften; Pri-
vatinvestor:innen haben einen vergleichsweise kleinen 
Anteil (vgl. IFB 2019). In den Hintergrund rückt da-
bei häufig, dass kommerzielle Wohnungsunternehmen 
und private Investor:innen – ebenso wie kommunale 
Unternehmen und Genossenschaften – öffentliche För-
derungen für die Bereitstellung von Wohnungen für die 
Bevölkerungsgruppen, die ihren Wohnungsbedarf nicht 
auf dem freien Wohnungsmarkt decken können, nutzen 
können. Das ewige Argument der Privaten ist, dass stei-
gende Baukosten sowie exorbitante Bodenpreise es unmöglich machten, so 
kostengünstig zu bauen, dass sich Mieten von 6,40 Euro für die Einkom-
mensgruppe unter 60 Prozent des Bundesmedians (1. Förderweg) oder 8,40 
Euro pro qm für die Einkommensgruppe zwischen 60 und 80 Prozent des 
Bundesmedians (2. Förderweg) realisieren ließen. Eine Wohnungswirtschaft 
jedoch, die über Jahrzehnte nicht nur von staatlichen Förderungen für So-
zialwohnungen profitierte (die jetzt tausendfach aus der Bindung auslaufen 
und dementsprechend zukünftig Rendite abwerfen werden), sondern vor al-
lem aufgrund zinsgünstiger Darlehen und der Bereitschaft von Geldgebern, 
in Immobilien zu investieren, äußerst ertragreich gewirtschaftet hat, könnte 
durchaus mehr in die (soziale) Pflicht genommen werden. Jüngstes Beispiel 
für nicht-kooperationswillige private Investor:innen ist der Aufkauf des Bill-
werder-Areals am Mittleren Landweg – heute noch größtenteils als Geflüch-
teten-Folgeunterbringung genutzt – durch die SAGA, nachdem die Stadt 
Hamburg keine Einigung mit dem privaten Eigentümer erzielen konnte (vgl. 
Heinemann 2019). 

Die Bemühungen, die Wohnungswirtschaft in die Pflicht zu nehmen, sind 
in Hamburg bisher eher zaghaft. Die Steuerung der Vergabe öffentlicher För-
derungen verläuft hier über die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 
BSW, die Finanzierung über die Investitions- und Förderbank IFB (vgl. Mün-
nich/Riemer 2019). Deren erklärtes Ziel für 2019 es ist, die Förderprogram-
me »in bewährter Form« fortzusetzen, wobei die städtischen Wohnbauunter-
nehmen weiterhin »eine besondere Rolle einnehmen« sollen (IFB 2019: 30). 
Private Investor:innen hingegen werden, abgesehen von dem notorisch in 
den Medien deklarierten Drittelmix, der die Vergabe von Flächen an die Ver-
pflichtung zum Bau von Sozialwohnungen knüpft, nicht weiter in die Pflicht 
genommen. Und auch der Drittelmix weist zahlreiche Schlupflöcher auf wie 
die tatsächliche Anzahl an gebauten Sozialwohnungen der letzten Jahre of-
fenlegen. Auch andere Instrumente wie z. B. Direktvergaben von Bauland 
zum Festpreis unter der Prämisse, dort 100 Prozent sozialen Wohnraum zu 
realisieren, werden kaum bis gar nicht genutzt (vgl. BFHH 2019a). 

»Da sich mit unterdurch-
schnittlichen Mieten keine 
überdurchschnittlichen 
Renditen erzielen lassen, 
gibt es faktisch keine 
unternehmerische Motiva-
tion für die Bereitstellung 
und Pflege von preiswer-
tem Wohnraum.« Holm 
2017: 4

»Wir wollen 3.000 Woh-
nungen pro Jahr fördern 
und das tun wir auch.« 
Kock in Deutschlandfunk 
2019

Neubau öffentlich geför-
derter Wohnungen (IFB 
2019):
2016: 2.433
2017: 2.313
2018: 2.466 

»Bei uns ist das Problem 
möglicherweise nicht 
ganz so groß wie in 
anderen Städten« 
Matthias Kock, Wohnungsbaukoordinator der 
Stadt Hamburg im Deutschlandfunk 2019

Es sei an dieser Stelle zu erwähnen, dass der Drittelmix zumindest ein erster 
Schritt in Richtung Verpflichtung der Wohnungswirtschaft zu gemeinwohl-
orientierterem Handeln ist. Dell lobt in diesem Kontext ebenfalls den Ein-
satz eines Wohnungsbaukoordinators als Schnittstelle zwischen Bauenden, 
Mietenden und Planung (vgl. Dell 2013: 29). Die Realitätsferne sowohl der 
Hamburger Politik als auch ihrer Verwaltung in puncto Wohnraumproduk-
tion nach Bedarf wird jedoch abstruserweise gerade anhand der Äußerungen 
eben jenes Koordinators besonders deutlich, der wiederholt betont, wie wich-
tig es sei, dass Hamburg bezahlbar bleibe und somit implizit der Tatsache 
widerspricht, dass das Wohnen in Hamburg für viele bereits jetzt schon nicht 
mehr bezahlbar ist (vgl. Deutschlandfunk 2019). 

Und so scheint sich die Einschätzung von Holm et al., dass ein wohnungs-
politischer Paradigmenwechsel »allein auf kommunaler Ebene, ohne landes- 
und bundespolitische Flankierung« (Holm et al. 2015: 70) kaum realisierbar 
ist, zu bewahrheiten – zumindest in Hamburg, wo Verwaltung und Politik 
sich nicht gegen die bärenstarke Wohnungswirtschaft behaupten können 
(oder wollen?). 

Flüchtlingskrise oder Wohnungskrise?
In Anbetracht der desaströsen Wohnungsmarktent-
wicklungen der letzten 30 Jahre, die sich in der ak-
tuellen Wohnungskrise manifestieren, erscheint es 
abstrus, die Verantwortung in der Zuwanderung 
zu suchen. Wir befinden uns nicht inmitten einer 
Flüchtlingskrise, sondern in einer Wohnungskrise. 
Mehr noch: »Die Argumentation, dass durch Zuwan-
derung deutschen Menschen Wohnraum entzogen 
und sie dadurch wohnungslos werden könnten, zielt 
auf eine Entsolidarisierung der von Prekarisierung be-
troffenen Menschen« (Steckelberg 2018: 42) Ganz im 
Gegenteil sind die 15.090 Geflüchteten, die Stand Juli 2019 wohnberechtigt 
in Hamburger Unterkünften sitzen und keine Wohnung finden, selbst Opfer 
der desaströsen Wohnraumknappheit in Hamburg. Mit einem Unterschied: 
Sie sind unsichtbar. Denn während die Wohnungskrise in aller Munde ist, 
bleiben die 15.090 wohnberechtigten Geflüchteten in Hamburg, ebenso wie 
an die zwanzigtausend wohnberechtigte Geflüchtete in Berlin oder anderen 
Großstädten, weitestgehend unter dem Radar der öffentlich Wahrnehmung.

»Die reale Situation auf 
dem Wohnungsmarkt 
muss Ausgangspunkt 
einer jeden Debatte über 
die Krise der Flüchtlings-
unterbringung sein.

»Der Ökonomisierung 
des Wohnens in Richtung 
reine Warenförmigkeit, 
die im 19. Jahrhundert 
begann, sind aktuell so 
keine Grenzen mehr 
gesetzt. Die „Wohnungs-
frage” sollte daher, folgt 
man Dell, auf die Agenda 
sozial verantwortlicher 
Politik zurückkehren« 
Trüby 2015: 171

Denn erst vor diesem 
Hintergrund wird ver-
ständlich, warum das 
Flüchtlingsproblem über-
haupt zu einem Problem 
wird und warum der Staat 
diesem Problem völlig 
nackt gegenübersteht.« 
Mattern 2016
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Sein Gebrauch soll 
zugleich dem Wohle 
der Allgemeinheit 

dienen.
*Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums wird im Kontext Wohnungsmarkt kontrovers diskutiert. Einige 
verlangen die Zurückstellung von Einzelinteressen gegenüber Gemeininteressen.

Art. 14 Absatz 2 GG

Eigentum 

verpflichtet.

(2)



Dringlichkeitsbestätigung

Sozialwohnungsberechtigt 
[1. und 2. Förderweg]

Vordringlich 
wohnungssuchend

Vordringlich wohnungssuchend 
und obdachlos / wohnungslos

Dringlichkeits-
bestätigung

Wohnberechtigungsschein
[§5-Schein / WBS] Dringlichkeitsschein

Dringlichkeits-
schein

WBS

R
el
ev
an

te
 W

oh
nu

ng
sm

ar
kt
se
gm

en
te
 fü

r w
oh

nb
er
ec

ht
ig
te
 G

ef
lü
ch

te
te

02
 E
le
m
en

ta
re
s

30 31

»Eine Integration der wohnberech-
tigten Haushalte in Wohnraum [...] 
findet nur unzulänglich statt, 

Die Entlassung von Geflüchteten auf den regulären Wohnungsmarkt führt 
zu einem Anwachsen der nicht-zahlungskräftigen Nachfrage. Viele Geflüch-
tete verfügen noch nicht über ein eigenes bzw. ausreichendes Einkommen 
(zur Zeit befinden sich z. B. viele in der Ausbildung), um eine Wohnung 
zu finanzieren. Die Miete wird also (mindestens anteilig) vom Jobcenter 
übernommen, welches nur die Anmietung von Mietraum im Rahmen der 
Angemessenheitskriterien der Kosten der Unterkunft (KdU) erlaubt. Wäh-
rend einige Bundesländer über Förderinstrumente zur Unterbringung von 
anerkannten Geflüchteten verfügen, werden Geflüchtete in Hamburg unter 
die einkommensschwache Bevölkerung subsummiert: Als Transferleistungs-
empfänger:innen oder Niedrigeinkommensbezieher:innen sind sie Teil der 
Förderstrategien des sozialen Wohnungsbaus (vgl. BBSR 2017a: 58). 

Öffentlich geförderte Wohnungen werden in Hamburg, wie in den meisten 
Großstädten, fast nur über die kommunalen Wohnungsgesellschaften (die 
SAGA in Hamburg) sowie in Form von Restbeständen der belegungsgebun-
denen Wohnungen auf dem freien Markt angeboten. Laut einer BBSR-Studie 
im Jahr 2015 haben viele Kommunen in diesem Kontext schnell die Wich-
tigkeit kommunalen Bestands für die spätere Wohnraumversorgung von Ge-
flüchteten erkannt: Die Bewältigung der Flüchtlingskrise wird nach eigener 
Einschätzung der Kommunen als drittwichtigste Funktion kommunalen 
Wohnungsbestandes (nach der Bereitstellung preisgünstiger Wohnungen für 
einkommensschwache Haushalte und der Wohnungsversorgung ausgewähl-
ter Zielgruppen) bewertet (vgl. BBSR 2017b: 16). 

Wie aufgezeigt bestehen jedoch in Hamburg in diesem Segment massive Eng-
pässe und eine sehr geringe Fluktuation. Geflüchtete stehen hier in direkter 
Konkurrenz zu den Hunderttausenden, die durch einen Wohnberechtigungs-
schein (WBS, auch §5 Schein) Anspruch auf öffentlich geförderten Wohnraum 
haben. Aufgrund ihrer Einordnung als Wohnungslose verfügen Geflüchtete, 
die noch in einer öffentlich-rechtlichen Unterkunft (örU) leben, dabei nicht 
nur über den WBS, sondern automatisch über eine Dringlichkeitsbestätigung, 
welche die Option auf ein Untersegment der Sozialwohnungen eröffnet: Die 
sogenannten WA-Wohnungen für vordringlich Wohnungssuchende.

Relevante Wohnungsmarkt-
segmente für wohnberech-
tigte Geflüchtete

»Die Fallstudienana-
lyse hat gezeigt, dass 
eine Integration der 
Geflüchteten in den 
Wohnungsmarkt in Kom-
munen mit angespann-
ten Wohnungsmärkten 
nur gelingen kann, 
wenn mehr Wohnraum 
verfügbar gemacht wird, 
der den Angemessen-
heitskriterien der KdU 
entspricht. Deshalb kann 
es sinnvoll sein, über die 
Angemessenheitsgrenzen 
nachzudenken und sich 
auf kommunaler Ebene 
mit verschiedenen Mo-
dellen und Möglichkeiten 
auseinanderzusetzen.« 
BBSR, 2017a

¬ S. 71 Angemessen-
heitsgrenzen für die 
Bruttokaltmiete

WA-Wohnraum & Dringlichkeitsbestätigungen
Ein Kontingent an besonders geschützten Sozialwohnungen, den WA-Woh-
nungen, wird vorgehalten, um vordringlich wohnungssuchende Haushalte 
mit Wohnraum zu versorgen. Als vordringlich wohnungssuchend gelten die-
jenigen Haushalte, die dringend auf angemessenen Wohnraum angewiesen 
und nicht in der Lage sind, selbst eine Wohnung zu finden wie z. B. von 
Wohnungslosigkeit betroffene oder bedrohte Personen, Personen mit kör-
perlichen, geistigen oder psychischen Beeinträchtigungen, Gewaltbetroffene, 
Räumungsfälle, Haftentlassene (vgl. FHH-BASFI 2017). Den Zugang zu 
diesen Wohnungen erhalten Haushalte mit einem Dringlichkeitsschein bzw. 
einer Dringichkeitsbestätigung. Letztere wird nur an Wohnungslose und 
Obdachlose ausgehändigt und bestätigt den allerdringendsten Bedarf einer 
Wohnung.

Aufgrund der geringen WA-Wohnungsbestände konnte jedoch bereits vor 
der gestiegenen Zuwanderung nicht allen WA-Haushalten Wohnraum ver-
mittelt werden (vgl. Diakonie 2019). 
Nachdem im Jahr 2015 3.635 vordring-
lich Wohnungssuchende bei den Fach-
stellen für Wohnungsnotfälle registriert 
waren, hat sich diese Zahl im Kontext 
der Zuwanderung 2015/2016 mehr als 
vervierfacht: Im Juli 2019 stehen über 20.000 Wohnungslose (vgl. FHH-
ZKF 2019: 13) einem jährlichen Angebot an 1.170 WA-gebundenen Woh-
nungen, die den Fachstellen für Wohnungsnotfälle durch Kooperationsver-
träge zur Vermittlung an die Inhaber:innen von Dringlichkeitsbestätigungen 
zur Verfügung gestellt werden, gegenüber (vgl. FHH-BASFI 2019: 42). Und 
auch wenn die Stadt Hamburg nach eigener Aussage »über ein umfangreiches 
und differenziertes Hilfesystem für wohnungslose Menschen« (ebd. 2018: 4) 
verfügt, zeichnen sich hier in besonderer Deutlichkeit die schwerwiegenden 
Ausmaße des Mangels an Sozialwohnungen im Allgemeinen und WA-gebun-
denem Wohnraum im Speziellen sowie der nicht vorhandenen Bereitschaft 
von Seiten der Privaten, diese zur Verfügung zu stellen, ab.

¬ S. 33 WA-Wohnraum-
bestand & Versorgungs-
entwicklungen

unter anderem da der 
für die Zielgruppe der 
vordringlich Wohnungs-
uchenden reservierte 
WA-gebundene Sozi-
alwohnungsbestand in 
den vergangenen Jahren 
stetig abgenommen hat 
und so gut wie keine 
neuen WA-Wohnungen 
hinzu gekommen sind.« 
Bürgerschaft der Freien 
und Hansestadt Hamburg 
BFHH 2016: 1-2

Abb. 5: Abstufungen Berechtigungsscheine
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Hamburger Anstrengungen 
zur Versorgung vordringlich 
Wohnungssuchender

2016 stellte der Senat fest, dass »dringender Handlungsbedarf [besteht], 
die Wohnraumversorgung vordringlich wohnungsuchender Haushalte zu 
verbessern« (BFHH 2016: 2). In Form eines Maßnahmenpaketes, welches 
die Optimierung bestehender Instrumente sowie die Einführung neuer In-
strumente beinhaltet, sollte dem Wegfall von WA-Wohnungen entgegenge-
steuert werden. Zudem wurde eindringlich die Notwendigkeit einer politi-
schen Intervention betont: Es sei »davon auszugehen, dass ohne politische 
Intervention die Zahl der mit Wohnraum versorgten Dringlichkeitsfälle in 
den nächsten Jahren sinken und die Zahl der am Ende des Jahres als un-
versorgt erfassten Haushalte somit weiter ansteigen würde. Zur Vermeidung 
einer weiteren Zuspitzung der Versorgungssituation besteht daher dringender 
Handlungsbedarf.« (ebd.: 9) 
Das Ergebnis ist das Gesamtkonzept zur Verbesserung der Versorgung von aner-
kannt vordringlich Suchenden mit Wohnraum, das 2016 verabschiedet wurde. 

Was ist seitdem passiert?

Anzahl der vordringlich Wohnungssuchenden
Stand 201815.439

Abb. 6 [S. 32-33]: WA-Wohnraumbestand und Versorgungsentwicklungen

NEUVERSORGTE HAUSHALTE 2017

3.583 2.146
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Jährlich neu 
verfügbare 
Wohnungen durch 
Kooperations-
verträge [erge-
ben sich aus 
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Neu-Zur-Verfü-
gung-Stellung]

an vordringlich Wohnungssuchende mit Dringl.-Bestätigung
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an vordringlich Wohnungssuchende
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Wohnungen zur Versorgung 
vordringlich Wohnungssu-
chender mit Dringlichkeits-
bestätigung

37.660 36.610 18.000
Stand 2017 Stand 2018 Prognose 2030

BESTANDSENTWICKLUNGEN WA-WOHNRAUM *für vordringlich Wohnungssuchende
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Direktvergabe zum 
Verkehrswert bei Ver-
pflichtung zum Nachweis 
von WA-Wohnungen im 
Wohnungsbestand des 
Grundstückerwerbers

Direktvergaben 

Anteil von bis zu 10 
Prozent WA-gebundener 
Sozialwohnungen bei 
Konzeptausschreibungen 

Konzept-
ausschreibungen

Akquise neuer Vertrags-
partner für Kooperations-
verträge, um Einhaltung 
der Versorgungsverpflich-
tungen sicherzustellen

Kooperationsverträge 
für WA- Kontingente

Bereitstellung von Mitteln 
für den Ankauf von 200 
WA-Belegungsbindungen 
jährlich

Förderprogramm 
zum Ankauf von 
Belegungsbindungen

Wohnungsneubau für 
vordringlich Wohnungs-
uchende durch eine 
eigens mit dieser Aufgabe 
betrauten Gesellschaft

Neue Gesellschaft 
für Wohnungsbau 

Wohnungsbau für 
vordringlich 
Wohnungssuchende 
(WA) 

Instrument Ziel

Neubau von jährlich mind. 
200 WA-gebundenen 
Wohnungen

Abb. 7: Beschreibung und Auswertung der im »Gesamtkonzept zur Verbesserung der Versorgung von anerkannt 
vordringlich Suchenden mit Wohnraum« aufgeführten Instrumente

»wir als Stadt sagen diesem Träger für dieses Projekt – weil wir als Stadt eben solchen 
Wohnraum brauchen – geben wir diesem [das Grundstück] mit dieser Maßgabe für ein 
ganz spezielles Projekt [...] mit WA-gebundenem Wohnraum zu diesem gedeckelten, 
subventionierten Preis« (Riemer in Interview Münnich/Riemer)

Direktvergaben '17: 0
Direktvergaben '18: 1

»Dabei [bei der Bewertung der Konzeptqualität] ist ein wichtiges wohnungspolitisches 
Kriterium die Zusicherung des Investors, Integrationsleistungen für Zielgruppen mit be-
sonderen Integrationsbedarfen zu erbringen. Dies wird u.a. anhand der Frage beurteilt, ob 
WA-Bindungen Konzeptbestandteil sind.« (BFHH 2016: 11)

Konzeptvergaben, 
die WA- Wohnraum 
inkludieren:
2017: 46 [von 1079]
2018: 115 [von 1369]

»Der Senat wird seine Bemühungen zum Abschluss weiterer Kooperationsverträge inten-
siv fortsetzen.« (BFHH 2016: 10)

»Neue Kooperationsvertragspartner konnten nicht gewonnen werden. Im Rahmen der 
ständigen Kontakte der zuständigen Behörden mit der Wohnungswirtschaft wird aber 
weiterhin für den Abschluss neuer Kooperationsverträge geworben.« (BFHH 2019a: 6)

2018: Es wurden 
bisher keine neuen 
Kooperationsverträge 
geschlossen

Ankäufe 2017: 114
Ankäufe 2018: 150

»Mit f & w als weisungsgebundener Anstalt öffentlichen Rechts kann der Bau der min-
destens 200 zusätzlichen WA-gebundenen Wohnungen pro Jahr sichergestellt werden. 
Außerdem verfügt f & w über die entsprechenden Erfahrungen, diesen Personenkreis im 
erforderlichen Umfang zu betreuen.« (BFHH 2017a: 2)

»Das Programm ist aus Sicht des Senats neben dem Neubau von WA-Wohnungen ein 
wichtiges Instrument, um dem Auslaufen der Belegungsbindungen entgegen zu wirken 
und die Zielgruppe dieses Konzepts insbesondere im vorhandenen, ungebundenen 
Wohnungsbestand kleinererWohnungsunternehmen bzw. privater Kleineigentümer mit 
Wohnraum zu versorgen.« (BFHH 2016: 15)

Identifikation von 
f&w als geeignete 
Akteurin; Beauftra-
gung durch BSW 

Stand 2019Intention

Neubau 2017: 8 WE
Neubau 2018: 6 WE

»Eine bessere Versorgung vordringlich wohnungsuchender Haushalte kann im Wesentli-
chen auch dadurch erreicht werden, dass neue Wohnungen mit langfristigen Belegungs-
bindungen für die Zielgruppe gebaut werden. Ziel ist der Neubau von jährlich mindestens 
200 WA-gebundenen Wohnungen.« (BFHH 2016: 15)
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Sonderinstrumente zur Wohnraumversorgung Geflüchteter

Unterkünfte mit Perspektive Wohnen 
Mit dem Senatsprogramm Unterkünfte mit Perspektive Wohnen (UPWs) wur-
de 2016 die Errichtung von circa 2.500 Wohnungen im Standard des sozi-
alen Wohnungsbaus an zwölf Standorten beschlossen. Grundsätzliches Ziel 
war die Vergabe der Flächen und der Bauaufträge an private Investor:innen 
mit einem Interesse an langfristiger Quartiersentwicklung. Der Bau wurde 
im ersten Förderweg bezuschusst. Das Betriebskonzept der UPWs gliedert 
sich in zwei Phasen: In Phase 1 werden die Wohnungen für 15 Jahre an f&w 
verpachtet oder vermietet und als Fol-
geunterbringung genutzt. Die Widmung 
als Unterbringung ermöglicht rechtlich 
die Belegung der Wohnungen mit mehr 
Personen, als es in regulären Sozialwoh-
nungen der Fall wäre (vgl. f&w 2019; Je-
sella 2017: 25f ). UPWs stellen in Phase 
1 ein Hybrid zwischen Lager und Wohn-
raum, eine »raumzeitliche Ausnahmesituation zwischen Unterbringung und 
Wohnen« (Jesella 2017: 11) dar. In Phase 2 werden die Wohnungen als öf-
fentlich geförderter Wohnraum mit Mietpreis- und Belegungsbindungen von 
15 bis 30 Jahren dem regulären Markt zugeführt (vgl. ebd.: 25). 

UPWs »zählen zur öffentlichen Unterbringung. Sie sind ein Zuhause auf Zeit 
für Menschen, die keine Wohnung haben oder finden. Im Unterschied zu 
den anderen Unterkünften bekommen nur geflüchtete Menschen mit einer 
sicheren Bleibeperspektive einen Platz« (f&w 2019). Die Tatsache, dass es 
sich bei den UPWs also um Wohnsiedlungen in Form großer Geflüchte-
tenunterkünfte handelt sowie die an diese Unterkunftsform geknüpften, zu 
erwartenden Problematiken, bescherten der Stadt Hamburg viel Kritik aus 
Wissenschaft und Öffentlichkeit. Im Endeffekt schlossen die 'Volksinitiative' 
Hamburg für gute Integration sowie weitere Bürgerinitiativen im Juli 2016 
Bürgerverträge mit der Stadt, in denen u. a. vereinbart wurde, dass maximal 
300 Geflüchtete in einer Folgeunterkunft untergebracht werden dürfen sowie 
ein Abstand von mindestens 1.000 Metern Luftlinie zwischen allen Standor-
ten mit mehr als 100 Geflüchteten liegen musst (vgl. Jesella 2017: 26f ). In 
der Folge können die UPWs nicht in geplantem Umfang umgesetzt werden 
bzw. müssen anderweitig belegt werden. 

Benennungsrechte
Im Kontext der Bürgerverträge für Hamburg kann die Stadt nur einen An-
teil der veranschlagten 28.000 Geflüchteten (800 Wohneinheiten mit 4.000 
Plätzen pro Bezirk) in UPWs verlegen. Um dem damit einhergehenden Ver-
lust an bereits eingeplanten Wohnungen* entgegenzusteuern, wurden mit 
den Investor:innen der UPWs Abmachungen über Benennungsrechte getrof-

»Und das [die UPWs] birgt 
eine gewisse Genialität, dafür 
kommen dann internationale 
Delegationen häufig zu uns.« Riemer

fen: Für die wegfallenden Wohnungen, die statt an Geflüchtete an Mieter:in-
nen ohne Fluchthintergrund vergeben werden, erhält die Stadt zusätzliche 
Wohneinheiten der jeweiligen Investor:innen aus deren Bestand, um diese 
an Geflüchtete zu vermitteln. Die Rede ist von 150 WEs im Jahr 2019 und 
50 bis 150 WEs im Jahr 2020 (vgl. Riemer in Interview Münnich/Riemer). 

»Und wir hier in Hamburg 
[...] haben die Entschei-
dung getroffen, diesen 
zusätzlichen Bedarf an 
Folgeunterbringungs-
plätzen nicht nur mit 'ner 
kurzen Halbwertszeit 
herzustellen [...] 

Wir bauen eben nicht nur 
Dinge für fünf bis zehn 
Jahre, sondern wir ma-
chen einen zusätzlichen 
Strang auf und sagen, 
wenn wir jetzt auch so 
viele örU-Plätze machen 
wollen, dann nehmen 
wir A die Privatwirtschaft 
mit rein, aber das ist gar 
nicht der springende 
Punkt, sondern wir bauen 
eine Kombi-Lösung und 
nutzen diese in Kombina-
tion zunächst als örU für 
maximal 15 Jahre nach 
UPW-Konzept und an-
schließend stehen diese 
im Standard des sozialen 
Wohnungsbaus dann 
allen Hamburger:innen 
bzw. dem gesamten Ham-
burger Wohnungsmarkt 
zur Verfügung.

Wir bauen Stein auf 
Stein, das ist immer noch 
das Beste« Riemer
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Resümee 
Deutlich wird, dass die Instrumente zur Versorgung sozialwohnungsberechti-
ger Haushalte in Hamburg noch sehr zaghaft angewandt werden und zudem 
bei weitem nicht ausreichen. Obwohl die Zahl fertiggestellter Sozialwohnun-
gen Jahr für Jahr steigt, wurde bisher das Ziel, 3.000 Sozialwohnungen pro 
Jahr zu bauen, in keinem Jahr eingehalten.

Um einiges prekärer offenbart sich die Versorgung vordringlich Wohnungs-
suchender mit Anspruch auf WA-Wohnungen – in diesem Sondersegment 
sozialer Wohnraumversorgung werden politisch gesteckte Ziele entweder gar 
nicht oder rudimentär umgesetzt: 2018 wurden lediglich sechs statt der anvi-
sierten 200 WA-gebundenen Wohnungen gebaut, während sich der Bestand 
innerhalb der nächsten zehn Jahre halbieren wird. Dass WA-Bindungsaus-
läufe momentan nicht nur zu wenig, sondern tatsächlich gar nicht durch 
Neubautätigkeit abgemildert werden, während die Zahl der Menschen mit 
Anspruch auf und vor allem mit einem fundamentalen Bedarf an WA-gebun-
denem Wohnraum wächst, ist frappierend. 

Die bereits 2016 beschlossenen Instrumente zur besseren Versorgung vor-
dringlich wohnungsuchender Haushalte werden schlicht und ergreifend 
nicht umgesetzt. Weder wurden die geplanten 200 Wohnungen pro Jahr neu 
gebaut, noch 20 Belegungsbindungen pro Jahr aufgekauft. Das Ziel, neue 
Kontingente über Kooperationsverträge zu akquirieren, konnte nicht erfüllt 
werden. Alle Kooperationspartner sind kommunal oder genossenschaftlich. 
Die Implikation von WA-Wohnraum über die Vergabe von Grundstücken 
durch Konzeptvergabe oder Direktvergabe scheint 
in der Praxis kaum eine Rolle zu spielen. Zu guter 
Letzt wurde mit der Beauftragung der AöR fördern 
& wohnen, die veranschlagten 200 WA-gebundenen 
Wohnungen pro Jahr zu bauen, wieder eine öffentli-
che Aufgabenstellung privatisiert. 

Zu Recht hinterfragt das Hamburger Bündnis für eine 
neue soziale Wohnungspolitik – welches weder Vertrags-
partner im Vertrag für Hamburg noch Bündnispartner 
im Bündnis für Wohnen ist – die Ernsthaftigkeit, mit 
der die Stadt Hamburg das Problem Wohnungslosig-
keit angeht. Doch zeigt sich anhand der gar nicht oder nur teilweise um-
gesetzten Ziele ein noch viel grundlegenderes Problem: Die Machtlosigkeit 
der kommunalen Behörden gegenüber der Hamburger Wohnungswirtschaft. 
Dieses bestätigt sich in der Aussage Katharina Münnichs, ihrerseits Leite-
rin des BASFI-Referates für Wohnungslosenhilfe und Wohnen für vordringlich 
Wohnungssuchende, die, ungeachtet der Tatsache, dass kein einziges privates 
Wohnungsunternehmen sich in den letzten Jahren bereit erklärte, ihrem Kli-
entel auch nur eine Wohnung in Form von zugesicherten Kontingenten zur 
Verfügung zu stellen, die Beziehung der Stadt zur Wohnungswirtschaft als ein 

Wir möchten, dass 
Hamburg eine Stadt wird, 
die allen ihren Bewohnern 
ein Leben in Würde und 
Sicherheit ermöglicht. 
Eine eigene Wohnung 
ist dafür die zentrale Vor-
aussetzung« Hamburger 
Bündnis für neue soziale 
Wohnraumpolitik 2017

»Entscheidend ist der poli-
tische Wille des Senats, 
die Sorgen und Nöte 
derjenigen, die am meisten 
Hilfe benötigen, auch wirk-
lich ernst zu nehmen und 
entsprechend zu handeln.

»Geben und Nehmen« bezeichnet (Münnich in Interview Münnich/Riemer). 
Mit einem Anteil von lediglich 15,5 Prozent an Förderzusagen für sozialen 
Wohnraum durch die IFB liegen die Privaten abgeschlagen auf dem letzten 
Platz gegenüber der SAGA und Genossenschaften (vgl. IFB 2018: 27). 

Es stellt sich jedoch die Frage, ob von einem Geben und Nehmen gespro-
chen werden kann, wenn eine private Wohnungswirtschaft sich angesichts 
des desaströsen Wohnungsmangels nicht in der Verantwortung sieht, mehr 
zu geben, indem mehr sozialer Wohnraum geschaffen wird, anstatt durch 
skrupellose Mietpreissteigerungen und rein renditeorientiertes Bauen immer 
mehr zu nehmen. 
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Während des laufenden Asylverfahrens sind Geflüchtete, die in Hamburg 
Asyl beantragen, nicht wohnberechtigt und dazu verpflichtet, in Unterkünf-
ten zu leben. 

Erfolgt der Asylbescheid, erhalten Asylberechtigte (Artikel 16a Grundgesetz) 
sowie anerkannte Flüchtlinge (§ 3 Asylgesetz) mit einer Aufenthaltserlaubnis 
von mindestens einem Jahr und Anspruch auf Leistungen nach SGB II oder 
SGB XII eine Wohnberechtigung im Sozialwohnungsbestand. 

Im Falle einer Duldung (§ 60 V + VII Aufenthaltsgesetz) sind Geflüchtete 
wohnberechtigt, haben jedoch keinen Aspruch auf Sozialleistungen und kön-
nen somit nur eine selbst finanzierte Wohnung anmieten (vgl. hamburgasyl; 
FHH-ZKF 2017). 

Der Weg zur 
Wohnberechtigung

Über welche Stationen führt der Weg von der Erstankunft bis zum Asylbescheid 
und der Wohnberechtigung? Welche Institutionen sind involviert? Welcher Auf-
enthaltsstatus geht mit welcher Unterbringungsform einher und welche Gesetze 
und Regularien wirken auf diesen Prozess ein?

Abb. 10 [rechts]: Weg zur WohnberechtigungAbb. 8-9 [S. 39]: Wohnungsgesuche sozialwohnungsberechtigter Haushalte, Hamburg

Duldung

Flüchtlings-
pass



‚Wohnen‘ und ‚leben‘ sind keine Gegenbegriffe, 
sondern zwei Falten einer existenziellen Situation. 

Jürgen Hasse, 2018, 5

Ü
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Anerkennung und Selbstverwirklichung (vgl. LBP 2017). Auch Chris-
topher Dells Auffassung menschlicher, auf dem Wohnen basierender 
Existenz ist keine »absolute Seinsweise«, sondern eine »Weise des 
Wohnens«, welche ein breites Spektrum an Beziehungen und Tätig-
keiten umfasst. Für ihn ist Wohnen ein »fundamentales Konzept, das 
gewissermaßen das Ensemble menschlicher Handlungen umhüllt« 
(Dell 2013: 9). 

Eine Wohnung also macht den Menschen erst handlungsfähig. 

Die Wohnung ist, neben ihrer Funktion als Schutzstätte, in diesem 
Sinne Ausgangsort für alltägliches Leben, für Arbeit, Gesellschaft, 
Austausch, für Tätigkeiten innerhalb und außerhalb der Wohnung, für 
Wege in der Stadt und für Nachbarschaft. Erst das Wohnen fazilitiert 
(urbane) Möglichkeiten außerhalb der Wohnung; ist Voraussetzung für 
soziale Teilhabe und Integration.

Hasse knüpft auch in bewegten, flüchtigen Biografien die Möglich-
keit einer Integration in soziale Gefüge an das Wohnen. So schlügen 

sich existenzielle Bewegungen des Lebens 
zunächst im Wohnen und dann in »kleineren 
und größeren Sozialgebilde[n]« nieder (Has-
se 2018: 5). Die Verbundpartner Zuwande-
rer in der Stadt schreiben dem alltäglichen 
Wohn- und Lebensumfeld in ihren Empfeh-
lungen zur stadträumlichen Integrationspoli-

tik (2005) eine zentrale Funktion im Integrationsprozess zu: »Wohnung 
und Wohnumfeld bilden einerseits einen sozialräumlichen Hintergrund 
für unterschiedliche Integrationsprozesse wie Spracherwerb, Bildung, 
Ausbildung und Beruf, Sozialkontakte oder Teilhabe am kommunalen 
und städtischen Leben. Zum anderen sind Wohnung und Wohnum-
feld selbst Integrationsfaktoren von erheblichem Gewicht, weil sie 
Aktionsräume definieren« (Verbundpartner 2005: 14). Und auch der 
Soziologe Philipp Piechura stellt fest, dass der Übergang in eigenen 
Wohnraum sich »in Großstädten und Ballungsräumen mit angespann-
ten Wohnungsmärkten als Nadelöhr für das Ankommen erweist« (Pie-
chura 2018: 9). 

Die Position der FHH bezüglich der Wichtigkeit eigenen Wohnraums 
als Voraussetzung für soziale Integrationsprozesse ist hier ambivalent: 
»Neben Spracherwerb und Arbeit ist 'Wohnen' wesentlicher Faktor 
für eine erfolgreiche Integration« (FHH-ZKF 2017) wurde im Rahmen 
einer Sitzung des Dialogforums Wohnen von städtischer Seite betont, 
und auch in der Fachanweisung zur Wohnungslosenhilfe ist unter 
Punkt 4.1 zu lesen, dass eigener Wohnraum als »Voraussetzung sozi-
aler Integrationsprozesse in allen Bereichen des Lebens« anzusehen 

»So üben sie [die Menschen] 
sich im gleitenden Einwohnen 
in fließenden Umgebungen.« 
Hasse 2018: 5

sei (FHH-BASFI 2017: 18). Konfrontiert mit einer Schriftlichen Kleinen 
Anfrage der CDU, wie der Senat die Auswirkungen des langen Ver-
bleibs der Geflüchteten in örU bewerte, antwortet dieser 2018 indes: 
»Der Wohnort örU stellt kein Hindernis für den Integrationserfolg dar« 
(BFHH 2018: 2). 

Menschen, die auf der Flucht sind, haben – ebensowenig wie ein 
Großteil obdachlos gewordener Menschen – nicht selbst gewählt, 
wohnungslos zu sein. »Menschen, die sich obdachlos auf der Flucht 
befinden, können weder wohnen noch bauen, solange sie flüchten, 
denn ihre Mobilität folgt keiner kultivierten Form wandernden Lebens 
(wie bei den Nomaden)« (Hasse 2018: 6). Doch auch, wenn sie – zu-
mindest temporär – an einem neuen Ort ankommen, können Geflüch-
tete oft noch nicht wohnen, sondern sind zunächst untergebracht. Im 
Gegensatz zur Tätigkeit des Wohnens, ist das Untergebracht-Sein ein 
passiver Prozess. 

Was bedeutet es also, wohnungslos zu sein? Und, mit Blick auf Heidegger: 
Kann ein Mensch sein, ohne zu wohnen? 

Die Bedeutung von Wohnungslosigkeit 
Bei Wohnungslosen handelt es sich laut einer in Fachkreisen aner-
kannten, nicht offiziellen Definition um Haushalte und Personen »die 
als 'Wohnungsnotfälle' nicht über eine eigene mietvertraglich abgesi-
cherte Wohnung oder Wohneigentum verfügen und auf institutionelle 
Hilfe angewiesen sind, um sich eine normale Wohnung zu beschaffen 
und diese zu erhalten« (Busch-Geertsema 2018: 15).

Im Rückblick auf die bisher entwickelten Gedanken bedeutet Woh-
nungslosigkeit zunächst, keine Existenzbasis zu haben, keine Schutz- 
und vor allem keine Entwicklungsstätte der eigenen Identität. Wer 
nicht wohnt, kann kaum sein. Darüber hinaus jedoch bedeutet das Feh-
len eines Zuhauses auch die Absenz eines Ausgangsortes weiterer 
alltagskonstituierender Praktiken und Bedarfe wie Arbeit und sozia-
le Teilhabe. Wer nicht wohnt, ist kaum handlungsfähig. Anzumerken ist 
hier pro forma, dass es auch ohne eine Wohnung möglich ist, einer 
Arbeit nachzugehen sowie am sozialen und kulturellen (Stadt-)Leben 
teilzunehmen; jedoch mit sehr eingeschränkten Handlungsmöglich-
keiten. So ist ein gemeldeter Wohnsitz Grundvoraussetzung für ein 
Bankkonto, Versicherungen sowie den allgemeinen Gerichtsstand 
einer Person (§13 ZPO). Das deutsche Meldewesen, welches dazu 
verpflichtet, jeden Wohnungsein- oder -auszug zu melden, dient der 
Identitätsfeststellung einer Person (§2 BMG). Es ist in diesem Sinne 
zwischen Obdachlosigkeit und der Unterbringung in einer öffentlichen 

In den vergangenen Jah-
ren hat Wohnungslosig-
keit in Deutschland deut-
lich zugenommen. (vgl. 
Busch-Geertsema 2018: 
16). Wohnungslosigkeit in 
Deutschland ist dabei im 
Kontext sozialstrukturell 
verankerter Ungleichheit 
und einer neoliberalistisch 
geprägten Wohnungspo-
litik und deren Versäum-
nissen, bezahlbaren 
Wohnraum für alle zu 
schaffen, vor allem als 
ein strukturell bedingtes 
Problem anzusehen (vgl. 
Steckelberg 2018: 37)
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Das Wohnen bedenken 
In der Tradition Martin Heideggers, der am Ende seines viel rezipierten 
Vortrags Bauen, Wohnen, Denken 1951 dazu aufforderte, das Wohnen 
und das Bauen sowohl fragwürdig als auch denkwürdig zu machen – 
zu bedenken, was Wohnen bedeutet, was es soll, was es konnte und 

was es zu können vermag (vgl. Heidegger 1951: 109f) 
–, soll an dieser Stelle und für diese Arbeit explizit das 
Verständnis von Wohnen hinterfragt und bedacht wer-
den. 

Grundsätzlich ist die Tätigkeit des Wohnens mit verschiedenen Wohn-
bedarfen sowie gleichzeitig mit der Produktion von Wohnraum ver-
bunden. Im Folgenden soll jedoch ein Fokus auf die Bedeutung des 
Wohnens als Existenzgrundlage menschlichen Seins und somit der 
menschlichen Handlungsfähigkeit und Sozialität sowie die Bedeutung 
der Wohnung als Stätte dieses Wohnens gelegt werden. 

Wohnen als Grundlage menschlichen Seins 
Für den Philosophen Heidegger ist das Wohnen keine Tätigkeit unter 
anderen, sondern der »Grundzug des Seins, demgemäß die Sterbli-
chen sind« (ebd.: 109). Anhand etymologischer Studien des Wortes 
bauen erörtert er dessen Bedeutungswandel und leitet daraus Attri-
bute des heutigen Begriffs wohnen ab. Er zeigt auf, dass das Wort 
bauen im Althochdeutschen wohnen bedeutete und dass das buan zur 
Wortfamilie des sein (»ich bin«) gehörte. Etymologisch steht das bauen 
– und somit auch das wohnen – also dem existieren sehr nah (vgl ebd.: 
102f). 
Indem er den Grundzug des Wohnens im »vierfältige[n] Schonen des 
Gevierts« (ebd.: 105) verortet, präsentiert Heidegger eine zweite Her-
leitung der existenziellen Bedeutung des Wohnens. Das Geviert, be-
stehend aus den zentralen Aspekten unseres Daseins – der Erde, dem 

Himmel, dem Göttlichen und dem Sterblichen 
– werde durch das Wohnen geschont, indem 
es dem Geviert einen Schutz in den »Dingen« 
(Bauten) ermögliche: »Der Grundzug des 
Wohnens aber ist das Schonen« (ebd.: 105). 
Das Schonen des Gevierts und somit des We-

sens des Menschen ist demnach ein weiteres Attribut des Wohnens. 
Wohnen im Sinne Heideggers ist also beides: existenzbedingend und 
existenzbeschützend/-erhaltend.

Einhergehend mit Heideggers Sichtweise auf das Wohnen als Exis-
tenzgrundlage positioniert die Sozialpsychologie das Wohnen als ein 
Grundbedürfnis des Menschen: In der viel diskutierten Maslow’schen 
Bedürfnishierarchie – einem Modell, das später interpretativ als Bedürf-

»Wohnen konstituiert die 
Weise, in der Menschen auf 
der Erde existieren« Dell 2013: 9

»Mensch sein [...] heißt 
wohnen« Heidegger 1951: 103

nispyramide weiterentwickelt und weltbekannt wurde – wird das Woh-
nen in der zweitwichtigsten Stufe, dem Sicherheitsbedürfnis verortet. 
Die hierarchische Anordnung der fünf Stufen menschlicher Bedürf-
nisse in der Pyramide impliziert, dass diese aufeinander aufbauen. 
So versuche der Mensch stets, zuerst die Bedürfnisse der untersten, 
grundlegenden Stufen zu befriedigen, bevor z. B. Individual- oder So-
zialbedürfnisse befriedigt würden (vgl. LBP 2017). 

Neben Sicherheit schreibt der Psychologe Sven Rohde einem Zu-
hause noch zwei weitere Attribute zu: Ankommen und Geborgenheit: 
»Der Traum von einem Zuhause [...] entspringt unserem tiefen Be-
dürfnis nach Ankommen und Geborgenheit« (Rohde 2018: 20). In 
Bezugnahme auf Herbert Reichl erörtert er die verschiedenen Grund-
bedürfnisse, welche an die von ihm als wichtigstes Wohnbedürfnis 
etablierte Geborgenheit gekoppelt sind und durch ein Zuhause erfüllt 
würden: Sicherheit, positive Emotionen, Gemeinschaft, Privatsphäre 
und Erholung (vgl. ebd.: 23). 

Die Stätte des Wohnens
Die Wohnung als Ort des Wohnens also dient als Erfüllungs- und 
Schutzstätte all dieser Grundbedürfnisse. Ein kurzer Rückgriff auf 
Heidegger versichert, dass auch er der Überzeugung ist, dass es die 
Wohnbauten sind, die Sicherheit und Geborgenheit bieten (vgl. Hei-
degger 1951: 105f). Mit seiner Assoziation der Wohnung als »Nest« 
(Hasse 2009: 22) leitet uns der Humangeograph Jürgen Hasse zum 
Architekten Ludwig Fromm. Dieser schreibt Wohnraum eine Bedeu-
tung als Schutzraum, als »umfriedetem« Ort zu, der einen Zugang zum 
Selbst und identitärer Entfaltung erst ermöglicht: »Hier, im Inneren der 
Umfriedung, finden unsere Gefühle eine Heimstatt, die sie menschli-
chen Verfügen zugänglich macht« (Fromm 2008: 86). 

Wohnen, Sozialität & Integration 
Die Perspektive Maslows untermauert indes anschaulich, inwiefern 
eine Wohnung nicht nur Erfüllungs- und Schutzstätte des mensch-
lichen Seins, sondern, seiner hierarchischen Logik folgend, Voraus-
setzung für dessen Sozialität ist. Denn: Erst wenn die ersten beiden 
Stufen der Bedürfnis-
pyramide erfüllt sind, 
habe ein Mensch den 
kognitiven Raum, sich 
auf die Erfüllung der 
folgenden Stufe zu 
konzentrieren: Die so-
zialen Beziehungen, 

»Wer wie wohnen kann und darf und wer dadurch auf welche Art und Weise als Mit-
bürger*in aufgenommen oder als unerwünscht ausgeschlossen wird, verhandelt sich 
jeden Tag aufs Neue: Nicht nur in den politischen Entscheidungen auf Bundesebene 
und vor Ort, sondern auch in der regelmäßigen Unterstützung Geflüchteter durch 
hauptamtliche Stellen, in der Auslotung bürokratischer Handlungsspielräume im Ver-
waltungsprozess, in der solidarischen Unterstützung zivilgesellschaftlicher Initiativen, 
in der alltäglichen Begegnung auf der Straße des Stadtviertels oder im Treppenhaus 
und nicht zuletzt in den selbstständigen Praxen und der gegenseitigen Unterstützung 
Geflüchteter selbst.« Piechura 2018: 3-4
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Unterkunft abzustufen, welche neben einem Dach über dem Kopf 
auch eine Meldeadresse stellt. Es wird deutlich, dass ein Wohnsitz 
nicht nur emotional identitätskonstituierend ist, sondern diese Funkti-
on auch im deutschen Rechtswesen innehat. 

Die Sozialarbeitswissenschaftlerin Claudia Steckelberg betrachtet 
das Wohnen als Grundvoraussetzung nicht nur für soziale Teilhabe, 
sondern für ein menschenwürdiges Leben. In Deutschland besteht für 
Wohnungslose mit und ohne Fluchthintergrund nach § 44 AsylG das 
Recht auf Unterbringung in einer öffentlich-rechtlichen Unterkunft. Im 
Gegensatz zu vielen anderen (auch europäischen) Staaten bedeutet 
dies zunächst, dass Wohnungslose mit und ohne Fluchthintergrund in 
Deutschland per se zumindest den Anspruch auf ein Dach über dem 
Kopf haben. Doch die temporär ausgelegte Unterbringung in einer 
Sammelunterkunft bringt eine Vielzahl an Problemen mit sich, die von 
dem Fehlen privater Rückzugsmöglichkeiten über Faktoren wie hygi-
enischer Versorgung, Krankheiten, Aufbewahrungsmöglichkeiten von 
Wertsachen bis hin zu Angst um die eigene Sicherheit reichen (vgl. 
Steckelberg 2018: 37).

Während eine Unterbringung in Sammelunterkünften für alle dort Le-
benden aufgrund der von Steckelberg beschriebenen Faktoren mit 
diversen Beeinträchtigungen einhergeht, identifiziert Ingmar Zalews-

ki im Zuge einer Vielzahl an Interviews mit 
kamerunischen Asylbewerbern in Samme-
lunterkünften Belastungsaspekte, die spe-
zifisch Geflüchtete betreffen. Ausgehend 
von an die Flucht geknüpfte Stressoren wie 
dem Verlust des sozialen Netzes, Arbeitslo-
sigkeit, dem temporären Aufenthaltsstatus 
und der Länge des Asylverfahrens sei die 
extrem begrenzte Handlungsfähigkeit, die 
mit der Unterbringung in Sammelunterkünf-
ten einhergeht, häufig die Ursache für star-

ke psychische Belastungen (vgl. Zalewski 2017: 7ff). Zusätzlich unter-
streiche die räumliche Segregation der meist am Stadtrand gelegenen 
Unterkünfte die Position der Geflüchteten am Rande der Gesellschaft: 
»Es ist hiermit also auch eine sozialräumliche Widerspiegelung der 
Refugees in ihrer Rolle als Fremde gegeben« (ebd.: 9). 

Sammelunterkünfte sind also nicht nur Orte hoher psychischer Belas-
tung und eingeschränkter Handlungsfähigkeit, sondern ebenso Orte 
des gesellschaftlichen Ausschlusses. 

»Denn Wohnen ist nicht nur 
eine Frage der Unterbringung, 
sondern ein Grundrecht, 
das eng mit der Frage nach 
Teilhabe an der Gesellschaft 
verknüpft ist.« Pasel et al. 2016: E

Das Recht, Rechte zu haben 
Olaf Kleist definiert Flucht als den Versuch einer Wiederherstellung 
von Grundrechten (vgl. Kleist 2015: 153). Hannah Arendt entwirft aus 
der Verzweiflung des Zweiten Weltkriegs sowie ihren Erfahrungen als 
Geflohene heraus 1949 eine neue Konzeption von Menschenrechten. 
Ausgangspunkt ihrer Überlegungen sind dabei Geflüchtete wie sie 
selbst, die sie als Marginalisierte von einer geschlossenen gemeinsa-
men Welt charakterisiert. Arendt erörtert, dass Menschen aufgrund 
»neuer globaler politischer Situationen ihre Rechte verlören und sie 
nicht mehr wiedererlangen könnten« (Momic 2018: 233) – also recht-
los sind. Dabei war der Verlust der Rechte durch eine Flucht erst 
Ausgangspunkt für Arendt, sich mit Rechten überhaupt zu beschäfti-
gen. Ausgehend von den geflüchteten, mar-
ginalisierten Rechtlosen, die keinen Zugang 
mehr zu den Rechten des Nationalstaats 
haben, schlussfolgert sie, dass es nur ein 
einziges Menschenrecht gibt: Das Recht, 
Rechte zu haben (vgl Arendt 1968: 177). Das 
von Arendt identifizierte Vakuum der Rechte, 
dass laut der politischen Theoretikerin auch 
nicht durch die damals erst ein Jahr alten 
Menschenrechte gedeckt würde, ist heute, 
achtzig Jahre später, brandaktuell. 

Recht auf Stadt 
Versuche, dieses Vakuum zu befüllen und 
von Nationalstaatlichkeit unabhängige Rech-
te zu denken und zu etablieren, finden sich 
zum Beispiel im von Henri Lefebvre ange-
stoßenen und heute stärker denn je einge-
forderten Recht auf Stadt. Lefebvres Ansatz, 
der heute nicht nur Basis einer globalen Be-
wegung gegen Gentrifizierungsprozesse und für ein kollektives (urba-
nes) Miteinander, sondern auch Ausgangspunkt einer teils radikalen 
Kritik an neoliberalen und nationalstaatlichen Gesellschaftsformen 
und Politiken ist, steht heute für ein Recht Aller auf Teilhabe am (städ-
tischen Leben) – jenseits von Nation, Geschlecht, Religion und Kapital 
(vgl. Lefebvre 2016 (1968); Harvey 2008; RaS 2019). Die Forderun-
gen nach einem Zugang zu ungleich verteilten städtischen Ressour-
cen und Qualitäten inkludieren ein universelles Recht auf Zentralität, 
Diversität, Bildung und Wohnen (vgl. RaS 2019). 

»Was jetzt in Europa 
gebraucht wird, sind soli-
darische Städte, die allen 
Menschen gleiche Rechte 
und gleichen Zugang zum 
städtischen Leben geben. 
Unabhängig davon, ob die 
Menschen vor Krieg flohen, 
auf der Suche nach Arbeit 
zum Beispiel in Hamburg 
strandeten oder als Obdach-
lose auf Hamburgs Straßen 
leben.« Recht auf Stadt Netzwerk Hamburg 2017
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Recht auf Bürger:innenschaft 
In Zeiten umfassender globaler Migrationsbewegungen wird auch die 
Konzeption der Bürger:innenschaft (citizenship) immer stärker hinter-
fragt. Die Critical Citizenship Studies kritisieren die Verknüpfung bür-
gerlicher Rechte mit der nationalen Zugehörigkeit sowie legalen und 
rechtlichen Status (vgl. Schilliger 2018: 18ff). Eine neue Konzeption 
der Bürger:innenschaft soll Allen einen Zugang zu Grundrechten wie 
medizinischer Versorgung, Bildung, Wohnen oder öffentlicher Teil-
habe ermöglichen – unabhängig von »Zufall (Geburtsort) oder von 
Willkür (Anerkennung)« (RaS 2017). Diesem Recht auf ökonomische, 
kulturelle, soziale und politische Teilhabe wird aktuell in einigen, vor 
allem US-amerikanischen Städten durch einen kommunalen Personal-
ausweis, die Urban Citizenship Card, nachgekommen. In New York City 
z. B. vereinfacht der Ausweis, der seit 2015 allen New Yorker:innen, 
die ihre Identität und einen Wohnsitz nachweisen können auf Wunsch 
ausgehändigt wird, den Zugang zu öffentlichen Infrastrukturen, Kultur, 
dem Gesundheitssystem, Mietverträgen und Dienstleistungen. Vor al-
lem jedoch ist der Ausweis für sie ein Schutz im Umgang mit der Poli-
zei. Den Stadtbürger:innenausweis haben mittlerweile mehrere Städte 
in den USA eingeführt (vgl. Lebuhn 2016). Aus Sicht des Recht auf 
Stadt-Netzwerkes ist dies »ein Konzept, dass die Papiere der Realität 
und nicht die Realität den Papieren anpasst« (RaS 2017). Seit 2017 
wird auch in Hamburg testweise eine Urban Citizenship Card ausgege-
ben – jedoch bisher lediglich als Prototyp des Recht auf Stadt-Netzwer-
kes, nicht als offizielles Dokument. 

Recht auf Wohnen
Zurück zum Wohnen. Das Rechtssystem, in dem sich Geflüchtete 
derzeit bewegen, ist noch immer das des Nationalstaates, in dem sie 
Asyl beantragen. In Deutschland bedeutet dies, dass Geflüchtete, 
die hier einen Asylantrag bewilligt bekommen haben, wohnberechtigt 
sind. Jedoch ist dies lediglich eine Erlaubnis und kein Anrecht auf 
Wohnen – ein Recht auf Wohnen existiert in Deutschland in diesem 
Sinne nicht. 

Als Teil des UN-Menschenrechts auf einen adäquaten Lebensstan-
dard wurde das Recht auf Wohnen in der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte von 1948 und aus dem von Deutschland ratifizier-
ten UN-Sozialpakt von 1966 anerkannt (vgl. UNHCR o. J.: 1). Im da-
zugehörigen Human Rights Fact Sheet wird das Recht auf Wohnen von 
der UN-Menschenrechtskommission zwar als breit interpretierbares 
Recht deklariert, jedoch mit einer Liste an fundamentalen Kriterien 
belegt, die mindestens zutreffen müssen, um das Menschenrecht auf 
adäquates Wohnen zu erfüllen.

Art. 13 GG
(1) Die Wohnung ist 
unverletzlich. 

In der deutschen Gesetzgebung hingegen gibt es kein explizites Recht 
auf Wohnen; lediglich der Schutz der Unverletzlichkeit der Wohnung ist im 
Grundgesetz verankert. Der Menschenrechtswissenschaftler Michael 
Krennerich erläutert den Hintergrund dieser Handhabe damit, dass 
traditionell keine einklagbaren sozialen Grundrechte im Grundgesetz 
verankert sind, da soziale Menschenrechte vor allem Leistungsrechte 
seien, die der demokratische Staat politisch auszugestalten hätte (vgl. 
Krennerich 2018: 9). Ein staatlicher Auftrag ließe sich jedoch trotz-
dem aus dem Menschenrecht auf Wohnen ableiten, denn: »internationale 
Menschenrechtsverträge [werden] völkerrechtlich anerkannt und ins 
innerstaatliche Recht (im Rang eines Bundesgesetzes) einbezogen«. 
Zudem ergebe sich »aus der Menschenwürdegarantie in Verbindung 
mit dem Sozialstaatsprinzip des GG [...] ein Regelungs- und Gestal-
tungsauftrag für die Politik« (ebd.: 9). Soziale Menschenrechte sind 
dabei als »objektive Staatenpflicht« zu kategorisieren und prinzipiell 
einklagbar, jedoch in der deutschen Rechtspraxis kaum beachtet. Das 
Menschenrecht auf Wohnen ist in Form sogenannter Erfüllungs- und Ge-
währleistungspflichten trotzdem mit Staatenpflichten verbunden (vgl. 
ebd.: 9-11). Ein vor allem im Kontext kontemporärer Wohnungs(markt)
politiken und -mechanismen bedeutsamer Punkt. Für die Achtung der 
Menschenrechte, so auch des Menschenrechts auf Wohnen, ist der 
Staat hauptverantwortlich, nicht der Markt. 

In diesem Zusammenhang sowie in Anbetracht zahlreicher Lücken, 
Verbesserungs- und Handlungsbedarfe beantwortet Krennerich die 
Frage nach der Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit eines Menschen-
rechts auf Wohnen »in einem ausgebauten Wohlfahrtsstaat wie 
Deutschland« mit einem eindeutigen »Ja« (vgl. ebd.: 14).
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FZ Flüchtlingszentrum

Beratung

Vermittlung

Wohnbrücke

stellt Wohnungskontingente bereit [vertraglich vereinbart]

stellen Wohnungskontingente bereit [vertraglich vereinbart]
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Abb. 11: Akteursnetzwerk
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Schlüsselakteur:innen
Ziele, Tätigkeiten & Motive

BSW Behörde für 
Stadtentwicklung 
und Wohnen 

BASFI Behörde für 
Arbeit, Soziales, 
Familie, Integration

Fachstellen für 
Wohnungsnotfälle 

Landesbehörde 

Landesbehörde 

Bezirkliche (kommu-
nale) Fachstellen; 
Unterstehen dem 
BASFI-Referat für 
Wohnungslosenhilfe 
und Wohnen für vor-
dringlich Wohnungs-
suchende

Schaffung von neuem 
Wohnraum in allen 
Preislagen

Schaffung, Erhalt und 
Verwaltung einer 
belastbaren Infrastruk-
tur für ankommende 
Geflüchtete 

Sicherstellung der 
Wohnraumversorgung 
möglichst vieler prekärer 
Haushalte

»Wir wollen Hamburg als „Eine Stadt 
für Alle“ bewahren. Wir möchten, 
dass Menschen jedes Einkommens 
in Hamburg wohnen können, und 
zwar in jedem Stadtteil« 
Senatorin D. Stapelfeldt 2018

»Umgekehrt ist es auch für die 
Flüchtlinge wichtig, Kontakte in den 
Stadtteil zu bekommen und nicht nur 
zu den Mitarbeitern ihrer Unterkunft. 
Integration findet außerhalb der 
Unterkünfte statt.« 
Senatorin M. Leonhard 2015

»Grundsätzliches Ziel [ist es], 
möglichst viele wohnberechtigte 
Flüchtlinge in eigenen Wohnraum zu 
vermitteln« FHH-ZKF 2017

Akteur:in Verortung Ziele

Wohnbrücke Tochterunternehmen 
der Lawaetz-Stiftung

Finanzierung seit 
2019 aus Integ-
rationsfonds der 
Hamburgischen 
Bürgerschaft

Vermittlung möglichst 
vieler geflüchteter 
Haushalte in 
unbefristete 
Mietverhältnisse

»wir haben ein Motto 'Weil aller An-
fang Wohnen ist'... Deswegen ist es 
glaube ich total wichtig für ne neue 
Selbständigkeit in den eigenen vier 
Wänden zu leben. [...] Es ist glaube 
ich eine Grundvoraussetzung, um 
ankommen zu können.« 
Sven Sieg, Wohnbrücke

Beratungs-
institutionen

Kirchliche oder 
soziale Träger

Kostenfreie individuelle 
Beratung zu migrations-
spezifischen Anliegen 

»Den Schutz der Verfassung über-
lassen wir nicht dem Verfassungs-
schutz.« Anne Harms, fluchtpunkt 
Hamburg

• Zuständig für die Sicherung des Wohnraumbestandes und Förderung 
des Wohnungsbaus

• Initiiert und verwaltet Kooperationsverträge mit kommunalen und 
privatwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen

• Grundsatz- und Steuerungsaufgaben bei der Integration von Zuwan-
derern, u. a. durch das Referat Wohnungslosenhilfe und Wohnen für 
vordringlich Wohnungssuchende (SI 31) und den Zentralen Koordinie-
rungsstab Flüchtlinge (ZKF)

• Referat Wohnungslosenhilfe und Wohnen für vordringlich Woh-
nungssuchende: Verantwortet und leitet bezirkliche Fachstellen für 
Wohnungsnotfälle

• ZKF: Kapazitätsmanagament Erst- und Folgeunterkünfte, Netzwerkar-
beit durch Dialogforen (z. B. zum Thema Wohnen)

Drei Aufgabenfelder: 
• Wohnungssicherung bei drohendem Wohnungsverlust
• Unterbringung bei Wohnungsverlust in örUs
• Vermittlung Wohnungsloser in Wohnraum 

Schema Vermittlungsablauf 
• A. Wohnungsunternehmen melden Fachstellen Wohnungen > Fach-

stellen suchen mehrere bei ihnen gelistete Haushalte heraus, die sich 
auf die Wohnung bewerben können

• B. Wohnungsunternehmen schlagen Haushalten, die sie selbst aus 
den Bedarfslisten der Fachstellen heraussuchen, freie Wohnung vor

Akquise von Kooperationsverträgen, um 
WA-Wohnungsbestand zu erweitern

• Aushandeln der Interessen von Anwoh-
ner:innen und der Behörden in Bezug 
auf öffentlich Unterkünfte

• Die BASFI steht unter Druck, im 
Rahmen der Bürgerverträge getroffene 
Versprechungen bzgl. der Auflösung 
von Massenunterkünften einzulösen

Akquise von mehr (öffentlich gefördertem 
oder günstigem) Wohnraum zur Versor-
gung Wohnungsloser

Motiv & Interessenslage Relevante Tätigkeiten Wohnraumversorgung Geflüchteter

• Initiierung langfristiger Mietverhältnisse zwischen Geflüchteten und 
privaten Vermieter:innen auf dem freien Wohnungsmarkt

• Anlaufstelle für private Vermieter:innen und Genossenschaften, die 
geflüchteten Haushalten Wohnraum anbieten möchten

• Schulung ehrenamtlicher Wohnungslots:innen
• Betreuung und Moderation des Mietverhältnisses
• Über 520 Haushalte haben seit Projektbeginn Wohnungen bezo-

gen (220 Direktvermittlungen, 300 eigenständig)

• In Einklang bringen verschiedenster 
relevanter Perspektiven als Intermediä-
rin zwischen Stadt, Wohnungswirtschaft 
und Geflüchteten

• Abhängigkeit von öffentlicher Förde-
rung und Spendengeldern macht es 
schwer, sich z. B. in der Wohnungspoli-
tik offen zu positionieren

• Migrationsberatung zu Fragen des alltäglichen Lebens (z. B. Sprache, 
rechtliche Anliegen, persönliche Anliegen)

• In Hamburg gibt es keine Beratungsstelle, die speziell auf die Bera-
tung während der Wohnungssuche ausgerichtet ist. 

Unterstützung von Gefüchteten und ihrer 
Anliegen
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fördern & wohnen

Wohnungs-
unternehmen

Kleineigen-
tümer:innen

Genossenschaften

Anstalt des öffentli-
chen Rechts (AöR)
und private Dienst-
leisterin der FHH

Private, unabhängig 
geführte Konzerne

Private 
Wohnungseigen-
tümer:innen, ggf. 
Mitglied in Verbänden 
wie dem Grundei-
gentümerverband 
Hamburg

Kooperative Woh-
nungsunternehmen, 
die i.d.R. gemeinsam 
nach den Unterneh-
mensgrundsätzen 
genossenschaftlicher 
Selbstverwaltung, 
dem Subsidiaritäts- 
und Solidaritätsprinzip 
in der Rechtsform eG 
(eingetragene Genos-
senschaft) geführt 
werden

Betreuung und 
Unterbringung von 
Wohnungslosen mit und 
ohne Fluchthintergrund 

Schaffung und Verwal-
tung von Wohnraum für 
alle Schichten 

• Immobilien als Wert-
anlage

• Wohnraumversor-
gung

• Schaffung und 
Verwaltung von 
bezahlbarem, ge-
meinwohlorientierten 
Wohnraum

»Also die Unterbringung von den 
Geflüchteten ist eine staatliche Auf-
gabe. Als Freie Hansestadt Hamburg 
haben wir diese Aufgabe an die 
AöR übergeben, die diese Aufgabe 
durchführt. Deshalb ist sie aber eben 
Bestandteil des staatlichen Han-
delns.« Holger Riemer, Leiter ZKF

»Über alle Großstädte hinweg bieten 
private Eigentümer und private Woh-
nungsunternehmen zu den höchsten 
Mietpreisen an. [...] Aufgrund des zu 
geringen Angebots [...] können die 
privaten Akteure Mietsteigerungen 
durchsetzen, die in entspannteren 
Marktsituationen nicht möglich 
wären« Voigtländer/Sagner: 13

»Von daher muss man einfach se-
hen: Das Interesse der Privaten, sich 
in diese Vermietungssituation [mit 
Geflüchteten, die SGB II empfangen] 
zu begeben, ist begrenzt, sagen wir 
mal vorsichtig. Begrenzt.« 
T. Flomm, Grundeigentümerverband 

»Die Genossenschaft verfolgt den 
Zweck, in gemeinsamer Selbsthilfe 
und Mitverantwortung ihren Mit-
gliedern preisgünstigen Wohnraum 
zu verschaffen und zu erhalten. Sie 
fördert das genossenschaftliche 
Zusammenleben und ist bestrebt, 
Innovationen für gemeinnützige 
Wohnbauträger zu entwickeln.« Sta-
tuten der Baugenossenschaft 'mehr 
als wohnen', Zürich

SAGA Kommunaler Woh-
nungsbaukonzern
Partnerin im »Bündnis 
für das Wohnen in 
Hamburg« 

Versorgung Wohnungs-
suchender aller Schich-
ten mit Wohnraum

»Dabei legt das Unternehmen einen 
besonderen Fokus auf die sozial ver-
trägliche Wohnraumversorgung für 
Menschen mit kleinen und mittleren 
Einkommen.« SAGA 2018

Akteur:in Verortung Ziele

• Unterbringung und Betreuung von Wohnungslosen mit und ohne 
Fluchthintergrund in örUs 

• Sozialberatung
• Orientierungsberatung (neu) wohnberechtigter Zuwanderer bzgl. 

privater Wohnungssuche und der Leistungen der Fachstellen
• bei Bedarf und nach Möglichkeit Vermittlung an Ehrenamtliche 
• Ansprechstelle bei vertraglichen und anderen alltagsrelevanten 

Fragen
• Bautätigkeit

• Beauftragung vom Senat, jährlich mindestens 200 Wohnungen für 
vordringlich Wohnungssuchende zu bauen

• Verwaltung, Vermietung und Instandhaltung des Immobilien-Eigen-
tums (große Bestände)

• Besitzen laut IW-Studie im Durschschnitt 17 Prozent des Woh-
nungsbestandes in deutschen Großstädten (vgl. Voigtländer/Sag-
ner 2019: 7)

• Verwaltung, Vermietung und Instandhaltung des Immobilien-Eigen-
tums (kleine Bestände) 

• Vermutlich größte Vermietergruppe: Laut IW-Studie bieten private 
Kleineigentümer:innen in deutschen Großsstädten 48 Prozent der 
Mietwohnungen an (vgl. Voigtländer/Sagner 2019: 7)

• Besitzen 14 Prozent des Wohnungsbestandes in Hamburg (vgl. 
FHH-Senatskanzlei 2019) 

• Die Genossenschaften haben sich im Rahmen ihrer Kooperati-
onsverträge verpflichtet, pro Jahr insgesamt 738 sozialwohnungs-
berechtigte (davon 365 vordringlich wohnungssuchende, davon 
wiederum 170 obdachlose/wohnungslose) Haushalte zu versorgen

• steht ebenso wie die Stadt unter 
Druck, im Rahmen der Bürgerverträge 
getroffene Versprechungen hinsichtlich 
der Auflösung von Massenunterkünften 
einzulösen

• ggf. haben private Betreiber öffent-
licher Unterkünfte keinen Anreiz, 
Menschen zum Auszug zu bewegen, 
denn pro untergebrachter Person zahlt 
die Stadt 590 Euro an f&w (vgl. BBSR 
2017a: 55; Hamann 2017)

• Deckung der laufenden Kosten
• Erwirtschaftung einer möglichst hohen 

Rendite durch hohe Mietpreise und 
stetige Mietpreissteigerungen

• Bau / Erwerb neuer Wohnungen 
• Unkomplizierte Mietverhältnisse

• Deckung der laufenden Kosten
• ggf. Erwirtschaftung einer möglichst 

hohen Rendite
• ggf. altruistische Motivation, Benach-

teiligte mit möglichst günstigem Wohn-
raum zu versorgen 

• Unkomplizierte Mietverhältnisse 

Fokus liegt auf individueller Förderung der 
Mitglieder und nicht auf der Versorgung 
breiter Bevölkerungsschichten 

• Verwaltung und Bau des kommunalen Wohnungsbestandes
• Wohnungsbestand 2018: 134.458 Mietwohnungen, davon 30.186 

öffentlich gefördert (vgl. SAGA 2018)
• Selbstverpflichtung zum Neubau von 2.000 öffentlich geförderten 

Wohnungen pro Jahr
• Kooperationsvertrag mit der BSW: Verpflichtung, jährlich 3.500 sozial-

wohnungsberechtigte Haushalte (davon mind. 2.000 WA-Haushalte) 
mit Wohnraum (Bestand und Neubau) zu versorgen (vgl. FHH 2018)

• Erweiterung des Wohnungsbestandes
• Flächenerwerb und -bewirtschaftung in 

Kooperation mit der Stadt
• Ankauf von Belegungsbindungen 

Motiv & Interessenslage Relevante Tätigkeiten Wohnraumversorgung Geflüchteter

Abb. 12: Schlüsselakteur:innen: Ziele, Motive & Hintergründe
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Narrativ A: Die institutionelle Utopie
Aktanten I
Narrativ B: Die Realität
Aktanten II
Erfahrungen
 Nischan
 Rama
 Rami
 Raed
 Khaliq
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»Sagen Sie Bescheid, 
wenn Sie ehrenamtliche 
Unterstützung brauchen«

Liste

Liste

Wohnberechtigung

Orientierungsberatung

Individuelle Beratung

Benachrichtigung EBT

Eigenständige 
Suche

Besichtigungs-
termin

Angebot durch 
Fachstelle

Wohnungsbesichtigung

Genehmigung
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Einzug
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»Wir schicken 
Ihnen ein 
Angebot«

Begleitung 

Dringlichkeits-
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Asylberechtigte und anerkannte Geflüchtete sind deutschen Wohnungssu-
chenden gleichgestellt. Dies hat zwei Konsequenzen: Zum einen haben sie, 
zumindest auf dem Papier, die gleichen Chancen auf dem Wohnungsmarkt 
wie deutsche Wohnungssuchende. Zum anderen werden sie in der Stadt 
Hamburg durch ein »breites, ausdifferenziertes und zum Teil niedrigschwel-
liges Wohnungslosenhilfesystem« (FHH-BASFI 2019: 1) betreut, welches 
über die bezirklichen Fachstellen für Wohnungsnotfälle läuft. Diese sind mit 
der Vermittlung Wohnungsloser mit oder ohne Fluchthintergrund in Wohn-
raum betraut und arbeiten nach einem Fachstellenkonzept, welches die indi-
viduelle Betreuung jeden Haushaltes und dessen Vermittlung in eine Woh-
nung aus dem Pool der Fachstellen vorsieht (vgl. Münnich/Riemer 2019). 

Zwar steigen die Vermittlungszahlen von Wohnungslosen in privaten Wohn-
raum durch die Fachstellen seit 2014 stetig an, jedoch sind diese gleichzeitig 
mit einer Vervierfachung der Fallzahlen seit 2015 auf 20.379 Wohnungslose 
(Stand 15.08.2019, vgl. FHH-ZKF 2019: 13) konfrontiert, welche durch 
den Anstieg der Vermittlungszahlen auf 2.153 Haushalte im Jahr 2018 nicht 
aufgefangen werden kann (vgl. FHH-BASFI 2019: 42). Die Leitung der 
bezirklichen Fachstellen, das Referat SI 31 Wohnungslosenhilfe und Wohnen 
für vordringlich Wohnungssuchende der Landesbehörde BASFI ist trotzdessen 
überzeugt, dass diese ausreichend besetzt sind, um allen Wohnungslosen eine 
individuelle Betreuung bieten zu können: »Ja, [das] gehört ja zu ihren Auf-
gaben und wir haben jetzt gerade eine personelle Verstärkung bekommen in 
nicht uninteressantem Umfang. [...] Und das gehört zu ihren Aufgaben und 
wird schon erfüllt« (Münnich in Münnich/Riemer 2019). 

Das Narrativ A, Die institutionelle Utopie, konstruiert die reguläre, offiziell 
angedachte Integration Geflüchteter in den Wohnungsmarkt über die Fach-
stellen für Wohnungsnotfälle.

Narrativ A 
Die institutionelle Utopie

»Jeder kann sich natürlich 
selbst was suchen und 
was finden, aber grund-
sätzlich geht es über die 
Fachstellen.« Riemer

Abb. 13: Narrativ A
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Als Aktanten werden nicht-menschliche Akteure – Dinge, Fakten und Ob-
jekte – bezeichnet, die im relationalen Raum mit menschlichen Akteuren in 
Verbindung stehen. Aktanten in relationalen Handlungsgefügen zu versam-
meln, zu betrachten und einzuordnen dient dazu, sie in ihrer Funktion und 
Wirkmacht sichtbar zu machen und sich ihrer Rolle bewusst zu werden um 
schlussendlich komplexe Zusammenhänge mehrschichtig erörtern zu kön-
nen (vgl. Latour 2005). 

Im Rahmen einer Wohnungssuche gibt es eine Vielzahl an Aktanten, die in 
Gebrauch sind und sich sichtbar oder unsichtbar auf die Suche auswirken. 
Der (Miss-)Erfolg einer Wohnungssuche hängt oft maßgeblich von Aktanten 
wie z. B. einem Anschreiben oder einem Arbeitsvertrag ab. 

Die folgenden Seiten zeigen einige der wesentlichen Aktanten einer Woh-
nungssuche wohnberechtigter Geflüchteter.

Aktanten I

 1 

F r e i e  u n d  Han se s t a d t  H ambu r g  
Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen 

Amt für Wohnen, Stadterneuerung und Bodenordnung 

Dezember 2017 

Merkblatt für Wohnungsuchende 

Bei nachfolgenden, nicht abschließend aufgezählten Genossenschaften, Gesellschaften und privaten 
Vermietern, die über einen nennenswerten Wohnungsbestand verfügen, können Sie sich um die 
Anmietung einer Sozialwohnung bemühen: 

Genossenschaften 

(Für die Anmietung ist der Erwerb von Genossenschafts-Anteilen in unterschiedlicher Höhe 
erforderlich.) 
 
Allgemeine Deutsche Schiffs- 
zimmerer - Genossenschaft eG 
Fuhlsbüttler Straße 672 
22337 Hamburg 
Telefon: 6 38 00 - 0 
Telefax: 6 38 00 - 159 
www.schiffszimmerer.de 

Baugenossenschaft der 
Buchdrucker eG 
Steilshooper Straße 94 
22305 Hamburg 
Telefon: 69 70 81 - 0 
Telefax: 61 73 99 
www.buchdrucker.de 

Baugenossenschaft 
dhu eG 
Buchsbaumweg 10 a 
22299 Hamburg 
Telefon: 51 49 43 - 0 
Telefax: 51 49 43 - 43 
www.d-h-u.de 

Baugenossenschaft 
Hamburger Wohnen eG 
Försterweg 46 
22525 Hamburg 
Telefon: 54 00 06 - 0 
Telefax: 54 00 06 - 30 
www.hamburgerwohnen.de 

Altonaer Spar- und Bauverein eG 
Max-Brauer-Allee 69 
22765 Hamburg 
Telefon: 38 90 10 - 0 
Telefax: 38 90 10 - 137 
www.altonasbv.de 

Baugenossenschaft Dennerstraße- 
Selbsthilfe eG 
Hufnerstraße 28 
22083 Hamburg 
Telefon: 20 20 03 - 0 
Telefax: 20 20 03 - 99 
www.bds-hamburg.de 

Baugenossenschaft Finkenwärder 
Hoffnung eG 
Uhlenhoffweg 1 a 
21129 Hamburg 
Telefon: 31 18 66 00 
Telefax: 31 18 66 10 
www.fwheg.de 

Bauverein der Elbgemeinden eG 
Heidrehmen 1 
22589 Hamburg 
Telefon: 2 44 22 - 0 
Telefax: 2 44 22 - 555 
www.bve.de

 

Weitere Genossenschaften siehe nächste Seite. 
  Abb. 14: Seite 1 Liste der Wohnungsunternehmen, ausgehändigt von den Fachstellen
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Abb. 15: Dringlichkeitsbestätigung

»Und die Leute nennen rote Zettel das Wort, das 
Zettel es ist hier zwischen Flüchtlinge so bekannt ist, 
weil die Name so kompliziert ist, Dringlichkeits-
schein- oder bestätigung, dann nennt man das nur 
rote Zettel.« 

Nischan

»Ja, wenn man Aufenthaltsgenehmigung hast, 
ja, kriegt man auch Dringlichkeitsschein, das ich 
gerade habe, mit Dringlichkeitsschein kann ich 
[trotzdem] nicht hier wohnen.« 

Khaliq
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»Ich muss das Angebot bei Fachstelle vorlegen dann entscheiden sie und [...] 
wenn bestätigt wurde, dann gehst zu Jobcenter [...], muss man tausend Wege 
hin und her laufen. Ich kann das Angebot per E-Mail schicken und sie ist nett 
antwortet sie am gleichen Tag, alle Angeboten muss vorgelegt werden. 
Ich habe so überlegt, wenn die Besichtigung vorbei ist und positiv Antwort 
gekriegt dann schicke es per Mail für der Frau und sie antwortet bald.« 

Khaliq

Abb. 17: Genehmigung der Mietwohnung durch Fachstelle Abb. 16: Antrag auf Genehmigung einer Mietwohnung durch 
Fachstelle 
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Abb. 18: Leistungsbescheid Jobcenter zur 
Mietübernahme, Seite 1

Abb. 19: Leistungsbescheid Jobcenter zur 
Mietübernahme, Seite 4
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Die Realität der Wohnungssuche Geflüchteter weicht von der institutionel-
len Vorstellung ihrer Integration in den Wohnungsmarkt über die Fachstellen 
ab. Das Narrativ B, Die Realität der Wohnungssuche soll die institutionelle Uto-
pie aus Narrativ A mit der Realität konfrontieren und auf Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten hinweisen. Abstrahiert aus den individuellen Erfahrungen 
von sieben Geflüchteten zeigt das Narrativ B einen exemplarischen Ablauf 
der Wohnungssuche Geflüchteter auf dem Hamburger Wohnungsmarkt. 

Die Diskrepanz der Erfahrungen Geflüchteter und dem von behördlicher 
Seite konzipierten und als funktionierend angesehenen Narrativ A variiert, 
basierend auf sehr unterschiedlichen Suchbiografien, in ihrer Stärke. Bemer-
kenswert ist jedoch vor allem eines: Von sieben befragten Geflüchteten fand 
nur einer eine Wohnung über die Fachstellen für Wohnungsnotfälle.

Narrativ B 
Die Realität 

Abb. 20: Narrativ B
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§ 12a - Aufenthaltsgesetz (AufenthG) – Wohnsitzregelung

(1) Zur Förderung seiner nachhaltigen Integration in die Lebensverhältnisse 
der Bundesrepublik Deutschland ist ein Ausländer, der als Asylberechtig-
ter, Flüchtling im Sinne von § 3 Absatz 1 des Asylgesetzes oder subsidiär 
Schutzberechtigter im Sinne von § 4 Absatz 1 des Asylgesetzes anerkannt 
worden ist oder dem nach § 22, § 23 oder § 25 Absatz 3 erstmalig eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt worden ist, verpflichtet, für den Zeitraum von 
drei Jahren ab Anerkennung oder Erteilung der Aufenthaltserlaubnis in dem 
Land seinen gewöhnlichen Aufenthalt (Wohnsitz) zu nehmen, in das er zur 
Durchführung seines Asylverfahrens oder im Rahmen seines Aufnahme-
verfahrens zugewiesen worden ist.

Das zuständige Jobcenter 

Sozialleistungsberechtige Geflüchtete wechseln nach Erlangung der Aufent-
haltsgenehmigung aus dem Asylbewerberleistungsgesetz in den Rechtskreis 
des Sozialgesetzbuch (SGB II, SGB XII). Der Hilfebedarf fällt nunmehr 
nicht mehr in die Zuständigkeit kommunaler Sozialämter sondern in den 
des Jobcenters.

Aktanten II

Abb. 21: Jobcenter Bergedorf

Fachanweisung zu § 22 SGB II
Angemessenheitsgrenzen für die Bruttokaltmiete

Die neuen Angemessenheitsgrenzen in Hamburg für die Bruttokaltmiete in-
klusive Wasserkosten unter Berücksichtigung des Mietenspiegels 2017 stellen 
sich ab dem 01.06.2019 folgendermaßen dar:

§ 2 (4) Aufenthaltsgesetz
Mindestanforderungen an ausreichenden Wohnraum

Die Maßgaben übernehmen die Kriterien der Globalrichtlinie über die Ver-
sorgung von vordringlich Wohnungssuchenden mit Wohnraum (Senatsbe-
schluss vom 01.02.2000) für „unzureichendeUnterbringung“. Kinder unter 
zwei Jahren werden bei der Berechnung nicht mitgezählt, § 2 AufenthG.

Mietobergrenze
495,00 Euro
603,00 Euro
732,75 Euro
880,20 Euro
1.164,45 Euro
1.328,40 Euro
jede weitere Person: 
166,05 Euro

Wohnfläche (mind.) 
10 qm
20 qm
30 qm
40 qm
50 qm
60 qm
70 qm
80 qm
90 qm

Haushaltsgröße
1 Person

2 Personen
3 Personen
4 Personen 
5 Personen
6 Personen
7 Personen
8 Personen 
9 Personen

 Wohnräume (mind.)
1
1
2 
3
3
4
5
5
6
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72 73Abb. 22-25: Ein Mailpostfach voller Suchaufträge; Suchfilter und Kontaktanfrage gängiger Immobilienportale und der SAGA Abb. 26: Bauankündigung der SAGA
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Abb. 29: SAGA-Mietinteressentenbogen
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»Haben wir eine Zettel von der SAGA gekriegt, da müssen wir die Daten und 
sowas schreiben, wie viel verdienst du, wer bezahlt die Miete, bis wieviel Quadrat 
und wie viel Geld kannst du bezahlen. Was hast du für eine Schein oder hast du 
überhaupt keine Schein. Sowas haben wir geschrieben.« 

Khaliq
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Abb. 30: Stapel Mietinteressentenbögen 
bei öffentlicher SAGA-Besichtigung
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Nischan ist kurdischer Syrer. Auf seinem Ausweis hat er einen anderen Na-
men, doch seitdem er in Deutschland ist, traut er sich, seinen kurdischen Na-
men zu nutzen, den ich auch in dieser Arbeit nutzen darf. Seine Wohnungs-
suche beginnt im Winter 2016. Zu diesem Zeitpunkt lebt Nischan noch in 
der EA Harburg und fühlt sich dort sehr unwohl, sogar bedroht. 

»Als Kurde habe ich in meinem Land immer unter Druck gewohnt und hier in 
kleine Container mit drei Araber habe ich auch Gleiche erlebt und ich wollte 
nicht mehr. Ich wollte einfach mal [die] Vergangenheit vergessen [und] von diese 
Klima oder Atmosphäre rausgehen.«

Das Leben in der Unterkunft beschreibt Nischan als ein passives, gelähm-
tes. Durch die geografische Lage und den geschlossenen Siedlungscharakter, 
räumlich abgeschnitten von der städtischen Gesellschaft, erschien ihm soziale 
Teilhabe und Integration unmöglich. 

»Und diejenigen, die dort sind, die kennen nur, diese, wie heißt denn, Arbeits-
weg oder Deutschkursweg. Bekannte haben die nicht. Aber die Leute haben auch 
Angst, mit Flüchtlingen Unterkunfts-Freundschaften und sowas zu machen. Man 
hat immer Vorurteile, dass [es] dort unsicher ist.« 

Im November 2016 erhält Nischan seine Aufenthaltserlaubnis und ist somit 
wohnberechtigt. Jedoch verzögert sich die Ausgabe seines vorläufigen Perso-
nalausweises. Dass er auch ein halbes Jahr nach der Aufenthaltsgenehmigung 
noch keinen gültigen Ausweis hat, führt später zu Schwierigkeiten. 

Ihm wird ein Termin bei der Fachstelle für Wohnungsnotfälle zugewiesen: 
»die Beratung [von der Fachstelle für Wohnungsnotfälle] war, dass bis 50 qm und 
bis 360 Kaltmiete durfte die Wohnung sein«.

Gemeinsam mit einer Bekannten beginnt er die eigenständige Suche über 
Immobilienportale. »Immo.net und sowas. Aber man hat immer automatische 
Antwort gekriegt und keine Termine oder sowas.«
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Nischan

Nov 2016
Wohnberechtigung

Beginn 
Wohnungssuche

»Aber ich hatte nichts Besonderes, dass ich die Wohnung bekommen habe. Ich 
glaube, dass die Leute dort alle gleich sind, deshalb wird vielleicht, wenn man 
Glück hat, dann kriegt man die Wohnung, und wenn nicht, dann nicht.«

Termin Fachstelle 
für Wohnungs-
notfälle Harburg

Zunächst durfte sich Nischan nicht bei der SAGA 
anmelden, da er noch keinen Ausweis hatte. Um 
trotzdem auf der Liste der Wohnungssuchenden 
zu sein, fährt er von einer SAGA-Niederlassung 
zur nächsten und probiert es immer weiter. 
»Ja und dann durfte ich hier in Harburg mich nicht 
melden und dann habe ich andere Stadtteile versucht 
und dann konnte ich in U4 Richtung Horn und so-
was, also dort war ich und dann hat das geklappt. 
Die Mitarbeiter hat die Ausweis nicht geguckt, son-
dern mir nur Zettel gegeben, damit ich das ausfülle.«

Nischan schaut regelmäßig auf der Website der 
SAGA nach Wohnungsangeboten und geht zu 
mehreren öffentlichen Besichtigungen. »Jedes 
Mal, wenn man eine Wohnung besichtigt, kriegt 
man [das] gleiche Formular und dann schreibt man 
darauf seine Daten und wartet man. Wird man an-
gerufen, wenn man die Wohnung bekommen wird.« 

Seine Bekannte nimmt Kontakt zu einer Genos-
senschaft auf und organisiert einen Besichtigungs-
termin auf der Veddel. »Es ist ziemlich schwer, einen 
Besichtigungstermin bei solchen Genossenschaft zu 
bekommen, wenn man kein eigenes Geld verdient. 
Und deshalb vielleicht, ich weiß nicht, wie sie das 
gemacht hat, aber sie konnte diese Termin kriegen.«

Auch wenn er die Wohnung nicht bekommt, ist 
die Tatsache, persönlich zu einer Besichtigung 
eingeladen worden zu sein, für Nischan ein erstes 
Erfolgserlebnis. »Aber war schon ein große Schritt 
nach vorne. Sonst wir hatten eine automatische Ant-
wort und sowas und jetzt hatten wir in Realität eine 
Termin.«

Die nächste SAGA-Besichtigung ist um 7 Uhr 
morgens in Marmstorf. Nischan ist eine Viertel-
stunde vorher da, es sind nur sieben oder acht 
Leute zur Besichtigung gekommen. Wie immer 
bewirbt sich Nischan über das Formular.

Kurze Zeit später, Nischan ist in der Sprachschule, 
wird er angerufen – er hat die Wohnung bekom-
men. Warum es ausgerechnet diesmal geklappt 
hat, weiß er nicht. »Warum ich angenommen wur-
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Vektor Ehrenamtliche 
Intermediär:innen

Anmeldung SAGA

Vektor Beharrlichkeit
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S
A

G
A

Regelmäßige öffentliche 
Besichtigungen SAGA 
Wohnungen

Besichtigung 
Genossenschaftswohnung

Vektor 
Sozialleistungsbezug

Jan 2017

6. öffentliche 
Besichtigung einer 
SAGA-Wohnung 

Feb 2017

Wohnungsangebot 
der SAGA
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de, das kann nich nicht sagen. [...] ich weiß nicht, welche Kriterien die haben 
oder nach welchen, keine Ahnung, Prioritäten [...] ich hatte nichts Besonderes, 
dass ich die Wohnung bekommen habe. Ich glaube, dass die Leute dort alle gleich 
sind, deshalb wird vielleicht, wenn man Glück hat, dann kriegt man die Woh-
nung, und wenn nicht, dann nicht.«

Da Nischan auch drei Monate nach seiner Aufenthaltsgenehmigung noch 
keinen Ausweis bekommen und auch keine Dringlichkeitsbestätigung hat, 
gibt es noch einige administrative Hürden zu überwinden. Die zuständige 
SAGA-Mitarbeiterin organisiert sofort einen Termin bei der Fachstelle für 
Wohnungsnotfälle, die Nischan die Dringlichkeitsbestätigung ausstellt und 
die Anmietung der Wohnung genehmigt. 

Doch ohne einen Ausweis, der länger als drei Monate gültig ist, kann der Ver-
trag mit der SAGA nicht abgeschlossen werden. Nischan fährt zum BAMF 
und wartet dort so lange, bis er seinen Ausweis bekommt. »Und dann bin 
ich extra zu wo man seine Ausweis kriegen soll, das ist jetzt in Berne. Ich bin 
hingegangen, damit ich meine Ausweis bekomme und hat das geklappt bevor ich 
meinen Vertragstermin bei SAGA bekommen habe.«

Zur Vertragsunterzeichnung wird Nischan von seiner Deutschlehrerin beglei-
tet. »Bei Vertrag unterschreiben ist die Chefin meiner Schule mit mir gegangen. 
Wie ich gesagt habe, damals war meine deutsche Sprache nicht so gut.«

Im März 2017 kann Nischan endlich in seine eigene Wohnung ziehen. 

Wenn er über seine Wohnung und vor allem über seinen Balkon spricht, 
strahlt Nischan. Auf seinem Handy zeigt er mir Bilder von den Blumen, 
Chillipflanzen und dem Ausblick ins Grüne bei Sonnenuntergang. 

»Ich habe Dank meiner Wohnung viele Bekannte, ich habe meine Nachbarn, die 
aus überall gekommen sind«

Nischan ist gut in Hamburg vernetzt, geht gern zur Arbeit und ist im Orga-
nisationsteam einer lokalen NGO. Er hat ein Lieblingscafé in Harburg, das 
10 Minuten Busfahrt von seiner Wohnung entfernt ist. 

»Ich glaube nicht, dass ich das schaffen könnte, wenn ich im Camp geblieben 
wäre.« 

Die Wohnung ist für ihn der wesentliche Ausgangspunkt eines aktiven Le-
bens; ein Ort, der ihm diesen selbstgewählten und selbstbestimmten Le-
bensalltag erst ermöglicht und gleichzeitig Schutzstätte und Rückzugsort ist. 

Termin Fachstelle für 
Wohnungsnotfälle

Vektor 
Mitarbeiterin

Vektor Glück

Vektor 
Beharrlichkeit

Vertrags-
unterzeichnung

Einzug
März 2017

»Jetzt habe ich meine Wohnung, meine Balkon, meine Chilipflanzen... [lacht] [...] 
Ich bin in einem Dorf aufgewachsen und ohne Pflanzen und ohne sowas kann ich 
nicht leben. Deshalb habe ich auf meinem Balkon alles Mögliche; Olivenbaum...«

Abb. 31: Chilipflanze auf Nischans Balkon
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Rama kommt aus Damaskus, Syrien. Im November 2015 kommt sie allein 
als neunzehnjährige Frau nach Deutschland. In den ersten vier Monaten lebt 
sie in der EA Bergedorf. Als alleinstehende junge Frau hat sie es nicht leicht 
in der Unterkunft. »Und die Geschichte war, dass ich die Frau war, die allein 
kommt in die Halle. Und dann die ganze Halle hat über mich geredet.[...] Weil 
ich alleine [als] Frau [da war].« 

Im Februar 2016 wird Rama in die örU nach Harburg verlegt. »Weißt du, 
diese Container, die steht in den Baustellen? Ja, es ist so. Wir leben in einem 
Container, vier Personen.«

Von dort aus beginnt sie im Juni 2016 eine Wohnung zu suchen. 

Die Fachstelle für Wohnungsnotfälle in Harburg empfindet Rama als sehr 
aufmerksam. »Die Amt von Harburg ist sehr hilfreich mit den Flüchtlingen. 
[...] und dann hab ich den Papier [die Dringlichkeitsbestätigung] gefunden und 
die Frau hat mir gezeigt, wie kann ich in Website gucken und welche Wohnung 
haben wir.« Andere Fachstellen, so berichtet Rama aus ihren Erfahrungen, 
seien nicht so hilfsbereit. 

Sie beginnt, auf Immobilienportalen und der SAGA-Website Wohnungen zu 
suchen. Sie geht auf viele öffentliche SAGA-Besichtigungen. »Die Termine 
waren ganz, ganz, ganz früh, [...] um 6 Uhr und davor gibt es eine lange Reihe, 
wir haben lange Schlange. Lange Schlange.«

Rama ist zu diesem Zeitpunkt erst wenige Monate in Deutschland, sie be-
sucht den A2-Deutschkurs. »Das war die erste Problem bei mir, dass meine 
Niveau Sprache war nicht gut [...]. Und trotzdem bin ich da und versuche, die 
Wohnung zu finden«. 

Sie erzählt, dass sie bei Besichtigungen oft das Gefühl hatte, aufgrund der 
Sprachbarriere keine Chance zu haben, vor allem, wenn es darum ging, 
Bewerbungsformulare auszufüllen. »Und das war alles schreiben, schreiben, 
schreiben. Und wenn du nicht gut schreiben kannst...« 

Rama

Juni 2016
Beginn 
Wohnungssuche

Termin Fachstelle 
für Wohnungsnot-
fälle Harburg

Vektor 
Mitarbeiterin

Regelmäßige 
öffentliche 
Besichtigungen 
SAGA Wohnungen

Vektor
Beharrlichkeit

»Unglaublich. Du fragst mich, ob ich akzeptiere. 
Ich will nur eine Wohnung haben.«

Vektor 
Sprachbarrieren

Auf ihre Bewerbungen bekommt sie nie eine Ant-
wort. Warum, versteht sie nicht. »[Sie] sagen im-
mer es gibt wieder Warteliste oder es gibt Leute, [für 
die] die Wohnung besser [ist]. Ich finde wer ist besser 
als die Leute, die haben bisher gar nicht Wohnung? 
Das ist das, was ich kann gar nicht verstehen. Wenn 
wir z. B. in die Schlange warten und so alle diese 
[anderen] Leute, ich kann verstehen, dass sie eine 
Wohnung haben wollen. Entweder größere Wohnung 
wollen oder sie wollen zusammen wohnen. Aber die 
Leute, die bis jetzt gar nicht Wohnung haben. Sie an 
erste Stelle sollten sein.« 

Ohne das Wort zu benutzen, erzählt Rama von 
Diskriminierung während der Besichtigungen. 
»Und [...] die Leute, die gut sprechen können, haben 
[sich] mit den Leuten von der Firma etwas [unter-
halten]. Und sie haben das neben uns [gemacht]. Es 
waren viele Flüchtlinge da. Und sie haben neben uns 
gezeigt, dass sie mehr Möglichkeit, besser als wir ha-
ben. Ja, sie haben das neben unsere Augen gezeigt.«

Die Begleitung zu Besichtigungen durch (deut-
sche) Ehrenamtliche sei sehr hilfreich. »Wenn je-
mand Hilfe hat, hilft viel.« Doch gibt sie zu be-
denken, dass auch Ehrenamtliche nicht immer 
mitkommen könnten. Das Wichtigste sei, sich 
selbst zu befähigen – die Sprache schnell zu lernen 
sowie rauszugehen und sich zu vernetzen. »Das 
war meine Schlüssellösung in Deutschland, dass ich 
alle Sachen selbst [...] mache. Rauszugehen [...], 
entweder in einer Organisation oder arbeiten frei-
willig oder so. Immer wenn du ganze kleine Sachen 
machen und dann wird mit der Zeit immer größer. 
[Doch] wenn niemand dich sehe und niemand dar-
über hören – wie kannst Du eine Wohnung finden?« 

Die Vernetzung mit Deutschen sei der Schlüssel 
zu einer Wohnung. Zumindest war er das für 
Rama, die sich mit Mandy, einer Ehrenamtlichen, 
die in der Unterkunft arbeitet, anfreundet. »Man-
dy war die erste Bekannte, die mir in Deutschland. 
[...] das war nur eine Bekannte für mich, aber sie hat 
mir die Wohnung geholfen.« Als Mandy von Ra-
mas Wohnungssuche erfährt, kontaktiert sie ihre 
ehemalige Vermieterin, eine Firma mit mehreren 
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Vektor ehrenamtliche 
Intermediär:innen

Vektor Vitamin B, 
informeller 
Marktzugang

Vektor Vernetzung
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Bestandswohnungen. Sie schafft es, eine Besichtigung für Rama zu organi-
sieren. Mandy, die heute noch sehr gut mit Rama befreundet ist, erzählt, dass 
es »nicht ganz easy war bzw. denke ich war es gut, dass ich da etwas unter die 
Arme greifen konnte [...] mit Besichtigung, Papierkram usw.«.

Dass Mandy ihr dabei eine Entscheidungsfreiheit einräumt, kann Rama da-
mals kaum glauben. »Und dann hat [Mandy] mich hergeholt sie hat mir gesagt 
‘Ich hab eine kleine Wohnung und ich weiß nicht, ob du akzeptieren das.’ Und 
das war unglaublich. Du fragst mich, ob ich akzeptiere. Ich will doch nur eine 
Wohnung haben.« 

Rama erzählt, dass der ausschlaggebende Punkt, warum sie nach der Besich-
tigung den Zuschlag für die Wohnung bekommen habe, gewesen sei, dass sie 
eine alleinstehende Frau war. »Und sie hat gesagt ‘Du nimmst die Wohnung.’ 
Sie hat das akzeptiert wegen ich Frau und bin ich alleine. Und sie hat gesagt, 
dass sie nicht so viele Probleme mit den Nachbarn macht.«

Dass Neumieter:innen aus arabischen Ländern Probleme in der Nachbar-
schaft verursachen könnten, sei eine der Hauptsorgen, die Vermietenden 
hätten. »Wir kennen noch nicht gut [die Gewohnheiten in Deutschland], z. B. 
das soll man am Sonntag nicht so viel laufen und nicht so viel laut machen. Aber 
wir haben andere Traditionen im Leben, z. B. wir hören Musik und [haben] 
viele Besucher und so, und deswegen das akzeptieren [sie] nicht [...]. Und sie 
finden das 'different'.«

Vor allem aber sei der Sozialleistungsbezug ein Ausschlusskriterium bei der 
Wohnungsvergabe. Dies läge weniger am Sozialleistungsbezug an sich, son-
dern an der Arbeitsweise des Jobcenters. »Die Probleme fängt an, wenn – die 
Vermieter haben ein bisschen Recht damit – [...] ich habe Probleme mit dem 
Jobcenter. Die erste Sache, die er [das Jobcenter] macht, [ist] keine Vermietung 
und keine Geld zu dir kommen. Und das bedeutet, er [der Vermieter] hat keine 
Geld für die Wohnung. Und deswegen.«

Der Valentinstag 2017 ist für Rama ein Glückstag. Denn an diesem Tag ist 
sie in ihre eigene Wohnung gezogen. 
Sie fängt an, sich einzurichten. Rama ist zielstrebig, offen, kreativ und zäh. 
Sie ist eine Kämpferin. »Und dann habe ich angefangen [und] habe mich ge-
fragt, wie soll ich nochmal die Sachen holen und so? [Wie] soll ich alles kaufen? 
Und wie [können die] Leute verstehen, was ich wolle, z. B. die Gardine oder bei 
Ikea oder so? Ja. Aber hat das bei mir geklappt. Das ist die Geschichte von mich.«

Heute ist sie stolz auf ihre Wohnung. Sie zeigt mir viele Bilder auf ihrem 
Handy. Die Wohnung ist in weiß und pink eingerichtet, auf dem Bett häu-
fen sich Kuscheltiere. An der Wand neben dem Bett hängen Fotos und Post-
Its, auf denen Rama ihre Gedanken festhält. 

Vektor Geschlecht

Jan 2017
Persönliche 
Besichtigung

Wohnungszusage

Vektor Kulturelle 
Unterschiede

Vektor Sozial-
leistungsbezug

Vektor
Haushaltsgröße

Einzug
Feb 2017

Ihre Wohnung ist für Rama Rückzugsort und lang entbehrte Privatsphäre. 

»Bei mir, das war eigene Wohnung. Du weißt, ich habe diese Gefühl nach dem Krieg bekommen, dass ich will 
eigene Wohnung bekommen. Die Wohnung von meine Familie hat schon zerstört [...]. Meine Wohnung [hier], 
das war für mich eine große Zimmer und sie ist privat für mich«. 

Auch ist die Wohnung Ausgangspunkt für Ramas zahlreiche Alltagsaktivitäten sowie ein Ort der Gast-
freundschaft. Zum Zuckerfest lädt Rama ihre Freunde zu sich ein; liebevoll richtet sie alles her und backt 
Süßigkeiten für alle. 

»Und habe ich die Wohnung und dann [...] war 
ganz schön, ganz bequem, alles war total gut.«

»Diese kleine Papier gibt 
mir die Energie, um 
weiterzumachen.« 

Abb. 32: Post-Its über Ramas Bett
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Rami kommt 2015 in Deutschland an. Eineinhalb Jahre wohnt er in öffentli-
chen Unterkünften, erst in Billstedt, dann in Bergedorf. In Billstedt hat Rami 
große Probleme mit seinem Zimmernachbarn. 

»Einmal war der Bewohner wirklich ein Islamist und ich hatte Probleme mit 
ihm. Er kam auch aus Syrien. Ich komme auch aus Syrien, aber es gibt verschiede-
ne Meinungen wenn es um den Krieg geht und so. Ist nicht so toll, auch zwischen 
den Syrern. [...] Und er raucht auch Marihuana den ganzen Tag und ich musste 
auch lernen, Deutsch. Ich ging zur Schule, er macht nichts. Er raucht Marihua-
na, um seinen Stress abzubauen. Das war schlimm. Und irgendwann gab es ein 
Problem und ich hab, ich wollte auch raus.« 

Aus Angst vor seinem Mitbewohner bittet Rami um den Umzug in eine an-
dere Unterkunft, jedoch wird er zunächst vertröstet. Über einen Freund, der 
in Bergedorf untergebracht ist, kann er den Kontakt zu dem dortigen Unter-
kunftsmanagement herstellen und bekommt einen Platz.

Rami lernt schnell und zielorientiert die deutsche Sprache. »Und ich hab so 
schnell also die Sprache gelernt, weil ich schon wusste, dass ich keine Chance habe, 
weder eine Wohnung zu finden noch einen Job zu finden, ohne dass ich richtig gut 
Deutsch spreche«. Nachdem er den B1 Kurs abschließt, beginnt er Ende 2015, 
eine Wohnung zu suchen. 

Eine Ehrenamtliche hilft ihm bei der Suche. Rami recherchiert viel im In-
ternet, meldet sich auf Suchportalen und bei der SAGA an und sucht nach 
Genossenschaften. »Und ich habe auch viele Deutsche gefragt 'Wie kann man 
eine Wohnung finden? Und welche Genossenschaften bieten Flüchtlingen Woh-
nungen an?'« 

Auch ein WG-Zimmer wäre für Rami eine Option, doch »das war noch 
schwieriger, als eine Wohnung zu finden«.

Er geht zu Besichtigungen, bekommt jedoch keine Rückmeldungen. Auch 
die Rückfragen bei der SAGA bleiben erfolglos. »Ich habe solange gewartet und 

Rami

Beginn Wohnungs-
suche

Anmeldung SAGA

Dez 2015

»Weil es so lange dauert und es klappt nicht immer und das ist am Ende 
eine Glücksache, mehr kann ich nicht sagen.«

Öffentliche SAGA-
Besichtigungen

jedes Mal, als ich dahin ging, haben sie mich einfach 
weggeschickt. Und sie sagten 'Warte, wenn es etwas 
gibt, dann sagen wir dir Bescheid'«.

Rami beschreibt, dass Männer wie er – alleinste-
hend und zum Zeitpunkt der Wohnungssuche 
arbeitslos – es besonders schwer auf dem Woh-
nungsmarkt haben. »Nicht alle Vermieter wollen 
auch Singlemänner einfach [lacht] insbesondere ar-
beitslose Single. Das ist schlimm.« Dies begründet er 
nicht nur mit fehlender finanzieller Absicherung, 
sondern auch mit Alltagsrhythmen. »Ich denke es 
ist leichter, wenn man arbeitet, weil sie denken 'Ah, 
ok, er arbeitet acht, neun Stunden, er kommt am 
Ende des Tages zur Wohnung, er ist einfach fertig, er 
schläft direkt'«.

Hilfreich bei der Suche sei vor allem die Beglei-
tung durch Deutsche. »Ich denke, es vermittelt dem 
Anbieter ein gutes Gefühl, wenn ein Deutscher dabei 
ist, weil er fühlt sich... er kennt Deutsche, also er ist 
[denkt nach] mehr vertrauenswürdig als jemand, der 
keine Deutsche kennt sozusagen.«

Irgendjemand gibt Rami eine Liste mit Genossen-
schaften – wer das war, weiß er nicht mehr – und 
er beginnt, die Liste abzutelefonieren. Überall, wo 
es geht, meldet er sich an. »Und ich hab eine nach 
der anderen einfach angerufen und gefragt, ob ich 
mich einfach anmelden kann dazu. [...] Aber ich 
hab mich auch entschieden, mich bei den unauffäl-
ligen Genossenschaften anzumelden, weil es so viele 
Flüchtlinge gibt«. Doch die Genossenschaften ha-
ben lange Wartezeiten. 

In einem Gespräch mit einem Mitarbeiter der 
Genossenschaft Bauverein Elbe erzählt Rami seine 
Situation und bekommt eine Wohnung angebo-
ten »Ich hab dem Mitarbeiter erzählt, dass ich seit 
eineinhalb Jahren nach einer Wohnung suche und 
dass ich einfach aus dem Heim einfach rausziehen 
möchte. Weil es nicht so toll ist, in einem Heim zu 
wohnen. Und er war sympathisch, oder der sympa-
thisiert mit mir oder so, und er hat mir diese Woh-
nung angeboten«. 

Vektor 
ehrenamtliche 
Intermediär:innen

Vektor Beharrlichkeit

Vektor Geschlecht

Vektor Festanstellung

S
uc

he
 ü

be
r 

Im
m

ob
ili

en
po

rt
al

e

S
uc

he
 ü

be
r 

S
A

G
A

S
uc

he
 ü

be
r 

G
en

os
se

ns
ch

af
te

n

Persönliche Nachfragen 
bei der SAGA

Anmeldung bei 
Genossenschaften

April 2016

Vektor Mitarbeiter

Wohnungsangebot 
durch Genossenschaft 
»Bauverein Elbe«
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Im Herbst 2016 zieht Rami in seine eigene Wohnung in einer Genossen-
schaftssiedlung im Hamburger Westen. Zielstrebig arbeitet er von dort aus 
weiter auf ein selbstständiges, unabhängiges Leben in Deutschland hin: »Und 
danach, ja, bin ich da umgezogen und ja, ich hab die Deutschkurse abgeschlos-
sen, danach habe ich angefangen mit der Anpassungsqualifizierung. [...] Habe 
ich diese Maßnahme gemacht, danach bin ich anerkannt als Zahntechniker in 
Deutschland«. 

Seine Wohnung ist für Rami, der für seinen Job jeden Tag eine Stunde nach 
Harburg hin und zurück pendelt, Erholungs- und Rückzugsort. Trotz des 
langen Arbeitsweges möchte er nicht umziehen, seine Wohnung nicht wieder 
verlassen. 

Er mag es, dass es in seinem Viertel grün und ruhig ist, versteht sich gut mit 
den Nachbarn. Nach anfänglicher Sorge, er müsse nach kurzer Zeit wieder 
aus der Wohnung ausziehen, da das Gebäude abgerissen werden sollte, er-
hält er doch einen unbefristeten Vertrag. Die Ehrenamtliche, die ihm bei 
der Wohnungssuche half, leiht ihm die 1.500 Euro Genossenschaftsanteile. 
Rami, der zu diesem Zeitpunkt bereits seinen Job hat, spart jeden Monat, um 
seine Schulden möglichst schnell zu begleichen. »Ja, danach habe ich ihr das 
Geld zurückgezahlt und jetzt habe ich die Wohnung und ich freue mich.« 

Einzug
Herbst 2016

Vektor Vitamin B

»Noch eine kleine Frage: Ich denke, es muss auch eine 
Lösung geben, es muss auch viel, viel mehr Wohnungen 
gebaut werden, weil es macht auch keinen Sinn. Es gibt 
so viele Leute, aber es gibt so wenig Wohnungen. Und vor 
allem bezahlbare Wohnungen, also und, also die Leute, 
die wenig verdienen, können sich keine teure Wohnung 
leisten. Es muss Balance geben auch, damit es klappt.«

Abb. 33: Ausblick von Ramis Balkon

»Wie gesagt, es klappt nicht immer und nicht mit jedem. 
Manche finden Wohnungen, manche finden nicht. 
Das hängt, ich weiß nicht, also mein Nachbar sagt mir immer 
'Du hast im Lotto gewonnen' [lacht] und ich sage 
'Komm schon...' «
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Raed kommt Ende 2015 nach Deutschland. Er ist zunächst in der ZEA in 
Leipzig untergebracht. Sobald er die Aufenthaltsgenehmigung bekommt und 
somit seine Residenzpflicht endet, reist er weiter nach Hamburg, wo sein 
Bruder in einer Folgeunterkunft lebt. 

Raeds Bruder ist bereits gut vernetzt und arbeitet darauf hin, ein Ingenieurs-
studium an der TU Harburg beginnen zu können. Als Raed nach Hamburg 
kommt, ist sein Bruder gerade dabei, einen einjährigen Deutsch-Intensivkurs 
zu absolvieren um die Zulassungsvoraussetzungen zu erfüllen. 

Die beiden begeben sich sofort auf Wohnungssuche. Sie suchen über eBay 
Kleinanzeigen und auf Immobilienportalen. Raeds Bruder fragt in seinem Be-
kanntenkreis nach Hinweisen. 

Nach einem Monat organisiert seine Deutschlehrerin über Kontakte eine 
Wohnungsbesichtigung. »Aber das klappt nicht, er [der Vermieter] wollte ange-
stellte Leute, die haben feste Einkommen«.

Kurze Zeit später erhalten die beiden Brüder über die Lehrerin erneut die die 
Chance auf eine persönliche Besichtigung: »Dann hatte diese gleiche Lehrerin 
was anderes gesucht und bei einer Firma [...]. Haben wir so eine kleine Termin 
bekommen, also Termin besichtigen für die Wohnung«. 

Die Lehrerin begleitet die beiden zum Termin und legt ein gutes Wort für sie 
ein: »Dann hatte natürlich sie mit die Firma gesprochen: Ich kenne diese Leute 
und die lernen momentan Deutsch, eine studiert und der andere will sofort arbei-
ten. Aber er will zuerst seine Sprache verbessern. Also sie meinte über mich. Und 
ja hatte das geklappt, haben wir das untergeschrieben«. 

Die beiden erhalten den Zuschlag für eine Zweizimmerwohnung in Hamm. 
»Dann haben wir den Angebot von Vermieter gebracht zum Jobcenter, also ein-
fach da ablegen. 'Zack, zack, ihr seid zu zweit?' Wir haben gesagt 'Ja, mein Bru-
der und ich. 480 kalt, also warm insgesamt fast 600'. Also das passt, also für 
zwei. [...] Also die Angestellte beim Jobcenter hatte gesagt 'Ja ok, ihr könnt diese 

Raed

»Also wie gesagt, von meine Erfahrung durch 
die bekannte Leute findet man so schnell. «

Beginn 
Wohnungssuche

Mai 2016

Vektor 
Vernetzung

1. Persönliche 
Besichtigung

Vektor 
Festanstellung

2. Persönliche 
Besichtigung

Vektor Vitamin B, 
informeller 
Marktzugang

Wohnungsangebot

Wohnung haben'. Und dann sind wir wieder nach Vermieter gegangen, haben 
wir abgegeben. Natürlich die Lehrerin von meinem Bruder war dabei, damit sie 
uns bisschen helfen kann und hatte das so schnell also geklappt.«

Raed ist sich sicher, dass sie ohne das Engagement der Lehrerin niemals so 
schnell eine Wohnung gefunden hätten. Und dass sie viel Glück hatten. Doch 
auch die Lage spiele eine Rolle »Also hier Innenstadt von Hamburg schwer zu 
finden. Aber von außen findest du zu schnell.« 

Raed ist froh, so schnell eine Wohnung gefunden zu haben und mit seinem 
Bruder zusammenleben zu können. »Also man fühlt sich nicht so fremd, also 
hier, also wenn du einen Bruder hast, oder ein Person von die Familie zusam-
men.« Auch wenn er vergleichsweise kurze Zeit in einer Unterkunft leben 
musste, schätzt er vor allem die Ruhe und die Privatsphäre, die er in seiner 
Wohnung hat. Durch die Verkehrsanbindung fühlt er sich sehr flexibel, auch 
in andere Stadtteile fahren zu können. Am liebsten jedoch ist er in seinem 
Quartier: 

Vektor Glück

Vektor Lage

Einzug
August 2016

Vektor
ehrenamtliche 
Intermediär:innen

»Im Park spazieren, bisschen Sport machen, laufen 
am Morgen. Bisschen so. Manchmal am Abend 
kommt ein Kumpel von mir, gehen durch den Park, 
bisschen auf Rasen sitzen, wir haben so besondere 
arabische Teppich, sitzen, Shisha rauchen usw.« 

Abb. 34: Raed mit Shisha 
und Freunden im Quartierspark
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Khaliq ist 26 Jahre alt und kam Ende 2015 von Afghanistan nach Deutsch-
land. Nachdem er acht Monate in einer EA in Wilhelmsburg untergebracht 
war, verbrachte er ein Jahr in der örU Neugraben. Hier lebte er in einem Con-
tainer. Mit Beginn seiner Ausbildung zum Maler und Lackierer im August 
2017 wechselte er in die größte örU Deutschlands am Mittleren Landweg 
in Bergedorf. Hier lebt Khaliq seitdem in einer Wohngemeinschaft. Beide 
Mitbewohner haben ein Einzelzimmer, sie teilen sich die Küche und das Bad. 

Im März 2018 erhält Khaliq nach zweieinhalb Jahren in Deutschland seine 
Aufenthaltsgenehmigung und ist somit wohnberechtigt. Kurz darauf beginnt 
er, eine Wohnung zu suchen – zuerst nur für sich allein, dann für zwei Perso-
nen. Denn eigentlich wartet er auf seine Frau Atifa, die noch in Afghanistan 
lebt. Immer wieder verzögert sich der Familiennachzug. Doch falls er eine 
Wohnung findet, möchte Khaliq nicht erneut suchen müssen, wenn seine 
Frau endlich nachziehen darf. Solange Atifa noch nicht in Deutschland ist, 
gelten jedoch für die Wohnungssuche die vorgeschriebenen Größen- und 
Mietobergrenzen eines Einpersonenhaushalts: Maximal 50 qm für maximal 
495 Euro kalt inklusive Heizkosten. Aufgrund seiner Dringlichkeitsbestäti-
gung darf Khaliq die Mietobergrenze um 15 Prozent überschreiten. Er sucht 
also eine Wohnung mit mindestens 1,5 Zimmern – um diese perspektivisch 
mit seiner Frau teilen zu können – auf max. 50 qm für max. 569 Euro. 

Khaliq ist sich bewusst, wie wenig Wohnraum momentan in seiner Preisklas-
se zur Verfügung steht. »Ja, dann, das ist auch schwer in Hamburg sozusagen 
oder große Städte Wohnung zu finden.«

Von der Fachstelle für Wohnungsnotfälle bekommt er seine Dringlichkeits-
bestätigung ausgehändigt. Khaliq erzählt, die Mitarbeiterin wäre sehr nett 
gewesen. Einen individuellen Hilfeplan erhält er nicht. »Ich weiß das nicht, 
ob die Beratung gibt, nur habe ich Dringlichkeitsbestätigung gekriegt und wenn 
ich eine Wohnung finde, muss ich denen Bescheid geben, dass ich diese gefunden 
habe. Die gucken die Quadrat[meter] und das Geld, wie viel kostet das kalt und 
warm. Und die, wie kann ich sagen, bestätigen die, ob das ok ist oder nein, darfst 
du nicht.« 

Khaliq

»Es gibt so viele schöne Wohnung[en], 
aber wir kriegen nicht.«

März 2018
Wohnberechtigung

Beginn 
Wohnungssuche

Vektor 
Wohnungsmangel

Termin Fachstelle 
für Wohnungs-
notfälle Bergedorf

Khaliq sucht über gängige Portale im Internet, jedoch erhält er kaum Rück-
meldungen auf seine Anfragen. Für seine Anfragen nutzt er den Standard-
text, der bereits im Kästchen Kontaktaufnahme steht. Zurück erhält er eben-
falls einen Standardtext: »habe ich Ruckmeldung gekriegt, dass aufgrund vieler 
Nachfragen musst du warten«. 

Auch bei der SAGA meldet er sich an und geht auf einige öffentliche Besich-
tigungen. Viele schafft er aufgrund seiner Arbeitszeiten nicht. Oft ist Khaliq 
von frühmorgens bis abends unterwegs, um zu seinen stetig wechselnden 
Arbeitsstätten zu fahren.

Von den SAGA-Besichtigungen berichtet er, dass immer sehr viele Leute da 
wären und am Ende jede:r ein Bewerbungsformular bekäme, das auszufüllen 
sei, wenn Interesse an der Wohnung bestehe. »Haben wir eine Zettel von der 
SAGA gekriegt, da müssen wir die Daten und sowas schreiben, wie viel verdienst 
du, wer bezahlt die Miete, bis wieviel Quadrat und wie viel Geld kannst du be-
zahlen. Was hast du für eine Schein oder hast du überhaupt keine Schein. Sowas 
haben wir geschrieben. Habe ich nichts gehört.«

Khaliq, der wie so viele Auszubildende von seinem Gehalt nicht leben kann 
und vom Jobcenter unterstützt wird, versteht nicht, wieso die staatliche Miet-
zahlung den Vermietenden nicht genug Absicherung bietet. Seiner Erfah-
rung nach werden auch bei der SAGA die Bewerber:innen bevorzugt, die am 
meisten verdienen. »Die Vermieter gucken, [...] wer richtig verdient, wer hat 
unbefristet Vertrag. Sowas wichtig, und das ist auch glaube ich wichtig, wenn 
zwei Leute zusammen wohnen und der Vermieter denken, wenn einer pleite wird 
oder arbeitslos wäre, der andere bezahlt. Obwohl in Deutschland alles sicher ist.« 
Seine Vermutung, dass der sozioökonomische Status ausschlaggebend ist, 
basiert auch auf den Erfahrungen von Freunden, die mittlerweile eine Woh-
nung haben: »haben die schon geschafft, [weil] die arbeiten und bezahlen selber«.

Er erzählt von illegalen Makler:innen, die gegen horrende Gebühren von bis 
zu 3.000 Euro eine Wohnung an Geflüchtete vermitteln würden: »Es gibt 
auch manche Makler, das die betrügen. [...] Wenn die bezahlen die Hälfte dieser 
Geld und [wenn] zwei Wochen vorbei [sind], erst dann sagen sie „Ja, es tut mir 
leid, ich konnte es nicht schaffen, oder musst du warten ein paar Wochen”. Und 
die bezahlen das Geld nicht wieder [...] Das [ist] glaube ich Betrug«.

Ich entscheide mich, Khaliqs Wohnungslotsin zu werden und ihn bei der 
Wohnungssuche zu unterstützen. Doch auch die Wohnbrücke hat nicht aus-
reichend Wohnungen, die zu vermitteln sind – vor allem nicht für Einperso-
nenhaushalte. Die Wartezeit bis zu einem ersten Kennenlerngespräch beträgt 
circa ein Jahr. Da Atifa noch nicht in Deutschland ist, kann Khaliq auch hier 
zunächst nur allein gelistet werden. Sobald Atifa nachzieht, werden sie bei 
der Wohnbrücke als suchender Zweipersonenhaushalt geführt; dann sind die 
Chancen um einiges besser. 
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Regelmäßige 
öffentliche SAGA-
Besichtigungen

Vektor Sozial-
leistungsbezug

Anmeldung SAGA

Vektor Vitamin B, 
informelle 
Marktzugänge

Vektor
Festanstellung

Anmeldung 
Wohnbrücke

Juni 2019

Vektor
Haushaltsgröße



K
ha

liq

03
 N
ar
ra
tiv
e

94 95

Bis dahin suchen Khaliq und ich über die SAGA 
und die bekannten Immobilienportale. So oft es 
geht, gehen wir zu öffentlichen Besichtigungen 
der SAGA. Manchmal gemeinsam, manchmal al-
lein. Wenn Khaliq keine Zeit hat, selbst zu gehen, 
gehe ich als Stellvertreterin. 
 
Laut SAGA ist es möglich, sich über Stellvertre-
ter:innen für die Wohnung zu bewerben, jedoch 
merke ich, dass es kaum Sinn macht. Ein Mit-
arbeiter formuliert es so: »Das können Sie gern 
machen, allerdings hätten wir es schon gern, dass 
die interessierten Haushalte selbst zur Besichtigung 
kommen«. Auf meine Erklärung, dass Khaliq eben 
um 16 Uhr noch arbeiten würde, zuckt er mit den 
Schultern. 
Khaliq kann dies nicht verstehen. »Das ist seine 
Meinung, aber ich glaube also unlogisch, weil da es 
nicht Treffen zum Kennenlernen sondern nur Be-
sichtigung. Man füllt nur das Formular aus noch, 
darauf schreibt man seine Daten mit Adresse. Und 
die fragen gar nicht wer du bist und lesen sie später, 
wenn sie entschieden dann kriegst Einladung zum 
Kennenlernen, oder?«

Jeden Tag schicken wir uns unzählige Wohnungs-
angebote hin und her. Wir stellen eine Mappe mit 
allen wichtigen Dokumenten zusammen, Khaliq 
beantragt eine Schufa-Ankunft. Gemeinsam for-
mulieren wir ein Anschreiben, dass er nun zur 
Kontaktaufnahme verwendet. Der Sinn der Do-
kumentenmappe ist für Khaliq nicht ganz greif-
bar, doch er sagt »also eine gute Idee und weißt du 
besser die Deutschen Gewohnheit als [ich]«.
Trotz der Bemühungen und des neuen Anschrei-
bens bekommt Khaliq keine Einladungen zu Be-
sichtigungsterminen. 

Ende Juni wird Khaliq von f&w angeboten, in 
eine Auszubildendenwohnung zu ziehen. Er lehnt 
ab, da er fest daran glaubt, dass seine Frau bald in 
Deutschland sein wird und eine Wohnung für sie 
beide finden möchte. 

Im Juli haben wir einen persönlichen Besichti-
gungstermin. Die Wohnung bekommt Khaliq 

S
uc

he
 ü

be
r 

W
oh

nb
rü

ck
e

10 öffentliche 
SAGA-Besichtigungen

Juni 2019

Vektor 
Beharrlichkeit

Vektor ehrenamtliche 
Intermediärin

Angebot Auszubildenden-
wohnung durch f & w 

27. Juni 2019

4. Juli 2019
Persönlicher 
Besichtigungstermin

6. Juni 2019 

Um Punkt 8 Uhr komme ich in der Harmsstraße 8 
in Harburg an. Der Hauseingang zum Hausteil A 
liegt in einem Innenhof und ist von der Straße nicht 
einsehbar. Als ich in die Harmsstraße einbiege, sehe 
ich niemanden vor der Nr. 8 stehen und denke für 
einen kurzen Moment, ich wäre vielleicht die Ein-
zige. Für zwei Sekunden freue ich mich, vielleicht 
direkt beim ersten Versuch eine Wohnung für Kha-
liq zu ergattern. Welch Trugschluss. Ich biege um die 
Ecke und sehe eine Schlange vor der Haustür. Die 
Wohnung ist im 2. OG, die Wartenden schlängeln 
sich 2 Stockwerke durchs Treppenhaus bis in den In-
nenhof. Ich reihe mich ein. Immer mehr kommen 
nach. 

Menschen unterschiedlichsten Alters und unter-
schiedlichster Herkunft stehen gedudlig an, um kurz 
durch die freie Wohnung geschleust zu werden. Im 
Minutentakt kommen sie wieder die Treppe herun-
tergelaufen. Nach zwanzig Minuten bin ich endlich 
vor der Wohnungsschwelle angekommen. Die Mitar-
beiterin der SAGA ist freundlich bestimmt, sie lässt 
die Interessierten nacheinander eintreten und verteilt 
die Bewerbungsformulare. Im Treppenhaus sitzen 
Menschen auf den Stufen und auf dem Boden, um 
das Formular auszufüllen. Es wird kaum gesprochen. 

Ich gebe das Formular für Khaliq ab und lächle 
freundlich, weise die SAGA-Mitarbeiterin darauf 
hin, dass ich als Stellvertreterin da bin. An der Bus-
haltestelle Harmsstraße Richtung S-Bahnhof Har-
burg warte ich desillusioniert mit einigen von der 
Besichtigung bekannten Gesichtern auf den Bus. 
Man schaut aneinander vorbei.

Abb. 35: Wartende Wohnungssuchende während öffentlicher Wohnungsbesichtigung der SAGA
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[11:47, 21/6/2019] Khaliq: Hey Heidrun, ich war bei diese Address war 
total gut 52q 2 Zimmer große Küche und alles tip top und gerade ist Bau-
stelle wird die tapeziert und [...] nächste Woche kriege ich Rückmeldung.
[11:48, 21/6/2019] Heidrun: das hört sich super an!
[11:51, 21/6/2019] Khaliq: Noch dazu war nicht so viel Leute
[11:51, 21/6/2019] Heidrun: ohhhh wirklich :)
[11:51, 21/6/2019] Khaliq: Ja. Ich hoffe, dass ich positiv Antwort kriege

[18:35, 18/6/2019] Khaliq: Hey Heidrun, [...] manche Antworten gar 
nicht, aber wir haben ein paar Wohnungen besichtigt, aber bis jetzt 
keine Antwort gekriegt.

[11:47, 21/6/2019] Khaliq: nächste Woche kriege ich Rückmeldung. 
[Es kam ein] negativ Bescheid von Veddel, wo einen Freund sie [für 
mich] besichtigt hatte.

[19:20, 4/7/2019] Khaliq: Hey Heidrun, [...] Ich habe heute eine Woh-
nung in der nähe Stadtpark besichtigt und bis jetzt keine positive Mail 
gekriegt

Abb. 36-44 (rechts und nächste Seite): Eindrücke Wohnungsbesichtigungen



K
ha

liq

03
 N
ar
ra
tiv
e

98 99

4. Juli 2019 

Wir haben einen persönlichen Besichtigungstermin. Für kurze Zeit war ein Ange-
bot bei Immowelt online, man sollte sich telefonisch zur Besichtigung anmelden. 
Ich rufe sofort an. Der Vermieter bietet mir direkt einen Termin an. Ich erzähle 
ihm, dass die Wohnung nicht für mich, sondern für einen befreundeten Geflüch-
teten sei. Ich weiß nicht, ob Khaliq einen Termin bekommen hätte, wenn er selbst 
angerufen hätte. 

Wir gehen gemeinsam zur Besichtigung in Lohbrügge, es ist Sonntag. Wir haben 
die Bewerbungsmappe dabei und sind beide aufgeregt. Glaube ich. Zumindest 
bin ich aufgeregt. Wir sind eine halbe Stunde zu früh da und machen noch einen 
kleinen Spaziergang in der Gegend. Es gibt ein Einkaufszentrum, ein ameri-
kanisches Diner und einen Kiosk, vor dem Leute in Plastikstühlen der steifen 
Brise trotzden und bei Dosenbier über das Leben zu philosophieren scheinen. Im 
Schaufenster des nebenliegenden Geschäfts werden Kostüme für den Schlagermove 
angepriesen.

Wir schauen die Wohnung an, sie hat zwei Zimmer und scheint in Ordnung. 
Khaliq inspiziert die Wandfarben und scheint zufrieden, doch er bewirbt sich 
sowieso auf alle Wohnungen. Während wir die Selbstauskunft ausfüllen, flüstere 
ich ihm zu, dass es gut wäre, wenn er sich noch ein wenig mit den Vermietenden 
– einer ganzen Familie, die das Wohnhaus beseitzt und in drei Generationen 
anwesend ist – unterhalten würde. Sie werden später gemeinsam im Familienrat 
entscheiden, wer den Zuschlag bekommt. 

Es kommt ein kleines Gespräch zustande. Khaliq ist ein bisschen nervös und 
spricht sehr leise, doch fühlt er sich von Satz zu Satz sicherer. Ich bin erleichtert, 
dass wir noch mit der Familie ins Gespräch kommen und er zeigen kann, dass 
er gut Deutsch spricht und alles versteht. Die Mappe wollen sie gar nicht haben, 
doch wir legen der Selbstauskunft trotzdem noch das persönliche Anschreiben bei. 

Hoffnungsvoll fahren wir mit dem Bus zurück zur S-Bahnstation. Der Vermieter 
verspricht, sich im Falle einer Zusage innerhalb von zwei Tagen zu melden. Wir 
hören nichts.
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nicht, doch es fühlt sich an, wie ein kleiner Erfolg. 
Kurze Zeit später wird Khaliq von der SAGA zu 
einem Termin eingeladen. 

»Vom Bezirksamt Bergedorf sind Sie uns als Woh-
nungssuchender benannt worden. Wir würden uns 
gern mit Ihnen über ihr Wohnungsgesuch unterhal-
ten.« 

Bei dem Termin, zu dem ich Khaliq nicht beglei-
ten kann, ist auch ein Mitarbeiter der Fachstelle 
für Wohnungsnotfälle anwesend. Khaliq erzählt, 
dass die SAGA-Mitarbeiterin nur seine Unterla-
gen sehen wollte, er seine Geschichte erzählt habe 
und sie ihm versprochen habe, dass bald ein Ange-
bot kommen werde. Er schreibt: »Sie schicken ein 
Angebot das in Barmbek mit 2,5 Zimmer 58 Qua-
dratmeter, aber nicht jetzt ein paar Tage später, weil 
die Wohnung nicht leer ist und da gibt es auch keine 
Garantie, dass ich 100% kriege. [...] und von för-
dern & wohnen war auch ein Vertreter die meinten 
es ist ganz besonders für euch, wenn Ihr Besichtigung 
Termin gekriegt habt denn da sind nicht 50 Leute 
vielleicht 2 oder drei Personen«.

In den kommenden drei Wochen besichtigen wir 
sieben SAGA-Wohnungen, auf die sich Khaliq alle 
bewirbt. 

Nach eineinhalb Monaten kommt das Angebot, 
eine SAGA-Wohnung in Barmbek zu besichti-
gen, allerdings ist es nicht die 58 qm Wohnung, 
auf die Khaliq gehofft hatte. Bereits im Vorfeld 
schickt die Fachstelle eine Genehmigung der 45 
qm Wohnung, die ihm stattdessen von der SAGA 
vorgeschlagen wird. 

An einem Mittwochmorgen um 8 Uhr ist die 
persönliche Besichtigung, zu der – für alle überra-
schend – auch eine Mitarbeiterin des neuen Ein-
zugs- und Begleitteams erscheint. Sie erzählt, dass 
momentan aufgrund der Bürgerverträge versucht 
werde, möglichst viele am Mittleren Landweg un-
tergebrachte Geflüchtete in Wohnraumkontin-
gente der Fachstellen zu vermitteln und diese des-
halb viele Besichtigungen organisieren würden, 

10. Juli 2019

Juli 2019

SAGA-Gespräch

7 öffentliche 
SAGA-Besichtigungen

19. August 2019
Wohnungsvorschlag 
durch Fachstelle 

21. August 2019
Persönliche Besichtigung 
SAGA-Wohnung

die das EBT begleite. Sie erzählt auch, dass das Team bereits jetzt überlastet 
sei. 

Nach der Wohnungsbesichtigung erkundigt sich Khaliq noch einmal nach 
der größeren Wohnung. Diese liegt zufällig um die Ecke und die SAGA-Mit-
arbeiterin erklärt sich bereit, auch diese zu zeigen. 

Im Anschluss ist klar: Eine der Wohnungen wird Khaliq bekommen. Die 
Mitarbeiterin der SAGA stimmt zu, auch die größere Wohnung der Fach-
stelle vorzuschlagen, welche dann darüber entscheidet, ob die Überziehung 
der Angemessenheitsgrenzen sowohl bzgl. des Mietpreises als auch der Woh-
nungsgröße in Ordnung ist. Während ich mich freue, bleibt Khaliq noch 
etwas verhalten, als könne er es noch nicht ganz glauben. 

Die kurzen Dienstwege zwischen EBT, Fachstelle, SAGA und Jobcenter, von 
denen uns die EBT-Mitarbeiterin erzählt, offenbaren sich kurze Zeit später: 
Noch am selben Abend erhält Khaliq per Mail die Zusage für seine Wunsch-
wohnung. 

Am 6. September wird Khaliq die Schlüssel zu seiner ersten eigenen Woh-
nung in Hamburg erhalten. 

Wohnungszusage

[19:02, 21.8.2019] Khaliq: Wir haben gewonnen :)

Vektor
Mitarbeiterin

Vektor
Beharrlichkeit

In den letzten Jahren hat Khaliq bereits einiges an Möbel und Geräten ge-
sammelt und sogar einen Teppich aus dem Iran mitgebracht, wo er sich im 
Winter 2018 mit seiner Familie getroffen hatte. 

Am meisten freut er sich auf Privatsphäre, Ruhe sowie darauf, Gäste empfan-
gen und vielleicht sogar übernachten lassen zu können. Er erzählt, wie unan-
genehm es »für uns« sei, Besuch keine Schlafgelegenheit bieten zu können. 
Lieber schlafe er selbst auswärts oder auf dem Boden, als dass seine Gäste 
nicht komfortabel übernachten könnten. 

Abb. 45: Khaliqs Teppich
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Geflüchtete, die mit einer Wohnberechtigung auf den Wohnungsmarkt strö-
men, sind – zumindest auf dem Papier – alle mit denselben Grundvoraus-
setzungen ausgestattet bzw. konfrontiert. Dennoch treffen diese naturgemäß 
nicht auf alle in gleicher Weise zu und können nicht als allgemeingültig an-
gesehen werden. Vielmehr ergeben sie sich aus Gesprächen, Interviews, Er-
fahrungsberichten und Studien. Die Quintessenz an »Startkapital« und von 
Beginn an existenten Beschränkungen – elementare Parameter eines jeden 
Anfangs der Wohnraumsuche – wird im Folgenden als Setting zusammenge-
tragen, welches später die Ausgangsbasis für die Auswertung einer Vielzahl an 
Vektoren darstellt, die sich entweder positiv oder negativ auf die Wohnungs-
suche im Allgemeinen bzw. die Vergabepraxen im Speziellen auswirken. 

Setting: Eine:r von 15.090
Zum Zeitpunkt des Erhalts der Aufenthaltsgenehmigung und somit auch 
der Wohnberechtigung haben Geflüchtete bereits sechs Monate in einer EA 
gelebt sowie, je nach Bearbeitungszeit des Asylantrags, mehrere Monate bis 
Jahre in einer Folgeunterkunft verbracht. Sie leben demnach seit Monaten 
bzw. Jahren in einer Situation, die wenig bis kaum Privatsphäre bietet, räum-
lich beengt ist und aufgrund der geografischen Lage und/oder Beschaffenheit 
der Unterkünfte nur begrenzte Chancen auf Vernetzung und Integration bie-
tet (vgl. Steckelberg; Interview Nischan; Interview Rami; Interview Rama; 
Interview Khaliq). 
Diejenigen, die bereits länger in Deutschland sind, haben den mit 700 Stun-
den angesetzten Integrationskurs abgeschlossen und können sich dement-
sprechend mit einem B1-Sprachniveau weitestgehend verständigen. Viele 
haben eine Berufsausbildung begonnen oder sind berufstätig und verfügen 
über ein eigenes Einkommen. In vielen Fällen jedoch reicht dies nicht für den 
Lebensunterhalt und wird durch das Jobcenter aufgestockt. 
Der Grad an Vernetzung mit Menschen außerhalb der Unterkunft variiert 
stark und ist abhängig von Sprachkenntnissen, Wissensbeständen, Motivati-
on und Möglichkeiten. 

Setting > Parameter
> Parameter

Regularien und Gesetze
Geflüchtete in Deutschland leben in einem komplexen Bezugsrahmen aus 
Gesetzen, Regularien sowie sozialen und strukturellen Normen und Gege-
benheiten. Die meisten dieser Gesetze und Regularien betreffen ihren Auf-
enthaltsstatus, Familienzusammenführungen und Arbeitsberechtigungen. 
In Bezug auf die Wohnungssuche sind es vor allem zwei regulatorische Ele-
mente, die diese beeinflussen: Erstens die Wohnsitzauflage, welche dazu ver-
pflichtet, in den ersten drei Jahren nach der Aufenthaltsgenehmigung in dem 
Bundesland wohnen zu bleiben, in dem der Asylantrag gestellt wurde. Im 
Stadtstaat Hamburg bedeutet dies naturgemäß einen kleinen Bewegungsra-
dius. Zweitens stellen im Falle einer (Teil-)Finanzierung der Wohnung durch 
das Jobcenter die Angemessenheitsgrenzen der KdU, also die Mietobergrenzen, 
einen weiteren gesetzlichen Parameter mit starkem Einfluss auf die Woh-
nungssuche dar. 

Informationslage, Beratung und Unterstützung
Obwohl Informationen zur Wohnungssuche für Geflüchtete auf den Inter-
netseiten der Stadt Hamburg nicht gebündelt und in verschiedenen Sprachen 
zur Verfügung stehen, verfügen Geflüchtete, die sich auf Wohnungssuche 
machen, mittlerweile über kollektive Wissensbestände bzgl. einer Wohnungs-
suche in Hamburg. Die Informationskette ist, abgesehen von einer Adress-
liste des f&w-Sozialmanagements und variierenden Informationsweitergaben 
durch die Fachstellen für Wohnungsnotfälle, weitestgehend informell (vgl. 
Interview Anas; Expert:innengespräch Caritas). Inwiefern diese Wissensbe-
stände verarbeitet und eingesetzt werden können, ist laut des Sozialmanage-
ments der f&w-Unterkunft Elfsaal häufig abhängig von der Herkunft der 
Geflüchteten: So wäre das deutsche System für Geflüchtete aus dem Mitt-
leren Osten häufig zugänglicher als bspw. für Geflüchtete aus Eritrea (vgl. 
Expert:innengespräch f&w). 

Ein Angebot an expliziter Beratung zur Wohnraumsuche gibt es in Hamburg 
nicht. Während einige, oft besonders verzweifelt Suchende, bei allgemeinen 
Migrationsberatungsstellen ihr Glück versuchen, wird explizite Beratung zur 
Wohnungssuche kaum nachgefragt oder vermisst (vgl. Interview Anas; Inter-
view Khaliq). Katharina Stökl von der Beratungsorganisation Interaxion in 
Berlin berichtet in diesem Zusammenhang, dass viele Geflüchtete den Wert 
einer Beratung unterschätzen (vgl. Expertinnengespräch Stökl). 
Die Unterstützung von offizieller Seite beschränkt sich währenddessen auf 
die Arbeit der Fachstellen für Wohnungsnotfälle, welche im Normalfall eine 
Liste mit Adressen von Genossenschaften anreichen sowie in einigen Fällen 
ein Wohnungsangebot machen. Ein neu ins Leben gerufenes Einzugs- und 
Begleitteam (EBT) soll zudem bereitstehen, wenn von Geflüchteten-Seite um 
die Begleitung zu einer Besichtigung bzw. eines Mietverhältnisses gebeten 
wird, bzgl. der Vorarbeit, also der Suche, besteht hier jedoch keine Hilfestel-
lung (vgl. Interview Münnich/Riemer 2019).

»Sie sammeln Informati-
onen untereinander [...], 
die Sucher lernen die Sa-
chen wirklich sehr schnell 
würde ich sagen« Anas

¬ S. 70-71 Wohnsitzauf-
lage, Mietanforderungen, 
Angemessenheitsgrenzen
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Was an Begleitung im Hinblick auf die Wohnungssuche Geflüchteter von 
institutioneller Seite fehlt, wird in Hamburg oftmals durch ein ausgepräg-
tes Netzwerk an Ehrenamtlichen aufgefangen. Gerade im Hinblick auf den 
Mangel an individuellen Begleitstrukturen und Vermittlungsorganen spielen 
diese eine wichtige Rolle. Voraussetzung dafür ist die Kontaktherstellung zwi-
schen Geflüchteten und Ehrenamtlichen, die häufig in den f&w-Unterkünf-
ten, die über einen festen Stamm an Ehrenamtlichen verfügen, erfolgt, oder 
sich über Organisationen wie Start with a friend, Über den Tellerrand kochen 
oder leetHub St.Pauli e.V. ergibt. 

Verfügbarer Wohnraum
Im Kontext eines akuten Wohnungsmangels, vor allem im bezahlbaren Seg-
ment, ist das Angebot an verfügbarem Wohnraum für die Bedarfsgruppe der 
Geflüchteten äußerst gering. Leichte Unterschiede in der Verfügbarkeit las-
sen sich basierend auf der Haushaltsgröße feststellen: Während die Angebots-
lage für Zwei bis Drei-Personen-Haushalte zwar angespannt ist, ist das Woh-
nungsangebot für Ein-Personen-Haushalte sowie Haushalte mit mehr als vier 
Mitgliedern hingegen verschwindend gering. Da der Bedarf an Wohnraum 
im Rahmen der Mietobergrenzen nicht durch kommunale Versorger und 
Genossenschaften gedeckt werden kann, ist die Ausweitung der Suche auf 
den freien Markt für das Klientel unumgänglich. 

Tendenziell verortet sich der Großteil des Angebots in den städtischen Rand-
lagen, also in Quartieren, in denen die Mieten noch nicht innerstädtische 
Niveaus erreicht haben (vgl. Interview Nischan; vgl. BBSR 2017a: 55f ). 
Statistisch gesehen wohnen Menschen mit Migrationshintergrund in deut-
schen Städten nicht nur in dezentralen Quartieren, sondern auch in schlech-
teren Wohnverhältnissen (z. B. weniger Raum pro Kopf ) als Menschen ohne 
Migrationshintergrund (vgl. vhw 2018: 48). 

Vordinglich wohnungssuchend
Um die Dringlichkeit der Wohnungssuche von Menschen, die in örUs un-
tergebracht sind, gegenüber Wohnungsgebenden zu unterstreichen sowie auf 
extra für dieses Klientel vorgehaltene Wohnungsbestände zurückgreifen zu 
können, verfügen Geflüchtete auf Wohnungssuche, die noch in einer örU le-
ben – ebenso wie Wohnungslose ohne Fluchthintergrund – über eine Dring-
lichkeitsbestätigung. Sie konkurrieren somit auf dem Wohnungsmarkt um 
das äußerst knappe Gut WA-Wohnraum, was durchaus zu Konkurrenzen füh-
ren kann (vgl. Interview Flomm; Interview Sieg). Vertreter:innen der Freien 
und Hansestadt Hamburg sehen hier jedoch kein Problem (vgl. Interview 
Münnich/Riemer). 

»Und da ist Hauptpunkt 
natürlich, dass wir 
innerhalb Hamburgs nicht 
mehr über besonders 
viel Wohnraum verfügen. 
Und dass der Wohnungs-
markt, auf dem sozu-
sagen unsere Gruppen 
konkurrieren, auf dem 
konkurrieren natürlich 
noch ganz viele andere 
auch. Und das macht die 
ganze Sache nicht gerade 
leichter.« Münnich

»Also wir sind im Moment 
mit den Fachstellen 
da in einem ständigen 
Dialog und ich kann 
Ihnen sagen, dass das 
[Konkurrenzen zwischen 
Wohnungslosen mit und 
ohne Fluchthintergrund] 
absolut keine Rolle 
spielt.« Münnich

Summa summarum 
In der Komplexität einer Wohnungssuche auf einem derart angespannten 
Wohnungsmarkt sind Geflüchtete zunächst auf sich selbst gestellt. Die für 
Alle zugängliche institutionelle Hilfestellung beläuft sich auf die Fachstellen 
für Wohnungsnotfälle, ansonsten bewegen sich Geflüchtete in einem Ge-
flecht aus Institutionen und Unternehmen, die sich hauptsächlich Verant-
wortung hin und her schieben und für welche weder die Existenz geschweige 
denn die Tragweite von 15.090 wohnungslosen Geflüchteten greifbar zu sein 
scheint. 

¬ S. 33 WA-Wohnraum-
bestände

¬ S. 64 Dringlichkeitsbe-
stätigung

¬ S. 20 Hamburger Woh-
nungsmarkt und -politiken
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Direkte Zugänge
Über die SAGA 
SAGA-Wohnungen sind entweder über öffentliche Besichtigungen, die auf 
der SAGA-Website regelmäßig eingestellt werden, zu bekommen, oder über 
ein persönliches Angebot der SAGA an angemeldete Wohnungssuchende. 
Letzterer Weg scheint aufgrund der großen Nachfrage eher selten zu sein (vgl. 
Interview Khaliq; Interview Nischan; Interview Rami). Geflüchtete bewer-
ben sich – ebenso wie alle anderen (einkommensschwachen) Wohnungssu-
chenden – auf Wohnungen, die im Rahmen der Fluktuation frei werden. Die 
Konkurrenz ist hoch, zu den Besichtigungen kommen Dutzende, manch-
mal sind es hundert Bewerber:innen. Neben den 1.000 Wohnungen, die 
die SAGA den Fachstellen jährlich zur Vermittlung an Wohnungslose mit 
oder ohne Fluchthintergrund bereitstellt, ist über Kontingente speziell für 
Geflüchtete nichts bekannt. Ebenso unklar ist die Vergabepraxis der SAGA. 

Über Genossenschaften 
Um Genossenschaftswohnungen anmieten zu können, muss eine Mitglied-
schaft bei der Genossenschaft eingegangen werden. Da der Andrang aktuell 
sehr hoch ist, erfolgt der Zugang zu einer Mitgliedschaft meist über lange 
Wartelisten (vgl. Interview Rami; Interview Nischan). Die Möglichkeit je-
doch, sich für diese Wartelisten anzumelden, ist aufgrund von Aufnah-
mestopps bei vielen Genossenschaften nicht gegeben (vgl. Interview Khaliq; 
Interview Anas). Der direkte Zugang ist somit nicht eindeutig zu kategorisie-
ren, sondern von der jeweiligen Genossenschaft abhängig, und wenn gegeben 
mit langen Wartezeiten verbunden. 
Im Rahmen eines Kooperationsvertrages stellen zwölf Genossenschaften 
jährlich 365 Wohnungen für vordringlich Wohnungssuchende (davon wie-
derum 170 für Wohnungslose mit Dringlichkeitsbestätigung) bereit (vgl. 
FHH-BSW 2019). Diese werden entweder über die Fachstellen oder über 
die Wohnbrücke vermittelt (vgl. Interview Münnich/Riemer; Interview Sieg). 

Setting > Zugänge
> Zugänge

Die Stadt Hamburg sowie auch die Vertretung der Privateigentümer:innen, 
der Grundeigentümerverband Hamburg (GEV), schreiben den Genossen-
schaften eine wichtige Rolle in der Versorgung Geflüchteter mit Wohnraum 
zu (vgl. Interview Flomm; FHH-BSW 2016; FHH-BSW o. J.) 

Über fördern & wohnen
Durch die Errichtung der Unterkünfte mit Perspektive Wohnen (UPWs) soll-
ten langfristig nutzbare Unterbringungen für Geflüchtete geschaffen werden, 
die nach 15 Jahren als Sozialwohnungen dem freien Markt zugeführt werden 
sollten. Für die Belegung der UPWs ist f&w zuständig. Ein Platz in einer 
UPW ist dabei jedoch nicht mit der Integration in den Wohnungsmarkt 
gleichzusetzen, da diese für Geflüchtete zunächst weiterhin als Unterbrin-
gung, wenn auch mit deutlich besseren Konditionen als in Sammelunter-
künften, genutzt werden. Durch die sukzessive Öffnung der UPWs für den 
Wohnungsmarkt im Rahmen der Bürgerverträge sollen einige der Wohnun-
gen auch als Sozialwohnungen bzw. Studierendenwohnheime zur Verfügung 
stehen. Die Belegung erfolgt über die jeweiligen Eigentümer:innen bzw. 
Pächter:innen (z. B. SAGA oder Studierendenwerk), wohingegen die Bele-
gung mit Geflüchteten über f&w erfolgt (vgl. Jesella 2017: 25; f&w 2019; 
Heinemann 2019).

Indirekte Zugänge 
Über die Fachstellen
Die Fachstellen für Wohnungsnotfälle greifen auf Wohnungsbestände zurück, 
die ihnen im Rahmen von Kooperationsverträgen mit der SAGA und mit 
zwölf Genossenschaften bereitgestellt werden. Im aktuellen Jahr beläuft sich 
das Kontingent auf 1.170 Wohnungen (vgl. FHH 2019: 41). Wird eine freie 
Wohnung gemeldet, schlägt die Fachstelle mehrere Haushalte vor, welche 
die Wohnung anschauen dürfen. Danach entscheidet die wohnungsgebende 
Institution. Ein zweiter Weg ist die Bereitstellung von Listen wohnungssu-
chender Haushalte durch die Fachstelle an Wohnungsgebende, aus denen 
diese direkt Haushalte heraussuchen (vgl. Interview Münnich/Riemer). 

Über die Wohnbrücke > Kleineigentümer:innen & Genossenschaften
Die Wohnbrücke bekommt ihre Vermittlungsbestände ausschließlich von 
Genossenschaften und privaten Kleineigentümer:innen. Um als suchender 
Haushalt für eine freie Wohnung vorgeschlagen zu werden, ist es notwendig, 
bei der Wohnbrücke angemeldet zu sein, wofür es wiederum der Begleitung 
durch eine:n ehrenamtliche:n Lots:in bedarf. 
Wird der Wohnbrücke eine freie Wohnung gemeldet, schlägt diese einen 
sorgfältig ausgewählten Haushalt vor, begleitet diesen zur Besichtigung und 
betreut das entstehende Mietverhältnis (vgl. Interview Sieg). 
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Über Immobilienportale > Private (Klein-)Eigentümer:innen
Der Zugang zu Wohnungsbeständen von Kleineigentümer:innen erfolgt, 
wenn nicht unter der Hand, hauptsächlich über Immobilienportale im In-
ternet. Auch freie Wohnungen privatwirtschaftlicher Wohnungsunterneh-
men wie z. B. der Vonovia werden auf diesen Portalen veröffentlicht. Die 
Interessensbekundung für eine Wohnung erfolgt fast ausschließlich über das 
Kontaktformular des Immobilienportals, da die meisten Anbietenden ihre 
Kontaktdaten nicht veröffentlichen. Wird die Interessensbekundung nicht 
beantwortet, ist es i. d. R. nicht möglich, die Wohnung zu besichtigen. 
Da der Wohnungsbestand privater Eigentümer:innen größtenteils nicht an 
Belegungs- oder Mietpreisbindungen gekoppelt ist, kommt die Vermietung 
an Niedrigverdienende im Allgemeinen und somit auch an Geflüchtete im 
Speziellen jedoch für Kleineigentümer:innen wenn dann nur aus Altruismus 
in Frage, denn: »Wer mehr [als die staatliche Miete] will, der will eben mehr« 
(Interview Flomm). 

Eine vektorielle Größe ist eine richtungsabhängi-
ge Größe. Sie hat einen maßgebenden Charakter 
und wirkt auf die Ausrichtung eines Elements in 
einem Raum ein. Vektorielle Größen sind z. B. 
Kraft, Geschwindigkeit, Impuls und Beschleuni-
gung. Vektoren und ihre Eigenschaften sind rich-
tungsweisend für das Setting in einem physikali-
schen Raum. 

Im vorliegenden Setting Wohnraumsuche Geflüch-
teter ist ein Vektor ein Element im relationalen 
Raumgefüge. Basierend auf empirischen Erhe-
bungen wurden 18 Vektoren herausgefiltert, die 
auf die Wohnungssuche einwirken (können). Die 
Kombination und Anordnung dieser Vektoren 
variiert je nach individuellem Setting der Suchen-
den. Die einzelnen Vektoren sind teils stärker, 
teils schwächer richtungsweisend und bestimmen 
maßgeblich den Verlauf sowie den Erfolg einer 
Suche. Im Folgenden sollen sie einzeln betrachtet 
und in ihrer Wirkmacht bewertet werden. Dabei 
wird zwischen Katalysatoren, also Vorteilen oder 
unterstützenden Elementen der Wohnungssuche 
und Beschränkungen, also Nachteilen und Hür-
den, sowie Einflüssen, die sowohl Katalysatoren als 
auch Beschränkungen sein können, unterschieden. 

Setting  
> Vektoren

Abb. 48: Vektor
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Vernetzung
Die Voraussetzung für jegliche Form der Unterstützung, für den Zugang zu 
Informationen sowie den Zugang zu Wohnraum, der nicht auf dem frei-
en Wohnungsmarkt verfügbar ist, ist immer Vernetzung. Aus den Berichten 
Geflüchteter wird dies besonders deutlich. In der Beschreibung der Wichtig-
keit eines Netzwerkes verschwimmt dabei häufig die Grenze zwischen drei 
unterschiedlichen Qualitäten der Vernetzung: Vernetzung als Integrationsfak-
tor – als Möglichkeit, aus dem Sozialraum Unterkunft zu entkommen und 
die Motivation zu steigern, dort auszuziehen – Vernetzung als Möglichkeit 
des besseren Spracherwerbs sowie Vernetzung als Möglichkeit der Akquise von 
Wohnraum, der anderweitig nicht erreichbar ist (vgl. Interview Anas; Interview 
Rama; Interview Nischan). 

Vitamin B oder das Engagement Einzelner 
Der Erfolg einer Wohnungssuche hängt zu einem Großteil von dem Engage-
ment einzelner, meist privater Personen ab. Dies können ehrenamtliche Un-
terstützer:innen, Mitarbeiter:innen wohnungsgebender Institutionen sowie 
private Vermietende, die aus persönlicher Motivation ihre Wohnung an Ge-
flüchtete vermieten, sein. 

Dieser übergreifend als Vitamin B bezeichnete Vektor ist die wichtigste Säule 
einer erfolgreichen Integration in den Wohnungsmarkt und soll dementspre-
chend detailliert betrachtet werden. Zu diesem Zwecke wird der Vektor in 
vier Einzelvektoren unterteilt: Informelle Marktzugänge, Ehrenamtliche Inter-
mediär:innen, Mitarbeiter:innen und altruistische Vermieter:innen. 

A Informelle Marktzugänge 
Die informelle Akquise von Wohnraum erfolgt in den meisten Fällen durch 
Bekannte aus dem Umfeld eines Geflüchteten (z. B. Lehrer:innen, Freund:in-
nen, Ehrenamtliche), die ihrerseits gezielt im Bekannten- und Freundeskreis 
oder über eigene Vermieter:innen Wohnungen akquirieren, die nicht offiziell 
auf dem Markt sind. 

Vektoren 
> Katalysatoren

»[Doch] wenn niemand 
dich sehe und niemand 
darüber hören – wie 
kannst Du eine Wohnung 
finden?« Rama 

»Dann Vitamin B, das 
war die Lösung. Wie sie 
haben bemerkt, das war 
bei mir.« Rama 

»Also ich wollte sagen, 
an dieser Stelle, über 
Bekannte bekommt man 
also schneller Wohnung.« 
Raed 

Bewertung
Anhand der Gespräche mit Geflüchteten, die bereits eine Wohnung gefun-
den haben, wird deutlich, dass die informelle Akquise von Wohnraum den 
schnellsten und unkompliziertesten Zugang zu einer Wohnung darstellt (vgl. 
Interview Rama; Interview Anas; Interview Raed). Die Chancen auf eine der-
artige Vermittlung von Wohnraum könnten sich nach Grad der Vernetzung 
eines Geflüchteten erhöhen, hängen jedoch weiterhin von den jeweiligen 
Zugängen zu privaten Wohnungsbeständen der bekannten Person ab. Ver-
netzung ist somit hilfreich, jedoch kein Garant.

Eine weitere Form des informellen Zugangs zu Wohnraum ist die illegale 
Vermittlung von Wohnraum durch Makler:innen gegen Bezahlung. Die 
Preise für die Vermittlung beginnen laut Erzählungen bei 2.000 Euro und 
können sich auf bis zu 4.000 Euro belaufen (vgl. Interview Rama; Interview 
Anas; Interview Khaliq). 

B Mitarbeiter:in Wohnungsunternehmen 
Die Vergabepraxis aller wohnungsgebenden Institutionen scheint stark ab-
hängig von bearbeitenden Mitarbeiter:innen zu sein. Während über die Ver-
gabepraxis offiziell nichts bekannt ist, ist jedoch klar, dass die Einzelentschei-
dung in den meisten Fällen bei den jeweiligen Mitarbeiter:innen liegt. Die 
Erfahrungen der Geflüchteten zeigen deutlich, dass die Behandlung während 
des Verfahrens stark variiert und ein:e besonders engagierte:r Mitarbeiter:in 
die alleinige Wirkmacht hat, sowohl über die Wohnungsbewerbung zu ent-
scheiden als auch im Falle mit der Vergabe einhergehender formeller Barri-
eren schnell zu agieren und diese zu überwinden (vgl. Interview Nischan). 

Auch der Grad der Unterstützung durch die Fachstellen für Wohnungsnot-
fälle variiert und ist somit entscheidend hinsichtlich des Erfolgs einer Woh-
nungssuche. Angefangen mit der Bereitstellung von Information bis hin zu 
der Möglichkeit, eine Wohnung aus dem Kontingent der Fachstellen an 
Haushalte mit Fluchthintergrund zu vergeben, liegt auch hier eine besonde-
re Entscheidungsmacht bei den jeweiligen Mitarbeiter:innen (vgl. Interview 
Rama; Interview Nischan; Interview Khaliq). 

Abschließend sei darauf hingewiesen, dass auch kirchliche, zivilgesellschaft-
liche und soziale Beratungsorgane, die eigentlich weder für die Vermittlung 
von Wohnraum noch für die Wohnungssuchberatung zuständig sind, häu-
fig über einen (minimalen) Handlungsspielraum verfügen und über ihre 
Kontakte eine Wohnung akquirieren können, wenn sie eine besonders hohe 
Dringlichkeit bei ihren Klient:innen erkennen (vgl. Expertinnengespräch 
Caritas). 

»Und dann hat sie, es 
kommt das Berühmte 
jetzt, dass die Mann, ich 
weiß gar nicht die Name 
von die Mann, die findet 
richtige Wohnung aber 
nimmt Geld. [Heidrun: 
Ach, ein Makler]. Und 
dieser Makler kostet 
ungefähr für eine Zimmer 
2.000 Euro und mehr. [...] 
Ich habe viele Freunde, 
sie haben für die Makler 
bezahlt. Sie wollen 
nur draußen von der 
Unterkunft. Sie wollen 
die Unterkunft [ver]lassen 
und ich hab eine Familie 
sie hat bezahlt 4.000 
Euro. [...] Das war fünf 
Zimmer in Einkaufsstraße. 
Sie sind sieben Leute«. 
Rama

»Aber ich habe auch viele 
Menschen getroffen, die 
schnell eine Wohnung 
von SAGA bekommen 
könnten, weil sie sehr 
gut mit einem Mitarbeiter 
oder mit dem zuständigen 
Mitarbeiter gesprochen 
haben. Sie könnten 
mit ihm völlig sehr gut 
umgehen ne, und das ist 
also eine Art von Vitamin 
B auch, ne.« Anas
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Bewertung
Aufgrund der Intransparenz der Vergabepraxen aller wohnungsgebenden In-
stitutionen ist nicht feststellbar, zu welchem Grad die Entscheidung Einzel-
ner sich auf die Wohnungssuche Geflüchteter auswirkt. In vielen Fällen ist 
zudem im Vorhinein einer Besichtigung unklar, welche:r Mitarbeiter:in für 
Besichtigung und/oder Vergabe zuständig ist. Die Bewerbung auf eine Woh-
nung ist somit losgelöst vom eventuell bestehenden persönlichen Kontakt 
mit Mitarbeiter:innen. In diesem Sinne haben Geflüchtete keinen Einfluss 
auf den Vektor. 

C Altruismus Privatvermieter:innen
Die Vergabepraxis von Kleineigentümer:innen hängt zu großen Teilen von 
deren subjektiven Entscheidungskriterien ab. Da der Wohnraum im Eigen-
tum von Privatvermieter:innen selten öffentlich gefördert und somit nicht 
mietpreis- oder belegungsgebunden ist, spielt hier noch ein weiterer Faktor 
eine Rolle: Ein Großteil der Geflüchteten darf nur Wohnraum im Rahmen 
der Angemessenheitsgrenzen anmieten, was bedeutet, dass die Vergabe einer 
Wohnung durch Privateigentümer:innen an Geflüchtete meist mit Mietein-
bußen einhergeht. Im Umkehrschluss bedeutet dies, dass eine Vermietung 
an Geflüchtete meist aus Altruismus und/oder dem Gefühl einer zivilgesell-
schaftlichen Verantwortung heraus geschieht (vgl. Interview Flomm). 
Die Wohnbrücke zielt genau auf diese Vermieter:innen ab und akquiriert 
Wohnraum, der an Geflüchtete vermittelt wird, fast ausschließlich über 
Kleineigentümer:innen, die einen zivilgesellschaftlichen Beitrag leisten wol-
len (vgl. Interview Anas; Interview Flomm; Interview Sieg). 

Auch durch persönlichen Kontakt kann in einigen Fällen etwas bewirkt wer-
den: »Und dann sie hat mit ihm nochmal geredet, dass sie das will die Woh-
nung, das [es] ist schwer in Unterkunft und er hat [...] über die Unterkunft 
gehört, wie schlecht ist das. Hat das gesagt, naja, ich geb euch die Wohnung. 
Das war sehr nett von ihm« (Interview Rama).

Bewertung
Angesichts eines Wohnungsmarktes, auf dem in fast allen Lagen Wohnungen 
für eine höhere Miete vermietet werden können, als es die Angemessenheits-
grenzen erlauben, ist die Wahrscheinlichkeit, dass Kleineigentümer:innen 
sich für die Vergabe an Geflüchtete entscheiden, relativ gering (vgl. Interview 
Flomm). Hinzu kommt, dass gerade auf Seiten privater Vermieter:innen häu-
fig Bedenken hinsichtlich formaler und sprachlicher Barrieren im Hinblick 
auf ein Mietverhältnis mit Geflüchteten aufkommen. Die Institution Wohn-
brücke hakt genau an dieser Stelle als Intermediärin ein, um diese Bedenken 
zu überwinden und Vermieter:innen darin zu bestärken und zu begleiten, 
ihre Wohnung an Geflüchtete zu vermieten. Sven Sieg berichtet, dass an-
fängliche Unsicherheiten in den meisten Fällen überwunden werden und ein 
Mietverhältnis zustande kommt (vgl. Interview Sieg). 

»Also das hängt auch von 
der Mentalität, wie ich 
gesagt habe, die Men-
talität oder dem Ziel des 
Vermieters.« Anas

»Es muss dann schon so 
sein, dass jemand, der 
über die Wohnraumver-
mietung gut Geld verdient 
und auch sonst einiger-
maßen wirtschaftlich gut 
gestellt ist, dann eben 
sagt 'Ja, dann vermiete 
ich mal ein oder zwei 
Wohnungen eben auch 
mal an Menschen, die 
sich möglicherweise dann 
nicht die Spitzenmiete 
leisten können, son-
dern eben mit weniger, 
oder ich mich dann mit 
weniger zufrieden geben 
muss'« Flomm

Die Bereitschaft gemeinnützig orientierter Kleineigentümer:innen, ihre 
Wohnung an Geflüchtete zu vermieten, nimmt jedoch, einhergehend mit 
gesamtgesellschaftlichen und politischen Tendenzen sowie aufgrund eines 
Verschwindens der Problematik aus dem öffentlichen Interesse laut Berich-
ten von Sieg und Flomm ab: »Im ersten Jahr, bis Ende 2016, [waren] die 
Vermittlungen sehr hoch. Da gab es acht Wohnungsvermittlungen pro Mo-
nat von uns, weil da auch einfach eine super hohe Bereitschaft war von den 
Vermietenden, [selbstständig] auf die Stadt oder auf uns zuzukommen und 
zu sagen: 'Hier ist großer Bedarf, ich hab ‘ne Wohnung frei' [...]. Das hat sich 
so ein bisschen umgedreht« (Interview Sieg).

D Ehrenamtliche Intermediär:innen
Die Begleitung der Wohnungssuche durch Ehrenamtliche wird von allen Sei-
ten als positiver Einflussfaktor bewertet. Diese können die Suche in vielerlei 
Hinsicht unterstützen: Neben der Begleitung zu Besichtigungen verfügen 
Lots:innen über einen weitaus größeren Wissensbestand hinsichtlich des lo-
kalen Mietmarktes, gängiger Bewerbungstaktiken wie z. B. der Formulierung 
eines Anschreibens oder der Zusammenstellung notwendiger Unterlagen. 
Auch in der reinen Suche nach Besichtigungen und verfügbarem Wohnraum 
auf Immobilienportalen können Ehrenamtliche Geflüchteten Zeit und Ar-
beit abnehmen (vgl. Interview Nischan; Interview Rami; Interview Anas). 

Die Einschätzung der Geflüchteten, dass Ehrenamtliche, vor allem, wenn 
sie bei Besichtigungen anwesend sind, sich positiv auf die Vergabe auswir-
ken, deckt sich mit den Schilderungen Torsten Flomms, der Einschätzung 
der BASFI und dem institutionalisierten Lotsenprogramm der Wohnbrücke. 
Für Vermieter:innen sei besonders die sprachliche Hilfestellung, die Kenntnis 
deutscher Mietregeln sowie ggf. eine Einführung in nachbarschaftliche Ver-
haltensregeln ein Vorteil, den ehrenamtliche Begleitungen mit sich bringen 
(vgl. Interview Flomm; Interview Münnich/Riemer; Seminar Wohnbrücke 
2019). 

Bewertung
Ehrenamtliche Hilfestellung bei der Wohnungssuche ergibt sich meist aus 
Netzwerken und den zahlreichen Unterstützungsangeboten verschiedener 
nicht-staatlicher Organisationen und Träger. Während die Fallstudien keine 
Relation zwischen der Begleitung zu einer Besichtigung und dem Zuschlag 
für eine Wohnung aufzeigen, wird doch aus Erfahrungen (vor allem der 
Wohnbrücke, die ehrenamtliches Engagement professionalisiert hat) deut-
lich, wie positiv sich eine Begleitung auswirken kann. Problematisch an die-
ser Stelle ist, dass ehrenamtliche Unterstützungsstrukturen meist diejenigen 
erreichen, die ohnehin einigermaßen vernetzt sind und auch sprachlich gut 
zurechtkommen. Diejenigen, die aufgrund fehlender Vernetzung oder Unsi-
cherheiten keinen Zugang zu ehrenamtlichen Strukturen finden, sind meist 
die, die ehrenamtliche Unterstützung am meisten brauchen. 

»Ich denke, das vermittelt 
dem Anbieter ein gutes 
Gefühl, wenn ein Deut-
scher dabei ist, weil er 
fühlt sich... er kennt Deut-
sche, also er ist - denkt 
nach - mehr vertrauens-
würdig als jemand, der 
keine Deutsche kennt.« 
Rami

»Wenn jemand dabei ist, 
der vielleicht die Fragen 
übersetzen kann, oder 
dem man zutraut, das er 
nochmal auf bestimmte 
Dinge, die wichtig sind 
im Zusammenhang mit 
dem Mietverhältnis, 
aufmerksam macht, das 
ist glaube ich eine der 
größten Chancen für 
Geflüchtete, Wohnraum 
zu finden [...]. Das gibt da 
Sicherheit. Und auf der 
anderen Seite vor allen 
Dingen, wenn wir jetzt 
die Wohnungswirtschaft 
angucken, dass dort 
eine gewisse – sag ich 
mal – Verlässlichkeit mit 
rüberkommt« Münnich
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Festanstellung 
Der sozioökonomische Status wirkt sich in den meisten Fällen – nämlich 
dann, wenn Geflüchtete über nicht genügend Einkommen verfügen, um die 
Wohnung selbst finanzieren zu können – negativ auf die Wohnungsvergabe 
aus. Eine finanzielle Absicherung in Form eines stabilen Einkommens, wel-
ches dazu befähigt, Miete und Kaution aus eigener Tasche zu bezahlen sowie 
den Vermietenden eine Sicherheit zu gewährleisten, wirkt sich hingegen po-
sitiv auf eine Wohnungsbewerbung aus (vgl. Interview Flomm). 

Die Meinungen hinsichtlich einer von außen zur Verfügung gestellten zusätz-
lichen Mietsicherheit, wie sie die Wohnbrücke Vermietenden im ersten Jahr 
anbot, gehen auseinander. Während Sven Sieg von der Wohnbrücke erzählt, 
dass diese schon »ein überzeugendes Argument« sei, berichtet Torsten Flomm 
aus Sicht der Grundeigentümer:innen, dass eine zusätzliche Mietsicherheit in 
einem wirklichen Schadensfall »nicht der Rede wert« sei. Er betont zudem, 
dass die Zweifel, an Sozialhilfeempfänger:innen zu vermieten, nichts mit de-
ren Herkunft zu tun hätten.

Bewertung 
Der sozioökonomische Status ist, neben einem Netzwerk, der stärkste Vektor 
im Zuge einer Wohnungssuche und dann am wirkmächtigsten, wenn es um 
die Vergabe von Wohnungen auf dem freien Markt geht. Wird eine Woh-
nung nicht über informelle Kontakte akquiriert, ist die finanzielle Situation 
dementsprechend sogar meist entscheidend. 
Da Ausbildungen und Abschlüsse häufig in Deutschland nicht anerkannt 
werden, nehmen viele Geflüchtete in Deutschland Berufe im Niedrig-
lohn-Segment auf, die für sie ggf. zugänglicher sind als Stellen, die den im 
Herkunftsland ausgeübten Tätigkeiten entsprechen. Viele haben zudem im 
Zuge der Flucht große Teile ihres Vermögens verloren. Beide Faktoren führen 
dazu, dass viele Geflüchtete in Deutschland wenig Einfluss auf ihren sozi-
oökonomischen Status haben. 

Beharrlichkeit
Alle Geflüchteten, die bereits eine Wohnung gefunden haben, sind der Über-
zeugung, dass Hartnäckigkeit und Eifer der Schlüssel einer erfolgreichen 
Wohnungssuche gewesen sei. Dies bedeutet so häufig es geht Wohnungen zu 
besichtigen, täglich – im besten Falle stündlich – Immobiliensuchportale, die 
SAGA-Website, eBay Kleinanzeigen und Facebook nach neuen Angeboten 
zu durchforsten, Interesse zu bekunden und auf Besichtigungen zu gehen. 

Bewertung
Dass Ausdauervermögen hilfreich im Zuge einer Wohnungssuche sind, trifft 
nicht nur auf Geflüchtete zu. Neben einem Arbeits- und/oder Familienalltag 
jedoch sind die zeitlichen Kapazitäten stark eingeschränkt. Viele Besichti-
gungstermine kollidieren mit Arbeitszeiten; ebenso ist es vielen Suchenden 

»Es gibt manche Leute, 
dass die richtig ja mehr 
verdienen, die Vermieter 
gucken, die, wer richtig 
verdient, wer hat unbe-
fristet Vertrag. Sowas 
wichtig.« Khaliq

»Und das dauert bei mir, 
sechs Monate war ich 
regelmäßig irgendwo, 
immer. Ich habe die 
ganze Immobilienwelt 
und [...] jeden Tag bin ich 
drin in die Website von 
SAGA. [...] Deutschland 
bietet gar nichts für dich, 
wenn du gar nicht etwas 
für dich [tust]. Es gibt 
alle Möglichkeit, aber du 
musst damit arbeiten.« 
Rama

aufgrund ihrer Jobs unmöglich, stündlich nach Angeboten zu schauen, be-
vor diese wieder von den Online-Portalen verschwinden. Wie beharrlich ge-
sucht wird, ist demnach nicht unbedingt an der Anzahl der Besichtigungen 
messbar, sondern vielmehr abhängig von Kapazitäten. Auch die persönliche 
Motivation und Entschlossenheit, nach dutzenden Absagen die Kraft aufzu-
bringen, um weiter zu suchen, bestimmt den Vektor Beharrlichkeit. 

Sprachvermögen
Gute Deutschkenntnisse sind nicht nur für das Verstehen von Anzeigen und 
die organisatorische Kommunikation zwischen Interessierten und Woh-
nungsgebenden essentiell. Im Rahmen einer Besichtigung sind Grundkennt-
nisse der deutschen Sprache z. B. für das Ausfüllen der nötigen Formulare 
elementar. Die Fähigkeit, eine flüssige Konversation mit den Wohnungsge-
benden zu führen, kann sich zudem sehr positiv auf die Vergabeentscheidung 
auswirken (vgl. Interview Rama; Interview Nischan; Interview Rami). Viele 
Vermieter:innen sind zunächst skeptisch, ein Mietverhältnis mit Nicht-Mut-
tersprachler:innen einzugehen: Mögliche Sorgen reichen von Missverständ-
nissen bzgl. des Vertrags, Komplikationen im Zuge nötiger Absprachen, 
Kostenabrechnungen bis hin zu der Sorge um Nicht-Integration in die beste-
hende Nachbarschaft (vgl. Interview Flomm; Seminar Wohnbrücke 2019). 

Bewertung
Deutschkenntnisse sind, zumindest in einem gewissen Umfang, absolut not-
wendig für eine Wohnungssuche. Darüber hinaus wird die Kommunikation 
mit potentiellen Vermietenden einfacher und vertrauensvoller, je besser die 
Sprachkenntnisse sind – und somit auch die Chancen auf eine Wohnung.

Organisation (Formalia) 
Die vollständige Vorlage aller notwendigen Dokumente ist spätestens zum 
Vertragsabschluss notwendig. Viele Privatvermieter:innen jedoch verlangen 
zur Bewerbung bereits alle notwendigen Unterlagen wie eine Selbstaus-
kunft, Leistungsbescheide, SCHUFA-Auskunft und Ausweisdokumente. In 
Deutschland werden diese herkömmlicherweise in einer Mappe übergeben. 

Bewertung
Die Organisation aller Dokumente sowie das Aufsetzen eines persönlichen 
Anschreibens spielt erst dann eine Rolle, wenn ein Besichtigungstermin bei 
Privatvermieter:innen erfolgt. Da jedoch ein Großteil der von Geflüchteten 
besuchten Besichtigungen über die SAGA sind und es hier lediglich vonnö-
ten ist, ein standardisiertes Bewerbungsformular auszufüllen, kann eine gut 
organisierte Bewerbungsmappe zwar hilfreich sein, ist jedoch im klassischen 
Such-Bewegungsradius von Geflüchteten auf der Suche nach einer Wohnung 
im Rahmen der Angemessenheitsgrenzen selten von direkter Relevanz. 

»Die Leute und die 
Personen, die nicht gut 
Deutsch sprechen, krie-
gen die Wohnung nicht.« 
Rama

»Also wenn man ein 
Interview hat z. B. mit 
Vermieter oder so sollte 
man seine Akte nicht als 
Papier so geben. Nein, 
wirklich, sehr organi-
sieren. Mit einem Bild, 
Bewerbung und so. Die 
Deutschen lieben solche 
Sachen.« Anas
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Wohnungsmangel
Der Mangel an auf dem Markt verfügbarem Wohnraum, vor allem im nied-
rigpreisigen Segment, ist eine fundamentale Hürde der Wohnungssuche 
(nicht nur) Geflüchteter. Der Andrang auf verfügbare Wohnungen sorgt für 
große Konkurrenz auf dem Markt und für extrem niedrige Fluktuationsraten. 
Die Option, dem Wohnungsmangel in den Großstädten zu entgehen und 
sich bei Bedarf in ländlichen Gebieten, in denen oft mehr Wohnraum verfüg-
bar ist, anzusiedeln, besteht für Geflüchtete, die in Hamburg gemeldet sind, 
aufgrund der Wohnsitzauflage nicht. 

Bewertung
Der Wohnungsmangel ist ein derart fundamentaler, die Suche nicht nur 
bremsender, sondern bestimmender Vektor, dass er von keinen anderen posi-
tiven oder negativen Vektoren, auch nicht in ihrer Gesamtheit, »neutralisiert« 
bzw. aufgehoben werden kann. Die Suche nach einer bezahlbaren Wohnung 
in Hamburg ist für alle Suchenden, unabhängig von ihrer Herkunft, ein 
Kampf gegen Goliath. Suchende haben, abgesehen von Protest, keinen Ein-
fluss auf den Markt und die Produktion neuen Wohnraumes. Einzig und 
allein der Markt selber bzw. eine regulative Wohnungspolitik könnten diesen 
Vektor beeinflussen. 

Sozialleistungsbezug
Die (Teil-)Finanzierung der Miete durch das Jobcenter ist für viele Vermie-
tende ein wesentlicher Grund, ihre Wohnung anderweitig zu vergeben. Wäh-
rend allgemein häufig die Annahme besteht, dass die staatliche Mietfinanzie-
rung eine beinah absolute Zahlungssicherheit bietet und somit ggf. sogar als 
Vorteil gewertet werden könnte und auch die Stadt Hamburg davon ausgeht, 
dass das System einwandfrei funktioniere (vgl. Interview Münnich/Riemer), 
weicht die Realität von derartigen Annahmen stark ab. 

Laut Expert:innen und Geflüchteten ist das Hauptproblem, dass die Zah-
lungen des Jobcenters oftmals nicht zuverlässig seien. Gerade im Falle von 
Geflüchteten, die häufig in komplexe formale Prozesse hinsichtlich ihrer Auf-

Vektoren 
> Beschränkungen

»Also ich mein, [...] wir 
bewegen uns auf dem 
Hamburger Wohnungs-
markt, wo es schwierig 
ist, was zu finden. Und 
wir konkurrieren quasi mit 
ganz vielen anderen um 
knappes Gut. Deswegen 
sind wir immer froh, wenn 
wir Wohnungen bekom-
men.« Sieg

»Es gibt so viele Leute, 
aber es gibt so wenig 
Wohnungen. Und vor 
allem bezahlbare Woh-
nungen.« Rami

enthaltsgenehmigung, der Arbeitssuche oder des Familiennachzugs involviert 
sind, kommt es häufig zu Kommunikationslücken oder anderweitigen for-
malen Verzögerungen, welche eine automatische Einstellung der Mietzahlun-
gen mit sich bringen können (vgl. Interview Rama; Interview Sieg). 
Torsten Flomm führt weiterhin die Problematik eines massiven Schadensfalls 
an. Bürgt und haftet der Staat für Schadensfälle, deren Behebung meist an 
langwierige bürokratische Verhandlungen gekoppelt, an deren Ende nicht 
immer der gewünschte Ausgleich steht. Im Allgemeinen sind mit dem Sozial-
leistungsbezug einhergehende administrative Prozesse sowohl für Vermieten-
de als auch für Mietende häufig zeitintensiv und komplex; die Abhängigkeit 
vom Jobcenter folglich ein stark beschränkender Vektor. 

Bewertung 
Der Bezug von Sozialleistungen bedeutet für deren Empfänger:innen eine 
grundlegende und permanente Abhängigkeit von Ämtern und Behörden. 
Eine Einflussnahme auf deren Agieren kann zu einem gewissen Grad mög-
lich sein, indem kontinuierlich und verlässlich Änderungen oder Kompli-
kationen kommuniziert werden. Dies scheitert bei Geflüchteten häufig an 
sprachlichen Barrieren sowie systembezogenen Unkenntnissen. In vielen Pro-
zessen ist die Möglichkeit, auf das Agieren der Behörden Einfluss zu nehmen 
zudem nicht möglich und Komplikationen nicht vorhersehbar. Eine Steue-
rung dieser Hürde ist vor allem deswegen nicht möglich, da eine Ablehnung 
von Sozialhilfeempfänger:innen nicht auf deren subjektivem Agieren basiert, 
sondern sich vielmehr in generalisierten Vorurteilen gegenüber Behörden im 
Allgemeinen und dem Jobcenter im Speziellen begründet. 

Diskriminierung
> Sozioökonomische Diskriminierung 
Die Tatsache, dass der Sozialleistungsbezug und somit implizit der sozioöko-
nomische Status eines Bewerbenden eine derartige Auswirkung auf die Ver-
gabe von Wohnraum hat, lässt die Annahme zu, dass es sich in diesem Zu-
sammenhang um sozioökonomische Diskriminierung handelt. Tatsächlich 
wurde diese sowohl von Geflüchteten um einiges häufiger erwähnt als rassis-
tische Diskriminierung. Sven Sieg stuft sozioökonomische sogar schwerwie-
gender als rassistische Diskriminierung ein (vgl. u. a. Interview Sieg; Inter-
view Rama; Interview Khaliq; Interview Flomm). 

> Rassistische Diskriminierung 
Rassistische Diskriminierung ist auf Basis der Interviews nur schwer auszu-
machen. Geflüchtete berichten gar nicht bzw. nur indirekt von Diskriminie-
rungserfahrungen, welche sie nicht als solche einordnen, sondern meist an-
deren Faktoren (z. B. der Sprache oder sozioökonomischem Status) zuordnen 
(vgl. Interview Rama). Höchstens auf Nachfrage werden Erfahrungen zaghaft 
als Diskriminierung kategorisiert. Von offizieller Seite aus gibt es keine Hin-
weise auf Diskriminierung (vgl. Interview Münnich/Riemer).

»Ich kriege Unterstützung 
von Jobcenter. Aber wenn 
man selber bezahlt ist 
glaube ich einfacher [...] 
eine Wohnung zu finden 
[...]. Manche Vermieter, 
die akzeptieren nicht, 
dass die Staat oder 
sowas bezahlt, selber 
bezahlt.« Khaliq

»Mein Eindruck ist tat-
sächlich, dass das größte 
Hindernis der Sozialleis-
tungsbezug ist und nicht 
die Herkunft.« Sieg

»Von anderer Seite es 
gibt viele Leute dass die 
gegen Ausländer oder 
Flüchtlinge sind. [...] Hab 
ich selber nicht gesehen 
aber hab ich schon viel 
gehört.« Khaliq
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Die Nicht-Wahrnehmung von Diskriminierung ist, vor allem bei erst 
vor kurzem Zugewanderten, nicht untypisch. Das vom Politikwissen-
schaftler Aladin El-Mafaalani etablierte Diskriminierungsparadox greift 
eben diese Fälle, in denen eine Diskrepanz zwischen tatsächlicher 
und erlebter Diskriminierung besteht, auf. Besonders stark Benach-
teiligte fühlen sich demnach am seltensten diskriminiert. »Betroffene 
wissen oft nicht, wie sie eine Situation deuten sollen, denn offene For-
men der Diskriminierung sind gesellschaftlich weitgehend geächtet. 
Diskriminierung geschieht häufig subtil, ambivalent und teilweise auch 
unbewusst. Es kommt daher auf die Wahrnehmung des 'Opfers' an. 
Und die ist maßgeblich von biographischen Erfahrungen beeinflusst.« 
(El-Mafaalani 2016). So sei Diskriminierung häufig erst dann wahr-
nehmbar, wenn eine gewisse Sensibilität für diskriminierende Hand-
lungen bestünde (vgl. ebd.). In Anbetracht der Tatsache, dass die 
Geflüchteten, die aktuell auf den Wohnungsmarkt (und Arbeitsmarkt) 
strömen, erst seit einigen Jahren in Deutschland sind, ist zu vermuten, 
dass viele schlicht noch keine Sensibilität für Diskriminierung entwi-
ckelt haben. Dafür spricht, dass Zugewanderte in zweiter oder dritter 
Generation durchaus von Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt 
berichten (vgl. vhw 2018). 

Diskriminierung wird nicht nur unterschiedlich stark empfunden, sie ist 
auch schwer messbar. Dies liegt u. a. daran, dass Wohnungsabsagen 
neutral gehalten sind oder gar nicht erst geantwortet wird. Studien 
wie z. B. der vhw-Migrantenmilieu Survey, die BBSR-Studie Integration 
von Flüchtlingen in den regulären Wohnungsmarkt und eine Studie des 
Berliner Instituts für empirische Integrations- und Migrationsforschung 
(BIM) jedoch stellen durchaus auf der Herkunft basierende Benachtei-
ligungen von Migrant:innen auf dem Wohnungsmarkt fest. 

Der Studie des BIM zufolge begründen sich die Vorbehalte der Ver-
mietenden gegenüber Geflüchteten »etwa in der Befürchtung, unter-
schiedliche 'Wohnkulturen' könnten zu Problemen beim Zusammenle-
ben führen. Andere Vermieter hätten offen zugegeben, dass sie keine 

Exkurs

Über 
Diskriminierung

Geflüchteten als Mieter haben wollen.« (BIM ). Die BBSR-Studie, die 
Ehrenamtliche befragt hat, berichtet »dass die Suche nach Wohnun-
gen durch Ressentiments der Eigentümer beziehungsweise Vermieter 
erschwert wird« (BBSR 2017a: 70). Darunter seien auch deutlich ras-
sistische Vorbehalte.

Münnich Ne, es gibt auch das AGG [Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz], sie 

werden sich schwer tun, dann da derartige Verstöße zu riskieren, aber da stecken 

wir praktisch nicht drin. 

Riemer Also, offiziell kann es und darf es das nicht geben.

M So ist es.

R Unterschwellig können wir es nicht beurteilen

M Das können wir nicht beurteilen

R [Wir] haben aber keine Indizien, also wirklich nicht, äh, auch, ne, man 

kann es grundsätzlich nicht ausschließen, dass es auch schwarze Schafe einfach 

von Menschen gibt, die anders sich orientieren, aber sollten wir nur im Entfern-

testen über irgendeinen Weg so etwas in Erfahrung bringen, dann würden ja 

diese, die würden ja mit allem spielen. Mit Rückforderungen, Regress, mit...

M Also das wäre schon...

R Also das hat, dann würden wir hier als Stadt noch ne ganz andere Keule 

rausholen können.

M So ist es

R Also...

M Also da, das werden die glaub ich sich nicht trauen.

R Nein.
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Sprachbarrieren
So sehr sich gute Sprachkenntnisse positiv auf eine Wohnungssuche auswir-
ken können, so sehr sind Sprachbarrieren als Nachteil anzusehen. Begonnen 
mit dem Verständnis von Anzeigen und Kommunikationsproblemen bzgl. 
Besichtigungen bis hin zur direkten Kommunikation mit Vermietenden in 
der Bewerbungssituation – hinreichende Sprachkenntnisse sind ein wesentli-
cher Faktor im Rahmen einer Wohnungssuche. 

Bewertung
Sprachbarrieren können sich äußerst negativ auf die Wohnungssuche sowie 
auf die Vergabe von Wohnraum auswirken. Fühlt sich die wohnungsgebende 
Instanz nicht in der Lage, mit den potentiellen Mieter:innen zu kommunizie-
ren, sind die Wahrscheinlichkeiten für eine Zusage gering. Auch ist die Such-
praxis und -effizienz stark abhängig vom Sprachvermögen der Suchenden. 
Sprachkenntnisse sind einer der wenigen Vektoren, den jede:r Suchende be-
einflussen kann. Dabei ist zu erwähnen, dass Sprachkenntnisse nicht nur die 
Kommunikation ermöglichen, sondern gleichzeitig den Zugang zu Netzwer-
ken erleichtern.

Kulturelle Unterschiede
Viele Vermietende befürchten, dass mit der Vermietung an Geflüchtete Pro-
bleme in der direkten Nachbarschaft auftreten könnten. Begründet wird dies 
hauptsächlich mit kulturellen Unterschieden, die sich bspw. in den Tages-
abläufen, kulinarischen Gewohnheiten und Besuchsfrequenzen ausdrücken 
(vgl. Interview Rama; Seminar Wohnbrücke 2019). Ein weiterer Grund ist 
die Befürchtung, dass Geflüchtete unter sich bleiben und hausinterne oder 
nachbarschaftliche Segregation entsteht. 

Bewertung
Kulturell begründete Vorbehalte von Wohnungsgebenden sind, ebenso wie 
rassistische Diskriminierung, äußerst schwer zu messen. Inwiefern Verga-
beentscheidungen von derartigen Zweifeln beeinflusst sind, lässt sich somit 
nicht feststellen. Anzumerken ist jedoch, dass derartige Benachteiligungen 
auf generalisierten kulturellen Stereotypen fußen, einzelne Bewerber:innen 
also kaum Einfluss auf eine mögliche Überwindung dieser Vorbehalte und 
damit einhergehend auf den Abbau dieser Hürde in Bezug auf ihre persönli-
che Wohnungssuche haben. 

»Wenn der Wohnungssu-
chende eben nur schlecht 
Deutsch spricht und auch 
sonst keine Fremdspra-
chenkenntnisse hat und 
der Vermieter nun die 
Sprache nicht spricht, die 
der Wohnungssuchende 
spricht, dann kommen sie 
nicht zueinander. Das ist 
so.« Flomm

Anas 
Ich habe eine Familie gelotst und ja in einer Genossenschaft, und als wir den 
Termin bekommen haben, haben wir eine Mitarbeiterin getroffen und sie war 
völlig unfreundlich. Nicht weil sie schlechte Stimmung hat würde ich sagen, sie 
war – ich kann das auch bemerken, wenn man schlechte Stimmung hat oder 
wenn man einfach nicht offen ist, würde ich sagen.

Heidrun
Meinst Du, dass Diskriminierung der Grund ist? 

Anas
Diskriminierung, ja. z. B. ich hab das gesehen. Ja, aber es gibt auch viele, viele 
Menschen.
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Wohnwünsche
Der Wunsch, individuell zu leben, ist nach der Unterbringung in Samme-
lunterkünften bei allen interviewten Geflüchteten groß. Zwischen den an-
fänglichen Wohnvorstellungen, die teils an Wohnerfahrungen aus dem Hei-
matland gekoppelt sind, und dem Angebot an Wohnraum (vor allem im 
Niedrigpreissegment) bestehen teils zunächst eindeutige Diskrepanzen (vgl. 
Interview Rama; Interview Sieg). Dies betrifft nicht nur die Größe und Be-
schaffenheit der Wohnung, sondern auch die Lage. 

Bewertung
Potentiell starten Geflüchtete, ebenso wie viele andere Suchende, mit uto-
pischen Vorstellungen in die Wohnungssuche, welche jedoch angesichts der 
Angebotslage schnell angepasst werden. In diesem Sinne sind die Wohnwün-
sche spätestens nach Beginn der Wohnungssuche kaum noch relevant, denn 
»alles ist besser als die Unterkunft«. Sven Sieg sieht die Kommunikation des 
Möglichen und eine sensitive Verhandlung der Wohnwünsche mit der realen 
Marktsituation als Aufgabe von Ehrenamtlichen und der Wohnbrücke an 
(vgl. Interview Sieg). Die Bereitschaft, von Wohnwünschen wie z. B. einer 
zentralen Wohnlage abzurücken, bestimmt maßgeblich den Erfolg einer Su-
che, kann jedoch gleichzeitig mit Einschränkungen wie einem höheren Mo-
bilitätsaufwand im Alltag, einem geringeren kulturellen Angebot im direkten 
Wohnumfeld sowie ggf. einer weniger diversen Nachbarschaft einhergehen. 

Haushaltsgröße 
Abhängig vom Angebot beeinflusst die Haushaltsgröße die Erfolgschancen bei 
der Wohnungssuche immens. Während für Zwei- bis Drei-Personen-Haus-
halte ein größeres Angebot vorhanden ist, haben es Ein-Personen-Haushalte 
sowie Haushalte ab vier Personen auf dem Hamburger Wohnungsmarkt be-
sonders schwer (vgl. Interview Sieg; Interview Anas; Interview Rama). 

Vektoren
> Einflüsse

»Ich hab das Gefühl, dass 
das auf jeden Fall auch 
ein großer Faktor ist, die 
Erwartung einfach an die 
[Wohnung]. Oder auch 
so die Erfahrung, die man 
hier noch nicht gemacht 
hat. Also ich glaub in 
Syrien z. B. sind einfach 
Wohnungen sehr viel 
größer als in Hamburg, 
Familien sind sehr viel 
größer als in Deutsch-
land. Und genau, die Prei-
se sind halt einfach hier 
im Verhältnis exorbitant 
hoch.« Sieg

»Ne, das ist wirklich ein 
Problem, wenn man vier 
Kinder hat.« Anas

Geschlecht
Suchen einzelne Personen oder Wohngemeinschaften eine Wohnung, kann 
sich das Geschlecht der Suchenden auf die Chancen auswirken. Dies ist eng 
an (kulturelle) Vorbehalte gekoppelt. Gerade alleinstehende Männer haben es 
aufgrund aktueller medialer und öffentlicher Diskurse häufig schwerer, eine 
Wohnung zu finden, als alleinstehende Frauen (vgl. Interview Rama; Inter-
view Rami). 

Unbekannt, »Glück«
In den meisten Fällen einer erfolgreichen Suche wissen die Geflüchteten im 
Endeffekt nicht, warum es gerade mit dieser Wohnung geklappt hat. Der 
Faktor Unbekannt, oder Glück, wie viele ihn benennen, liegt – ähnlich dem 
Wohnungsmangel – wie ein »Generalvektor« über der Wohnraumsuche Ge-
flüchteter. Doch lässt sich das Glück häufig auch messen – an den beschrie-
benen positiven und negativen Vektoren, ihrer Konstellation und Nicht-Ge-
sagtem. 

»Ich habe lange gesucht, 
bis ich die Wohnung 
gefunden habe. [...] Man 
muss Glück haben, das 
ist nur eine Frage des 
Glücks.« Rami

Raed 
Ein Monat oder zwei Monat besser gesagt haben wir diese Wohnung [gesucht]. 
[…] hatten also viel Glück.« 

Rami
»Das ist eine Frage des Glücks. [...] also mein Nachbar sagt mir immer: "Du hast 
im Lotto gewonnen" [lacht] und ich sage "komm schon..." Aber ja, es ist wirklich 
schwer, in Hamburg eine Wohnung zu finden.«

Nischan 
»Wenn man Glück hat, dann kriegt man die Wohnung, und wenn nicht, dann 
nicht.«
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Soziale Wirklichkeit entsteht durch Handlungen. Handlungen können 
Akteur:innen, Beziehungen, Konstellationen und weitere Handlungen her-
stellen, verändern oder verhindern. Um die vielschichtigen Abläufe und die 
Involviertheit der verschiedenen Akteur:innen in eine Wohnungssuche Ge-
flüchteter zu untersuchen, werden deren jeweilige Handlungen rekonstruiert 
sowie in zwei Schritten auf ihre Beschaffenheit (Typologisierung) und Wir-
kung (Auswirkungen) betrachtet.

Handlungen

Schritt 1: Typologisierung
Unterschieden wird zwischen zwei Typen von 
Handlungen: Aktivität und Passivität. Dabei geht 
es um die Handlung, und inwiefern die ausfüh-
renden Akteure in dieser Handlung aktiv oder 
passiv agieren.

Schritt 2: Auswirkungen 
Eine Handlung ist nicht nur passiv oder aktiv 
in sich, sondern steht häufig in Wechselwirkung 
mit anderen Akteur:innen und Aktanten inner-
halb ihres relationalen Gefüges. Schritt 2 unter-
sucht die Auswirkung einer Handlung auf die 
Akteur:innen, an die sie gerichtet ist bzw. die 
impliziert sind. Dieser zweite Analyseschritt soll 
Momente der Aktivität und Passivität aller in die 
Wohnungsvergabe und -suche involvierter Han-
delnden aufzeigen und gleichzeitig Praktiken der 
(Selbst-)Aktivierung und Prozesse der Passivie-
rung durch andere sichtbar machen. Unterschie-
den wird dabei zwischen einer aktivierenden, also 
einer befähigenden Handlung sowie einer passivie-
renden, entmächtigenden Handlung.

Aktivität

Passivität

Aktivierung

Passivierung

I

0
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Geflüchtete

Akteur:in 1. Typologie

Handlungen 
Typologien & Auswirkungen

Deutsch lernen

Informationsbeschaffung

Wohnungssuche über Immobilienportale

Wahrnehmung öffentlicher Besichtigungen

Zugehen auf Vermieter:innen [Überreden]

Vernetzung mit Ehrenamtlichen

Begleitung befreundeter Geflüchteter zu Besichtigungen

Begleitung der Wohnungssuche
• Recherche
• Kontaktaufnahme zu Vermieter:innen 
• Nutzen bestehender Kontakte zur Akquise 
• Begleitung zu Besichtigungen 
• Unterstützung zur Erledigung von Formalia

Beauftragung informeller Makler:innen

Anmeldung Fachstelle für Wohnungsnotfälle

Behördengänge

Anmeldung bei der SAGA und/oder Genossenschaften

Existenz auf Wartelisten der SAGA und Genossenschaften

Versenden von Besichtigungsanfragen

Warten auf Rückmeldungen

Bewerbung auf Wohnungen

Nicht-Wahrnehmung von Besichtigungen aus Unsicherheit

Warten auf Rückmeldung bzgl. der Wohnungsbewerbung

Ehrenamtliche

2. Auswirkung

Selbst-Aktivierung durch Spracherwerb

Selbst-Aktivierung durch Information

Selbst-Aktivierung, eröffnet Möglichkeit der Bewerbung

Selbst-Aktivierung, eröffnet Möglichkeit der Bewerbung

Aktivierung der Vermietenden durch Apell an deren Gutmütigkeit

Aktivierung durch Unterstützung der Ehrenamtlichen

Aktivierung Anderer durch Unterstützung

Aktivierung der Geflüchteten durch Unterstützung und Motivation

Aktivierung alternativer Marktzugänge 

Abhängig von der Betreuung der Fachstelle

Aktivierung der Behörden // Abhängigkeit von deren Tempo & Entscheidung

Anmeldung führt zu passiver Existenz auf Warteliste

Dependenz von Wohnungsgebenden

Führt zu passivem Warten auf Rückmeldung

Dependenz von Wohnungsgebenden

Führt zu passivem Warten auf Rückmeldung

Selbst-Passivierung

Dependenz von Wohnungsgebenden

I

I

I

I

I

I

I

I

I

0

0

0

0

0

0

0
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Vermieter:innen

Institutionen

Akteur:in 1. Typologie

Automatische Antworten

Genossenschaften: Ablehnung

ZKF: Rückentwicklung der Koordinierungsstelle

EBT: Begleitung zu Wohnungsbesichtigungen

Wohnungszusage

Vermittlung von Wohnraum & Betreuung Mietverhältnisse

Freigabe Wohnung zur Vermittlung an Wohnbrücke

Fachstelle: Ausgabe von Merkzetteln & Listen

Fachstelle: Ausgabe Dringlichkeitsbestätigung

Keine Rückmeldung auf Anfragen 

SAGA / Genossenschaften: Aufnahme von Bewerber:innen 
auf Warteliste

BSW: Nicht-Zustandekommen von Kooperationsverträgen 
mit Wohnungswirtschaft

Fachstelle: Genehmigungsprozess einer Wohnung

Einladung zu Wohnungsbesichtigung

Rolle als Schnittstelle

EBT: Betreuung Mietverhältnis

Keine Rückmeldung auf Wohnungsbewerbung

Schulung von Lots:innen

BSW: Aushandlung von WA-Kontingenten mit SAGA

Unterstützung bei Erledigung der Formalia

Veröffentlichung von Anzeigen in Verbandszeitschrift

Auswahl neuer Mieter:innen nach Besichtigung oder von einer 
Liste der Fachstellen für Wohnungsnotfälle

f&w: Umverteilung Geflüchteter innerhalb der Unterkünfte

Fachstelle: Auswahl passender Haushalte zur Vermittlung

Fachstelle: Individuelle Beratung

Wohnbrücke

Grundeigentümer-
verband

2. Auswirkung

Passivierung Geflüchteter und Selbst-Passivierung

Passivierung durch Ablehnung

Selbst-Passivierung, Rückzug trotz nicht-gelöster Herausforderungen

Aktivierung Geflüchteter durch Begleitung 

Aktivierung durch Raum-geben

Aktivierung Geflüchteter und Vermieter:innen durch zusätzliche Sicherheit

Aktivierung der Wohnbrücke zur Vermittlung

Aktivierung Geflüchteter, Selbst-Passivierung der Fachstellen

Bescheinigung impliziert (eigentlich) Vorrechte auf Wohnraum

Passivierung Geflüchteter und Selbst-Passivierung

Aktivierung: Aufnahme als Chance auf eine Wohnung 
Passivierung: Existenz auf Warteliste impliziert Abhängigkeit 

Passivierung der Wohnungswirtschaft, die nicht in die Verantwortung 
genommen wird, WA-Wohnungskontingente bereitzustellen

Passivierung Geflüchteter, die von Entscheidung und Tempo abhängig sind
Aktivierung, wenn Wohnung genehmigt wird

Impliziert Chance auf Wohnungsbewerbung

Aktivierung: Vernetzung von Vermieter:innen, Ehrenamtlichen und Geflüchteten
Passivierung durch Abhängigkeit von Finanzierung durch externe Akteur:innen

Aktivierung Geflüchteter durch Unterstützung / Wohnungsgebender durch Sicherheit 

Zurückhalten von Informationen (Zusage oder Absage, Gründe für Absage) 

Aktivierung durch Wissensvermittlung und Motivation

Aktivierung der SAGA und Genossenschaften

Aktivierung der Geflüchteten durch Unterstützung

Aktivierung von Kleineigentümer:innen, Wohnraum zur Verfügung zu stellen

Passivierung der Bewerber:innen bzw. Suchenden, keine eigene Auswahlmöglichkeit, 
Abhängigkeit von Entscheidung der Wohnungsgebenden

Zuweisung von Lebensräumen

Abhängigkeit Suchender von Fachstellenentscheidung, keine Wahlfreiheit

Aktivierung durch Wissensvermittlung und Ratschläge

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

I

0

0

0

0

0

0

0

0

0
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Der Diskurs um die unterschiedlichen Kapazitäten des Individuums inner-
halb sozialer Systeme und Strukturen zu handeln wird im Englischen unter 
dem agency-Begriff geführt. Sowohl die Sozialwissenschaften als auch die An-
thropologie und die Psychologie interessieren sich für die »elementare Frage 
nach der Beziehung von Individuum und Gesellschaft, von Struktur und 
Handeln und einer Bestimmung des Verhältnisses von gesellschaftlicher Be-
schränkung und individueller Selbstbestimmung« (Geiger 2016: 44). Dabei 
zeichnen sich die diversen Lesarten und Konzeptionen von agency bereits in 
der nicht eindeutig festgelegten Übersetzung in deutschsprachigen Arbeiten 
ab. Verwendet wird Handlungsbefähigung, Handlungsfähigkeit oder Hand-
lungsmächtigkeit (vgl. ebd.). 

Entgegen einer lange vertretenen dualistischen Vorstellung von determinie-
render Struktur und menschlichem Handeln (z. B. bei Pierre Bourdieu und 
Anthony Giddens), setzt sich mit dem Aufkommen eines relationalen Ver-
ständnisses sozialer Wirklichkeit – also der Annahme, dass soziale Prozesse 
und Strukturen in einem relationalen Gefüge existieren 
– eine integrative Konzeption von Handlungsfähigkeit 
durch (vgl. ebd.: 47f ). Diese ordnet Handlungsfähigkeit 
als »Zusammenspiel[s] von persönlichen Dispositionen 
und strukturellen Bedingungen« (ebd.: 54) und somit 
nicht als individuelle Eigenschaft, sondern als dauerhaft 
vorhandene, dabei jedoch »kontextuell situierte Fähigkeit des Individuums« 
(ebd.: 67) ein. Beschränkungen der Handlungsfähigkeit können dabei nicht 
nur von Strukturen (wie z. B. Gesellschaft, Religion, Geschlecht, Regeln) 
ausgehen, sondern ebenso von Akteur:innen im relationalen Gefüge.
Menschen sind folglich per se handlungsfähig, jedoch wird zwischen einer 
puren Bewältigung des Alltags und der Fähigkeit von Individuen differen-
ziert, »Einfluss auf relational-zeitliche Kontexte, in die sie selbst eingebettet 
sind, zu nehmen, indem sie (Handlungs-)Bedingungen als Antwort auf aktu-
ell vorzufindende Probleme reproduzieren oder verändern« (ebd.: 54). 

Handlungsfähigkeiten

»Agency is the condition 
of activity rather than 
passivity.« Hewson 2010: 12

In dieser Arbeit wird 
»agency« in Anlehnung 
an die Arbeiten von 
Emirbayer/Mische (1998) 
und Geiger (2016) mit 
»Handlungsfähigkeit« 
übersetzt.

Handlungsfähigkeit als Analysekategorie 
Ausgehend von diesem Verständnis von Handlungsfähigkeit soll im Folgen-
den untersucht werden, inwiefern Geflüchtete innerhalb ihrer Wohnungs-
suche in Hamburg handlungsfähig sind. Dabei werden die bereits typologi-
sierten Handlungen dahingehend untersucht, inwiefern sie aktivierend oder 
passivierend – also befähigend oder beschränkend – sind und betrachtet, wel-
che:r Akteur:in bzw. welche Strukturen wen in welcher Form aktivieren oder 
passivieren. In Anlehnung an Emirbayer/Mische wird Handlungsfähigkeit als 
eigenständige analytische Kategorie etabliert, die den Fokus auf die Wechsel-
wirkung von Struktur, Akteur:innen und Handlungsfähigkeit legt (vgl. Emir-
bayer/Mische 1998: 963).

Im Sinne einer integrativen, dynamischen Konzeption von Handlungsfä-
higkeit und im Kontext aktueller Diskurse in der Sozialen Arbeit, die eine 
Abkehr von der defizitorientierten Perspektive hin zu einer ressourcenorien-
tierten Perspektive fordern (vgl. Geiger 2016: 55), sollen Geflüchtete dabei 
keineswegs als passive Objekte eingeordnet werden. Vielmehr soll, basierend 
auf der Annahme, dass jedes Individuum per se handlungsfähig ist, sichtbar 
gemacht werden, inwiefern Geflüchtete im relationalen Gefüge Wohnungssu-
che passiviert werden und ihnen Handlungsfähigkeit zu- oder abgesprochen 
wird. 

agency = to act
»doing things, making things happen, exerting power, 
being a subject of events, or controlling things

lack of agency = to be acted upon
to be the object of events, to have things happen 
to oneself or in oneself, to be constrained and 
controlled

Hewson 2010: 12

¬ S. 136-139 Hand-
lungen, Typologien und 
Auswirkungen

¬ S. 110 Setting
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Handlungsfähigkeiten > Geflüchtete
Die Wohnungssuche Geflüchteter besteht aus einer Vielzahl an aktiven 
Handlungen, die in ihrer Quantität und in ihrer Ausprägung variieren: In-
formationsbeschaffung, Recherche, Vernetzung, Anmeldung bei Wohnungs-
gebenden, Besichtigungen und Bewerbungen. 
Auf jede aktive jedoch folgt meist eine passive Handlung: Das Warten. Jedes 
Warten ist dabei an eine Abhängigkeit von anderen Akteur:innen sowie deren 
Handlungen oder Nicht-Handlungen oder an Strukturen und deren Beschaf-
fenheit geknüpft; Geflüchtete sind den Handlungs- und Verfahrensweisen 
aller Akteur:innen ausgeliefert und werden von diesen passiviert. So folgt auf 
eine Anmeldung bei der SAGA, bei Genossenschaften oder der Fachstelle für 
Wohnungsnotfälle stets eine passive Existenz auf Wartelisten sowie ein War-
ten auf Angebote. Auf die Kontaktaufnahme mit Wohnungsanbieter:innen 
folgt ein Warten auf eine Besichtigungseinladung, auf die Wohnungsbewer-
bung folgt ein Warten auf Rückmeldung. 

All dies sind Formen einer nicht-selbstgewählten Passivität. Beginnen tut 
diese Passivität bereits mit der Frage nach der Berechtigung, zu wohnen, wel-
che an die Aufenthaltsgenehmigung gekoppelt ist. Geflüchtete entscheiden 
nicht selbst, wann sie wohnen möchten, sondern müssen warten, bis sie dazu 
berechtigt sind, zu wohnen. Bis dahin (und darüber hinaus) sind sie in Un-
terkünften untergebracht, die eine beinah als paralysierend zu bezeichnende 
räumliche und soziale Passivierung innehaben. Mit der permanenten Tempo-
ralität des Lebens in einer Sammelunterkunft geht nicht nur eine starke Ein-
schränkung der individuellen Handlungsfähigkeit einher, sondern ebenfalls 
eine fundamentale Ungewissheit bzgl. der nahen und fernen Zukunft. Wird 
in einer Woche eine Wohnung gefunden oder erst in zwei Jahren? Geflüchtete 
leben in einem kontinuierlicher Stand-By-Modus.

Beginnt die Wohnungssuche, ist diese geprägt von einer komplexen Abhän-
gigkeit von verschiedenen Vektoren, die sich allesamt passivierend, also die 
Handlungsfähigkeit beschränkend, auf die Wohnungssuche auswirken. An-
gefangen mit dem sozioökonomischen Status, Mietobergrenzen im Falle einer 
Abhängigkeit vom Jobcenter sowie der damit einhergehenden bürokratischen 
Hürde, im Falle einer Wohnungszusage diese vom Jobcenter genehmigen las-
sen zu müssen, zieht sich die Passivierung Geflüchteter durch Strukturen und 
Akteur:innen vom Anfang zum (offenen) Ende einer Wohnungssuche. 

Auch die Fähigkeit, in Eigenregie eine Wohnung zu suchen, wird Geflüchte-
ten abgesprochen: »Also, es gibt glaube ich nicht viele Geflüchtete, die wirk-
lich alleine losmarschieren, sondern wenn, dann tun sie es in Verbindung mit 
Ehrenamtlichen.« (Münnich in Interview Münnich/Riemer). 

Wie in Vektoren aufgezeigt, kann die Begleitung einer Wohnungssuche durch 
Ehrenamtliche in der Tat die Wohnungssuche begünstigen. In Münnichs 
Wortwahl zeichnet sich jedoch auch etwas anderes ab: Geflüchteten wird gar 

»Aber man hat immer 
automatische Antwort ge-
kriegt und keine Termine 
oder sowas.« Nischan

»Guck mal, wenn eine 
Person in einer Unterkunft 
wohnt, wohnt man nicht 
in Deutschland. Dann 
wohnt man wirklich in ei-
ner anderen Welt.« Anas

»Und sie sagten: 'Warte, 
wenn es etwas gibt, dann 
sagen wir dir Bescheid'.« 
Rami

nicht erst zugetraut, allein eine Wohnungssuche zu bestreiten; erneut werden 
sie in eine passive Rolle gedrängt, welche, wie die Suchbiografien aufzeigen, 
alles andere als der Realität entspricht. 

Eine weitere Form der Passivierung, die nicht nur auf Geflüchtete, sondern 
auf alle Wohnungssuchenden zutrifft, ist die Unwissenheit bzgl. der aus-
schlaggebenden Faktoren für ihre erfolgreiche bzw. 
erfolglose Wohnungsbewerbung. Indem nicht kom-
muniziert wird »woran es lag«, sind Suchende nicht in 
der Lage, ihre Bewerbungspraxis anzupassen und sind 
weiterhin mit oft willkürlich erscheinenden Entschei-
dungen konfrontiert, während sie keine Handlungs-
optionen haben, um auf diese Einfluss zu nehmen. 

Sogar im Falle eines Wohnungsangebotes besteht auf-
grund der prekären Unterbringungssituation und der 
Wohnungknappheit kaum Entscheidungsspielraum, 
dieses anzunehmen oder nicht. Von den bezirklichen 
Fachstellen für Wohnungsnotfälle werden Wohnungen aus ihrem Kontin-
gent nicht angeboten, sondern zugeteilt (vgl. Interview Münnich/Riemer). 
»Also das ist ganz wichtig [...] Es ist ja nicht, dass die Fachstelle dann sagt 
‘Sie kriegen diese Wohnung’, das entscheidet immer der Wohnungsgeber.« 
(Riemer in ebd.)

Damit diesbezüglich keine Missverständnisse aufkommen, wird diese Vorge-
hensweise auch noch einmal deutlich in den Unterkünften kommuniziert. 
»Gerade eben bei unserer Unterkunft hatten die [...] gesagt, [dass] die Leute, 
die hier ausziehen müssen, kriegen die per Post die Wohnungsangebote und 
die müssen das nehmen, die können nicht sagen 'Ja das ist weit weg' oder 
[...] ob das klein oder groß ist, [...] 'das brauche ich nicht' oder 'will ich 
nicht', ja sowas. Die [Geflüchteten] können nicht entscheiden.« (Interview 
Khaliq). Diese Vorgehensweise passiviert Geflüchtete in starkem Maße, sie 
ist entmündigend und verwehrt ihnen ihre Handlungs- und Entscheidungs-
fähigkeit. 

Eine besondere Form der Passivierung Geflüchteter ist die an vielen Stel-
len auftauchende Forderung vieler Wohnungsgebender, dass diese sich 
möglichst in ihre Nachbarschaft einfügen und Verhaltensweisen befolgen 
sollten (vgl. Interview Flomm; Interview Münnich/Riemer; Seminar Wohn-
brücke 2019). Eigens zu diesem Zwecke bieten einige Institutionen wie die 
in Bochum ansässige EBZ-Akademie – nach eigenen Angaben die »größte 
Weiterbildungseinrichtung in der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft« 
(EBZ 2019) – aber auch fördern&wohnen Seminare an, im Zuge derer das 
Mieter:innendasein in Deutschland erlernt werden kann. f&w stellt darauf-
hin einen Mieterführerschein aus und die Geflüchteten sind »irgendwie ja 
TÜV-besiegelt [lacht]« (Riemer in Interview Münnich/Riemer). Ein Blick in 

»Und dann stellen sich 
drei Personen, die in die 
engere Auswahl seitens 
der Fachstelle gekommen 
sind, bei dem Wohnungs-
geber vor, aber nur der 
entscheidet.« Riemer

»Also von daher, irgend-
wo muss man wahr-
scheinlich auch gucken, 
das man die Leute erst 
einmal sozusagen ein-
weist und dass man ihnen 
ein bisschen das Leben 
hier erklärt« Flomm

¬ S. 43 Exkurs »Über das 
Wohnen«

¬ S. 120 Vektoren
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die Unterlagen der EBZ-Workshops lässt vermuten, dass dabei nicht um die 
Möglichkeit einer Vereinigung möglicher Unterschiede geht, sondern dass 
ganz klar eine Assimilation der Geflüchteten gefordert wird (vgl. EBZ 2019). 

Selbst-Aktivierung 
Die Suchbiografien in dieser Arbeit zeichnen ein Bild strebsamer, beharrli-
cher und zielstrebiger Menschen, die stetig daran arbeiten, ihre Ausgangslage 
hinsichtlich einer Wohnung, eines Jobs und ihre generelle Ankunftssituation 
in Deutschland zu verbessern. Die Sprache zu optimieren und sich zu vernet-
zen wird von Geflüchteten selbst sowie allen anderen Akteur:innen immer 
wieder als elementar im Zuge der Wohnungssuche benannt. Dementspre-
chend hoch sind die Anstrengungen, an diesen Vektoren zu arbeiten. Auch 
die Beharrlichkeit, mit der viele Geflüchtete eine Wohnung suchen und die 
ein hohes Maß an Motivation sowie eine hohe Frustrationsgrenze erfordert, 
kann als iterierende Selbst-Aktivierung angesehen werden. 

Nun ist an dieser Stelle anzumerken, dass die Suchbiografien, aus denen diese 
Handlungsanalyse abgeleitet ist, sehr individuelle Portraitierungen sind und 
die Geschichten, ebenso wie das jeweilige Vektorensetting und die individu-
ellen Anstrengungen, in keinster Weise allgemein repräsentativ sind. Im Ge-
genteil ist zu vermuten, dass die Geflüchteten, die mit ihren Geschichten die 
empirische Basis dieser Arbeit darstellen, über ein besonders hohes Maß an 
Selbst-Aktivierung verfügen und zudem, bzw. deshalb, über Netzwerke den 
Anschluss an ein Leben außerhalb der Unterkünfte haben. Und so schlus-
sendlich auch meine Interviewpartner:innen wurden.

Zuletzt ist auch die Beauftragung eines informellen Maklers als Moment der 
Aktivierung einzuordnen, da sich aus einer Überdrüssigkeit der Wohnungs-
suche innerhalb des regulären Systems für den informellen, kostspieligen 
Weg entschieden wird. 

Aktivierung durch Andere 
Ehrenamtliche, die Geflüchtete bei der Wohnungssuche unterstützen, neh-
men ihnen diese normalerweise nicht ab, sondern haben eine aktivierende, 
unterstützende Funktion. Indem sie deren Suchpraxis ergänzen und diese ggf. 
ausfeilen, befähigen Ehrenamtliche Geflüchtete in ihrer Wohnungssuche. 

Geflüchtete, die weder über ein hohes Maß an Selbst-Aktivierung verfü-
gen, noch von außen aktiviert wurden, sind oftmals diejenigen, die noch 
immer in Unterkünften leben. Die Unsicherheit und Angst, sich auf den 
Wohnungsmarkt und in Besichtigungssituationen zu begeben, verweisen auf 
ein Höchstmaß an Selbst-Passivierung und eine nicht vorhandene Resilienz 
hinsichtlich Passivierung von außen. Grund für Unsicherheiten und Ängste 
können, neben Sprachbarrieren, gesundheitliche und vor allem psychische 

»Sollen raus von ihren 
Zimmern ehrlich gesagt. 
Draußen sein, Leute 
kennenlernen auf jeden 
Fall, sich vernetzen, die 
Sprache ein bisschen 
besser beherrschen 
und nicht immer mit den 
Familien einfach sitzen 
und weiter spielen und 
spielen. [...] Arbeit, sollen 
auch arbeiten z.B., damit 
sie ihre Chancen erhöhen 
können.« Anas

Vertiefende Literatur 
zum Themenkomplex 
Integrationsmodelle und 
Integrationsimperative 
findet sich u. a. bei 
Bertold Löffler, Erol Yildiz, 
Amalia Barboza und Mark 
Terkessidis.

Probleme sein, welche die Geflüchteten lähmen und somit handlungsunfähig 
machen können. Doch auch Menschen wie Rama, die mit einer grundle-
genden Motivation, einem hohen Maß an Selbst-Aktivierung und an Be-
harrlichkeit auf Wohnungssuche ging, können graduell in eine Passivierung 
gleiten. Als Rama, die sich zunächst eine Zweizimmer-Wohnung wünschte, 
eine kleine Ein-Zimmer-Wohnung angeboten bekommt, ist sie erstaunt da-
rüber, überhaupt vor die Wahl gestellt zu werden – ihre Bedürfnisse werden 
berücksichtigt. Doch dem Moment, in dem Rama vor die Wahl gestellt wird, 
gibt es für sie keine andere Option mehr, als die Wohnung – die sie zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht gesehen hatte – zu nehmen. 

Wohnungsgebende > Selbst-Passivierung
Wohnungsgebende Institutionen passivieren nicht nur Geflüchtete. Im Kon-
text der Frage, wer inwiefern verantwortlich ist, sozialen Wohnraum zur 
Verfügung zu stellen, passivieren sich vor allem private Investor:innen und 
Kleineigentümer:innen in hohem Maße selbst. In diesem Kontext ist jedoch 
nicht von einer Beschränkung der eigenen Handlungsfähigkeit zu sprechen. 
Vielmehr wird sich einer Verantwortung entzogen; der soziale Auftrag des 
Eigentums negiert. 

Was zunächst nach einer Aktivierung aller Wohnungsgebenden anmutet, 
sich der Versorgung Geflüchteter mit Wohnraum anzunehmen, wird vom 
Vorsitzenden des Grundeigentümerverbands Torsten Flomm schnell relati-
vert. Denn da es in erster Linie um die Bereitstellung sozialen Wohnraumes 
gehe, »sind unsere Mitglieder natürlich, ja teilweise haben sie noch geförderte 
Wohnungen, aber üblicherweise eben nicht, und deswegen spielen sie dort 
eben eine sehr, sehr kleine Rolle eigentlich nur« (ebd.). Wer schlussendlich 
mit wir gemeint ist, wird schnell deutlich: 

Und auch wenn Flomm in dieser Aussage die Möglichkeit offenlässt, dass 
private Eigentümer:innen Geflüchtete »unterbringen« könnten, unterstreicht 
Flomm immer wieder, wie »begrenzt« deren Interesse bzw. Bereitschaft sei, 
»sich in diese Vermietungssituation zu begeben« (Interview Flomm). 

Die Selbst-Passivierung des GEVs in Bezug auf ein Zur-Verfügung-Stellen 
bezahlbaren Wohnraums auf einem deregulierten Mietmarkt belegt gleich-
sam ein hohes Maß an eigener Handlungsbefähigung – nämlich dem Recht, 

»Die anderen Leute 
haben Angst, [...] dass 
sie alleine gehen, haben 
Angst, dass sie wenn 
die mit dem Leute reden 
und sie sagt etwas und 
sie nicht verstanden und 
dann sie haben das. [...] 
Ich habe diese Angst 
gesehen in die Augen von 
die Leute, die ich habe 
kennen. Und bis jetzt 
es gibt viele Unterkunft 
und die Leute, sie finden 
keine Wohnung.« Rama

»Wir wollen ja auch nicht, dass Menschen so leben, und deswegen müssen wir auch 
dafür sorgen, dass sie eben anders untergebracht werden können.« Flomm

»Es ist in erster Linie Behördenaufgabe, denke ich schon. Das ist nun mal in diesem 
Staat so, dass die zuständigen Behörden sich darum kümmern müssen. Bei wem sie 
die Menschen dann unterbringen, ob nun bei privaten oder in öffentlichen Einrichtun-
gen oder in öffentlichen Wohnungsunternehmen wie der SAGA beispielsweise, dass 
muss man dann immer sehen, wie auch das Wohnraumangebot dann ist.« Flomm

¬ S. 23 »Wer baut 
sozial?«
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»Nein« zu sagen. Die aktive Negierung, sich mit dem Thema auseinanderzu-
setzen, zeigt sich auch an anderen Stellen. So ist Flomm der Überzeugung, 
dass eine Beschäftigung mit interkultureller Öffnung von einer Organisation 
wie dem GEV auch nicht unbedingt erwartet werde, zumal zu derartigen Ver-
anstaltungen (z. B. Diskussionsrunden) kaum Mitglieder kommen würden. 
Flomm vermutet weiterhin, dass die Stadt im Zweifel eine wohnungsgebende 
Institution, die über größere Bestände verfügt, in der Wohnungsakquise für 
Geflüchtete bevorzugen würden, um den Arbeitsaufwand zu reduzieren und 
unterstreicht somit erneut, inwiefern private Kleineigentümer:innen keine 
geeignete Zielgruppe für die Akquise wären.

Aktivierung 
Trotz der Annahme, dass die Bereitschaft der Verbandsmitglieder, ihre Woh-
nung an geflüchtete SGB-II-Empfänger:innen zu vermieten, gering ist, 
veröffentlicht der GEV in jeder Ausgabe der Verbandszeitschrift ein anony-
misiertes Wohnungsgesuch der Wohnbrücke und versucht in diesem klei-
nen Rahmen – entgegen der Beschwerden einiger Verbandsmitglieder (vgl. 
Interview Flomm) – ein kleines Sichtbarkeitsfenster für Wohnungslose mit 
Fluchthintergrund zu schaffen und evtl. doch eine:n Privatvermieter:in zu 
aktivieren. 

Freie und Hansestadt Hamburg > Selbst-Passivierung
Die Freie und Hansestadt Hamburg bzw. die Vertreterin der Behörde für 
Arbeit, Soziales, Familie und Integration Katharina Münnich sowie der Leiter 
des Zentralen Koordinierungsstabs Flüchtlinge (ZKF) Holger Riemer sehen 
den Übergang Geflüchteter in privaten Wohnraum eindeutig als »eine staat-
liche Aufgabe« (Riemer in Interview Münnich/Riemer) an. Um sich dieser 
Aufgabe zu stellen und möglichst viele Partner:innen zu aktivieren, wurde 
2015 das Dialogforum Wohnen als Vernetzungsplattform für Hauptamtliche 
und Ehrenamtliche gegründet. Neben einem Internetauftritt und Vernet-
zungstreffen folgten auf diese Selbst- und Fremd-Aktivierung der Stadt je-
doch wenig weitreichende Handlungen. Auch vier Jahre nach dem »Sommer 
der Migration« sucht die Stadt händeringend nach Akteur:innen, die sich 
dem Mangel an sozialem Wohnraum sowie der Vermittlung Geflüchteter an-
nehmen. Akteur:innen wie die SAGA und die Genossenschaften werden da-
bei, ebenso wie Ehrenamtliche, emsig aktiviert und sich beinah hinter ihnen 
zurückgezogen. 

Aktivierung
Während also die einzige Aktivität der FHH in der Versorgung Geflüchteter 
mit Wohnraum die bei weitem nicht ausreichende Vermittlung von Wohn-
raum durch die Fachstellen sowie die Beratung in Form eines »Einstufungs-
gespräches« ist, existiert die Idee, dass sich Geflüchtete »einen Ehrenamtli-

chen schnappen« um gemeinsam zu überlegen, wie eine Wohnung akquiriert 
werden könnte, wenn die Fachstelle keine anbietet (vgl. Riemer in Inter-
view Münnich/ Riemer). Während also eigentlich stetig betont wird, dass 
sich doch auf die Vermittlung durch die Fachstellen verlassen werden sollte, 
werden von der FHH für den Notfall Ehrenamtliche aktiviert, die diese ins-
titutionelle Fehlstelle an Vermittlungsarbeit auffangen sollen. Inwiefern Ge-
flüchtete sich selbst auf Wohnungssuche begeben sollten, wird im Interview 
mit Riemer und Münnich nicht ganz deutlich. Während die selbstständige 
Suche in einigen Momenten eingefordert bzw. vorgeschlagen wird, betont 
Münnich an anderer Stelle, dass die Integration in den Wohnungsmarkt defi-
nitiv über die Fachstellen erfolgen sollte. Deutlich wird jedoch vor allem die 
starke Passivierung Geflüchteter von Seiten der Behörde. Denn die Fähigkeit, 
sich selbst auf den Wohnungsmarkt zu begeben sowie die Intelligenz und das 
Vermögen, sich in diesem System und in diesem Land zurechtzufinden, wird 
Geflüchteten immer wieder abgesprochen – mal subtil, mal ganz offen. 

Einen Auftrag erhält auch die AöR fördern & wohnen: »Das ist auch ein 
Auftrag eben der Orientierungsberatung unseres Dienstleisters fördern & 
wohnen, dass er natürlich auch versuchen muss, den Menschen Rat und Tat 
zu geben, um eben eine Wohnung zu finden. [...] Und in der Aufgabenbe-
schreibung eines jeden Sozialmitarbeiters von fördern & wohnen gilt eben 
diese Orientierungsberatung Richtung Wohnen« (Riemer in Interview Mün-
nich/Riemer). 

Passivierung der Wohnungswirtschaft
Aus der Verantwortung entlassen 
wird die die private Wohnungs-
wirtschaft – eine Form der Passi-
vierung, die dieser entgegenkom-
men mag. Inwiefern die Stadt 
ihre politische Handlungsfähig-
keit in diesem Zusammenhang 
selbst beschränkt und in eine 
Passivität gegenüber den Privaten 
fällt, wird einmal mehr deutlich, wenn man sich die Umsetzung eines der 
einzigen offiziellen Ziele der BASFI in Bezug auf die Wohnraumversorgung 
Wohnungsloser anschaut, welches die Privatwirtschaft in die Pflicht nimmt. 
Nach der Forderung der Hamburgischen Bürgerschaft 2016, aktiv Koopera-
tionsverträge mit wohnungsgebenden Institutionen zu akquirieren, wurde bis 
heute (Stand August 2019) kein Vertrag mit einem privaten Wohnungsun-
ternehmen geschlossen, der die Bereitstellung eines Kontingents an WA-ge-
bundenem Wohnraum für die Fachstellen beschließt (vgl. BFHH 2019: 6). 

Die Stadt Hamburg erscheint als passive und machtlose Akteurin gegenüber 
der Privatwirtschaft und gegenüber 15.090 wohnberechtigten, wohnungslo-

»Wir haben im Moment 
als wirkliche Herkulesauf-
gabe, 15.000 wohnbe-
rechtige Zuwanderer 
eigentlich unterzubringen« 
Münnich 

»Der Dienstleister f&w 
bietet im Rahmen seiner 
Aufgabenstellung den 
Bewohnern eine Ori-
entierungsberatung an. 
Das heißt, das Sozialma-
nagement von f&w macht 
eine Verweisberatung in 
die Regelsysteme der 
sozialen Hilfestellung 
der Stadt, wie z. B. 
Bereich Kita, Jobcenter, 
Schule, Gesundheit. Die 
Geflüchteten müssen 
dann selbstständig dieses 
System nutzen, werden 
dabei aber auch unter-
stützt durch den Pool von 
Ehrenamtlichen, die rund 
um die Einrichtung durch 
f&w organisiert werden.« 
Riemer

»Also, wir versuchen einerseits sozu-
sagen die potentiellen Mieter zu 
ertüchtigen, und andererseits aber 
auch die Bedürfnisse der Wohnungs-
wirtschaft praktisch zu befriedigen in 
diesem Zusammenhang. Und diese Kombi, das 

muss man sagen, scheint 
eine relativ erfolgverspre-
chende zu sein. Jeden-
falls nach den bisherigen 
Erfahrungen [...] also wir 
denken nicht über eine 
Enteignung nach, also 
das muss ich ganz ehrlich 
sagen. Es ist auch mit der 
Wohnungswirtschaft, es 
sind Verträge, das ist ein 
Geben und Nehmen, und 
das ist ja eigentlich auch 
unser Prinzip.« Münnich
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sen Geflüchteten. Eine Anerkennung der Fundamentalität, die diese Zahl an 
Wohnungslosen mit sich bringt, fehlt. Vielmehr wird der Mangel an sozialem 
Wohnraum noch heute, vier Jahre potentieller Reaktionszeit später, als Folge-
problem der Zuwanderung im Jahr 2015 beschrieben. 

Ehrenamtliche > Aktivierung
Ehrenamtliche sind in allen Belangen aktive sowie aktivierende Akteur:in-
nen. Die Unterstützung bei der Wohnungssuche ist nicht nur als Hilfe, den 
Suchaufwand zu bewältigen, einzuordnen, sondern ebenfalls als eine genuine 
Stärkung der Handlungsfähigkeit Geflüchteter sowie als Handlungsbefähi-
gung, indem Strukturen erklärt und Wissen weitergetragen wird, anzusehen. 

Einige Ehrenamtliche vernetzen sich zudem innerhalb von Organisationen 
oder institutionsübergreifend und versuchen, auf politischer, administrativer 
und gesellschaftlicher Ebene die Belange und Bedarfe Geflüchteter sichtbarer 
zu machen. So entstand beispielsweise die Wohnbrücke auf Initiative zweier 
Ehrenamtlicher, die Anfang 2015 einen Runden Tisch zum Thema Integra-
tion Geflüchteter in den Wohnungsmarkt initiierten, im Rahmen dessen das 
Konzept Wohnbrücke erarbeitet wurde (vgl. Interview Sieg). 

Wohnbrücke > Aktivierung
In ihrer Tätigkeit als Vermittlerin von Mietwohnungen an Geflüchtete in 
Begleitung ehrenamtlicher Lots:innen sowie der Begleitung der Mietverhält-
nisse ist die Wohnbrücke eine höchst aktivierende Akteurin. Aktiviert werden 
durch das Konzept der Wohnbrücke zum einen Wohnungseigentümer:innen, 
indem sie darin unterstützt werden, ihre Wohnung zur Verfügung zu stellen 
und in allen Zweifeln und Unsicherheiten begleitet werden. Zum anderen 
aktiviert die Wohnbrücke ehrenamtliche Lots:innen, die durch Schulungen 
nicht nur ein Basiswissen hinsichtlich einer effizienten Suche vermittelt be-
kommen, sondern auch in das Mietrecht sowie für Geflüchtete notwendige 
administrative Prozesse eingeführt werden. Zuletzt aktiviert die Wohnbrücke 
auch Geflüchtete, indem diese in ihrer Suche unterstützt werden – vor allem 
aber, indem sie mit all ihren Bedarfen wahrgenommen und ernst genommen 

werden. Um ein langfristiges Wohnen und Ankommen zu ermöglichen, ver-
mittelt die Wohnbrücke ausschließlich unbefristete Mietverträge. 

Selbst-Passivierung
In ihrer Position zwischen Eigentümer:innen, Geflüchteten und Ehrenamt-
lichen sowie als Institution, die auf Finanzierung durch Spenden bzw. durch 
die Stadt sowie auf Wohnungsangebote durch Kleineigentümer:innen und 
Genossenschaften angewiesen ist, befindet sich die Wohnbrücke als Institu-
tion in einer passiven Patt-Situation. Politische Stellungnahmen, Struktur-
kritik oder wohnungspolitische Forderungen sind für die Wohnbrücke als 
Schnittstelle, trotz ihres außerordentlichen hohen Maßes an Expertise in 
diesem Segment, nicht wirklich möglich. Ihrer Rolle entsprechend sieht die 
Wohnbrücke sich nicht als Sprachrohr, sondern vielmehr als Intermediärin 
(vgl. Interview Sieg). 

Resümee
Wohnungslose Geflüchtete sind handlungsfähig. Sie bewältigen ihren Alltag, 
die Wohnungssuche und verfügen oftmals über ein sehr ausgeprägtes Maß an 
Selbst-Aktivierungs-Fähigkeit. 

Im Rahmen ihrer Wohnungssuche jedoch verfügen Geflüchtete meist nicht 
über die Handlungsfähigkeit, Einfluss auf das damit verbundene relationale 
Gefüge zu nehmen, über keine verändernde oder reproduzierende Fähigkeit. 
Im Gegenteil: Die Analyse offenbart, dass Geflüchtete im Kontext beinahe al-
ler Prozesse, die mit ihrer Wohnungssuche zusammenhängen, von Strukturen, 
Mechanismen, von Wohnungsgebenden und von offiziellen Institutionen in 
höchstem Maße passiviert werden. Ihnen wird stetig die Handlungsfähigkeit 
nicht nur abgesprochen, sondern verweigert. Geflüchtete auf Wohnungssu-
che sind passive, dem Markt ausgelieferte Subjekte und keine aktiven Indivi-
duen, die unterschiedlichen Dimensionen der Ohnmacht, Dependenz und 
Passivität innerhalb den relationalen Gefüges der Wohnungssuche obliegen.
Dabei ist Passivierung erneut explizit von einer Passivität abzugrenzen. 
Alle aufgedeckten Formen der Passivierung sind keine selbstgewählte Passi-
vität. Vielmehr sind sie Ausdruck eines von Regimen und Dominanzstruk-
turen geprägten, asymmetrischen relationalen Gefüges, in dem Geflüchtete 
bewusst marginalisiert und passiviert werden. 

Heidrun: Generell ist da natürlich trotzdem ein riesengroßer Mangel an sozialen 
Wohnraum.

Münnich: Ja

Riemer: Das ist so

Münnich Das ist aber auch ganz eindeutig von der Herausforderung her ein Fol-
geproblem, weil das erste Problem, als dann jetzt plötzlich hier 20.000 Menschen 
mehr vor der Tür – also es waren ja 80.000 –, die hier in Hamburg aufliefen.

»Obwohl wir das natürlich gut sagen können, dass sich da was ändern muss, sind 
wir natürlich auch davon abhängig, von der Finanzierung und auch davon, dass wir 
Wohnungen angeboten bekommen. Und dann können wir nicht denjenigen, die uns 
finanzieren oder die Wohnungen zur Verfügung stellen sagen: Macht mal die Mieten 
ein bisschen günstiger oder wir brauchen mehr Wohnungen oder so. Das ist sehr, 
sehr schwierig. Vielleicht auch gerade dadurch dass wir in der Mitte so ein vermitteln-
des Projekt sind« Sieg
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Die Wohnungswirtschaft sowie die institutionelle Seite in Form der BASFI 
hingegen zeigen sich als höchst passive Akteur:innen, denen diese Passivität 
keineswegs auferlegt wurde, sondern die diese selbst gewählt haben. Weder 
für den eklatanten Mangel an sozialem Wohnraum noch für die Integration 
Geflüchteter in den Wohnungsmarkt wird Verantwortung übernommen, ge-
schweige denn aktiv gehandelt. 

Deutlich wird zudem eine frappierende Distanz der strukturellen Makroebe-
ne zu den individuellen Erfahrungen Geflüchteter, also der Mikroebene, in 
der sich die Ferne der FHH zum Ausmaß der Problemstellung – 15.090 
wohnungslose Geflüchtete – begründen könnte. Es bleibt das Bild einer ge-
lähmten, ihre eigentliche Handlungsfähigkeit leugnenden Stadt Hamburg 
und einer ignoranten, handlungs-negierenden Wohnungswirtschaft. 

»Die [Geflüchteten] 
können nicht 

entscheiden.«
Khaliq



Since power is typically distributed in an 
uneven fashion, it follows that so too is agency. 

Some have greater agency than others. 
Martin Hewson, 2010, 13

Ü
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In den verschiedenen wissenschaftlichen Disziplinen (z. B. Sozial-
wissenschaften, Kritische Psychologie, Anthropologie, Politikwissen-
schaften) existieren die unterschiedlichsten Lesarten und Konzeptio-
nen bzgl. Handlungsfähigkeit. Von Pierre Bourdieu über Judith Butler, 
Niklas Luhmann, Jürgen Habermas, Eberhardt Raitelhuber, Albert 
Scherr, Hannah Arendt und Giorgio Agamben – sie alle (über)den-
ken die Fähigkeit, zu handeln sowie daran geknüpfte Bedeutungen 
für das Subjekt. Im Analyseteil dieser Arbeit wurde bisher mit der in-
tegrativen Konzeption von Handlungsfähigkeit von Emirbayer/Mische 
(1998) gearbeitet. Um andere Facetten von Handlungsfähigkeit bzw. 
der Beeinträchtigung von Handlungsfähigkeit aufzuzeigen sowie diese 
auf inhärente Macht- und Dominanzstrukturen zu überprüfen, soll an 
dieser Stelle ergänzend die Perspektive des Vertreters der Kritischen 
Psychologie Klaus Holzkamp hinzugezogen und zu diesem Zwecke 
zunächst kurz erläutert werden. Darauf sowie auf den herausgearbei-
teten asymmetrischen Machtverhältnissen aufbauend werden letztere 
im Rahmen postkolonialer Theorie mit dem Ziel, ein alternatives Ver-
ständnis der aufgedeckten passivierenden Strukturen zu erlangen, 
eingeordnet und dekonstruiert. Als Betrachtungsrahmen dient dabei 
das Konzept der Subalternität als postkolonialer Ansatz, der ausgehend 
von einer bottom-up Perspektive Machtbeziehungen untersucht. 

Handlungsfähigkeit aus Sicht der kritischen Psychologie
Die marxistisch orientierte Kritische Psychologie entstand im Rahmen 
einer von der 68er-Bewegung geprägten emanzipatorischen Strö-
mung innerhalb der akademischen Psychologie. Die Kritische Psycho-
logie wendet sich »gegen die gängige Sichtweise des Individuums als 
lediglich bedingt durch die gesellschaftlichen Verhältnisse« und geht 
davon aus, dass »der Mensch also sowohl unter gesellschaftlichen 
Bedingungen steht wie auch selbst diese Bedingungen schafft« (Holz-
kamp 1986: 1). Mit dem Ziel, den Zusammenhang zwischen gesell-
schaftlicher Produktion und menschlichen Lebensbedingungen auf 
der Ebene des Subjekts zu analysieren, wird dieser Zusammenhang 
anhand der Kategorie der Handlungsfähigkeit erörtert. Diese sei »kei-
ne nur individuelle Möglichkeit [...], sondern eigentlich die Vermittlung 
zwischen individueller und gesellschaftlicher Lebenstätigkeit« (ebd.: 
2). Laut Holzkamp, Gründungsfigur der Kritischen Psychologie, sind 
die Handlungsmöglichkeiten des Menschen in bestimmter Lebenslage 
und Position dessen subjektive Möglichkeitsräume. Der darauf basie-
rende Grad der Handlungsfähigkeit bestimme die individuelle Lebens-
qualität, während sich die Einschränkung der Handlungsfähigkeit in 
menschlichem Leiden, Beeinträchtigung, Isoliertheit und Abhängigkeit 
äußere (vgl. ebd.). Holzkamp geht von zwei Dimensionen der Ein-
schränkung aus:
 

Die Überwindung dieser Einschränkungen ist folglich »nicht allein 
durch die aktuelle Befriedigung und Absicherung zu erreichen, son-
dern nur durch Verfügung über die Befriedigungsquellen« (Holzkamp 
1986: 2). 

Als zentrales Moment der Beeinträchtigung gilt dabei die Ausgeliefert-
heit an die aktuelle Situation (B). Betrachtet man die Wohnungssuche 
Geflüchteter aus dieser Perspektive, zeigt sich, dass diese sich gleich-
zeitig in beiden Dimensionen der Handlungsunfähigkeit befinden: 

Im Hinblick auf die Erkenntnisse lässt sich zudem das Ausmaß der 
Dimension der Ausgeliefertheit an die Situation (B) von einer Ausgelie-
fertheit an den Wohnungsmarkt auf eine Ausgeliefertheit an asymmetrische 
Machtstrukturen erweitern. 
Dies impliziert eine wesent-
liche Erkenntnis hinsichtlich 
der Überwindung der Ein-
schränkungen: Denn auch, 
wenn A überwunden, also 
eine Wohnung gefunden 
wird, ist lediglich das un-
mittelbare Mangelerlebnis 
überwunden, nicht jedoch 
das Gefangensein in den-
jenigen Machtstrukturen, 
die über die Lebens- und 
Entwicklungsmöglichkeiten 
bestimmen. 

Dimensionen der Einschränkung der Handlungsfähigkeit 
A. Unmittelbares Mangelerlebnis (z. B. Hungerleid)
B. Ausgeliefertheit an Situation (In Situation zu sein, Hunger zu leiden)

Dimensionen der Überwindung der Einschränkung
A. Aktuelle Befriedigung und Absicherung (z. B. Nahrung) 
B. Verfügung über Bedingungen, von denen die Lebens- und Ent-
wicklungsmöglichkeit abhängt 

Dimensionen der Einschränkung Geflüchteter auf Wohnungssuche
A. Wohnungslosigkeit (Unmittelbares Mangelerlebnis)
B. Ausgeliefertheit an Macht- und Dominanzstrukturen

»Und diese Ausgeliefertheit an aktu-
elle Situationen, die Unmöglichkeit, 
Einfluß auf meine eigene Lebensper-
spektive zu gewinnen, das ist das 
zentrale Moment der Beeinträchtigung 
meiner Subjektivität, und die Über-
windung dieser Ausgeliefertheit ist 
sozusagen die zentrale perspektivi-
sche Entwicklung meiner individuellen 
Lebensqualität.« Holzkamp 1986: 3
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Handlungsfähigkeit Geflüchteter in asymmetrischen Macht-
verhältnissen 
Die Erkenntnisse dieser Arbeit verweisen auf die massiven Einschrän-
kungen der Handlungsfähigkeit Geflüchteter im Rahmen ihrer Woh-
nungssuche sowie auf einen hohen Grad an Dependenz von politi-
schen, marktwirtschaftlichen und administrativen Strukturen. Auch 
Olaf Kleist knüpft die verschiedenen Grade von Handlungsfähigkeit 
Geflüchteter an die Machtpositionen von beteiligten Akteur:innen, »die 
in einem besonderen Maße von konfligierenden Interessen [...] geleitet 
sind« (Kleist 2015: 160). In Anlehnung an Focaults »Verständnis des 
‘Regimes’ als diskursive Machtverhältnisse des Ein- und Ausschlus-
ses« (ebd.) positioniert er Flüchtlingsregime als komplexe Aushand-
lungsprozesse innerhalb höchst asymmetrischer Machtverhältnisse 
(vgl. ebd.: 160f). 

Auch die Sprach- und Literaturwissenschaftlerin Mary-Louise Pratt, 
die das Konzept interkultureller Kontaktzonen als »soziale Räume, in de-
nen disparate Kulturen aufeinandertreffen, zusammenstoßen und sich 
auseinandersetzen« entwarf, verweist auf »oft höchst asymmetrische 
Beziehungen von Dominanz und Unterordnung« innerhalb jener (Pratt 
1992: 4). Pratts Kontaktzonen, die auf der Untersuchung historischer 
Reisebeschreibungen aus Südamerika, verfasst von europäischen 
»Entdeckern« zur Zeit des Imperialismus, basiert sind – und somit 
hauptsächlich auf Macht- und Herrschaftsbeziehungen im Kontext des 
Kolonialismus verweisen – werden heute häufig in feministischen und 
postkolonialen Diskursen zur analytischen Betrachtung von Kulturbe-
gegnung verwendet (vgl. Bachmann-Medick 1992: 21f). 

Postkoloniale Theorie als Analyserahmen asymmetrischer 
Machtstrukturen
Als analytischer Rahmen zur tiefergehenden Betrachtung asymmet-
rischer Machtverhältnisse bietet sich postkoloniale Theorie an. Denn 
während im Groben zunächst die Untersuchung und vor allem Sicht-
barmachung der Geschichte und der fortbestehenden Auswirkungen 
des Kolonialismus – sowohl in kolonialisierten als auch in kolonisieren-
den Gesellschaften – den Untersuchungsgegenstand postkolonialer 
Studien darstellen, kann die breit gefächerte Theorie gleichfalls Ana-
lyseperspektive kontemporärer relationaler Gefüge sein (vgl. Heinze 
2015; Filipescu 2015; Amelang/Schupp 2002). Dabei werden sowohl 
die Einordnung als auch die Anwendungsbereiche postkolonialer Stu-
dien kontrovers diskutiert und unterschiedliche Grenzziehungen vor-
genommen. Verortet in den interdisziplinären Cultural Studies eröffnet 
postkoloniale Theorie eine von marxistischer, poststrukturalistischer 
und feministischer Theorie und Methodologie geprägte Betrach-
tungs- und Analyseebene, die auf verschiedene Kategorien der Un-

»Dabei ist in Flüchtlings-
regimen die Asymmetrie 
der Machtverhältnisse 
besonders gravierend« 
Kleist 2015: 160

Es soll eingehend darauf 
verwiesen werden, dass 
im Folgenden ledig-
lich einige spezifische 
Facetten postkolonialer 
Theorie dargestellt und 
angewendet werden. Die 
theoretische und metho-
dologische Komplexität 
postkolonialer Kritik sowie 
ihre Rolle als diskursana-
lytische emanzipatorische 
Perspektive kann nicht 
umfassend dargestellt 
werden. Für eine Ein-
führung in postkoloniale 
Theorie siehe u. a. Castro 
Varela/Dhawan 2005

terdrückung in »Wissenschaft, Politik, Ökonomie, Literatur, Kunst und 
Recht, in der Populärkultur oder in Alltagskontexten« (Heinze 2015) 
blickt, welche bis in die Gegenwart reichen. 

Postkoloniale Theorie bietet die Möglichkeit, alternatives Wissen zu 
produzieren und hegemoniales Wissen infrage zu stellen, indem das 
Undenkbare denkbar und das Unsichtbare sichtbar gemacht wird. 
Basierend auf »Geschichten, Erfahrungen, Wissenssysteme[n], Prak-
tiken oder Handlungsweisen [die] in der vorherrschenden, kolonial 
geprägten Weltsicht marginalisiert oder gar nicht denkbar gemacht 
werden« (Purtschert 2017) zeichnet postkoloniale Theorie hegemoni-
ale Machtverhältnisse nach, in denen Kolonialisierte immer als passi-
ve Objekte, nicht als tätige Subjekte erscheinen (vgl. ebd.; Amelang/
Schupp 2002). 

Die Untersuchung asymmetrischer Machtverhältnisse anhand postko-
lonialer Theorie ermöglicht eine Dekonstruktion und möglicherweise 
ein alternatives Verständnis dieser Strukturen, auch wenn diese nicht 
in direktem Kontext postkolonialer Gesellschaften verortet sind (vgl. 
Filipescu 2015: 59f). Laut der Philosophin Corina Filipescu, die unglei-
che Machtbeziehungen in der Europäischen Union anhand postkolo-
nialer Theorie untersuchte, verschwimmen die Grenzen postkolonialer 
Kritik in dem Sinne, als dass gegenwärtige asymmetrische Machtver-
hältnisse unter ganz anderen politischen und kulturellen Umständen 
hervortreten würden als in kolonialisierten Gesellschaften (ebd.: 60f). 
Betrachtet man schlussendlich die Zuflucht in einem anderen Land 
als eine Form der Unterordnung neuer Fremd-
herrschaft, so erscheint die Anwendung post-
kolonialer Perspektiven auf die Situation Ge-
flüchteter in Deutschland im Allgemeinen und 
die inhärenten Macht- und Dominanzstrukturen 
im Speziellen als herausfordernder und gleich-
wohl geeigneter Analyserahmen.

Als postkolonialer Ansatz, der ausgehend von 
einer bottom-up Perspektive Machtbeziehun-
gen untersucht, gilt das Konzept der Subalter-
nen, erstmals geprägt durch den italienischen 
Marxisten Antonio Gramsci und weiter ausgearbeitet von einer der 
»Gründungsfiguren des postkolonialen Feminismus«, Gayatri Chak-
ravorty Spivak (vgl. Heinze 2015; Filipescu 2015: 60). Im Folgenden 
werden postkolonialistische Überlegungen zu Subalternität zunächst 
kurz erläutert, um dann aus ihrem Kontext herausgelöst und auf die 
gegenwärtige Situation wohnungsloser wohnberechtigter Geflüchte-
ter in Hamburg übertragen zu werden. 

»Examining power relations 
will therefore contribute to 
an alternative understan-
ding of how the past may 
influence the present and 
in particular inequality in 
power relations.« Filipescu 2015: 59f

»(Post)colonial criticism 
can still be seen as a 
more or less distinct set 
of reading practices, 
if it is understood as 
preoccupied principally 
with analysis of cultural 
forms which mediate, 
challenge or reflect upon 
the relations of domina-
tion and subordination 
– economic, cultural and 
political – between (and 
often within) nations, 
races or cultures, which 
characteristically have 
their roots in the history of 
modern European coloni-
alism and imperialism and 
which […] continue to be 
apparent in the present 
era of neo-colonialism.« 
Moore-Gilbert 1997: 12 
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Das Konzept der Subalternen 
Subalternität taucht zum ersten Mal in den Schriften Antonio Grams-
cis auf, der in seinen Gefängnisheften das Konzept kultureller Hege-
monien entwarf, in denen Machtbeziehungen Gesellschaften und ihre 
Kultur strukturieren. Subaltern sind für Gramsci diejenigen ohne Zu-
gang zu hegemonialer Macht und ohne die Möglichkeit, sich politisch 
zu äußern; Subalternität ist Synonym für die unterdrückten Klassen in 
einer Klassengesellschaft. Diese subalternen Klassen, die den herr-
schenden Eliten konstant unterworfen sind, definieren sich für den 
Marxisten Gramsci unter anderem ökonomisch und sind in erster Linie 
Bauern und Arbeiter (vgl. Amelang/Schupp 2002; Castro Varela/Dha-
wan 2007: 15). Subalterne bei Gramsci sind politisch unorganisiert 
und verfügen über kein allgemeines Klassenbewusstsein, besitzen 
jedoch eine »potentielle revolutionäre Kraft« (Castro Varela/Dhawan 
2007: 15). 

In ihrem berühmten Essay Can the subaltern speak? erweitert und aktua-
lisiert Gayatri Spivak Gramscis hegemonietheoretische Überlegungen 
und den Begriff der Subalternen. Basierend auf Untersuchungen der 
Positionen indigener Frauen aus den ländlichen Regionen des Glo-
balen Südens konzeptioniert Spivak Subalterne als marginalisierte 
soziale Gruppen, die aus allen Klassen (Kolonialisierte und Kolonia-
lisierende) fallen und sich in einer permanenten Position struktureller 
Benachteiligung befinden (vgl. Spivak 2008: 55ff; Eppenstein/Gha-
deri 2017: 10; Castro Varela/Dhawan 2005: 70). Vor allem aber ist 
die Subalternität nach Spivak ein Zustand »in dem jegliche Artikulation 
von Wünschen und Meinungen ungehört bleibt, den Äußerungen der 
Menschen die Geltung abgesprochen und ihnen damit jegliche Autori-
tät verweigert wird« (de la Rosa/Frank 2017: 50). Subalterne sind für 
Spivak Objekte ohne Stimme, die von herrschenden Eliten nicht nur 
nicht gehört werden, sondern denen das Sprechen von Machthaben-
den, die für sie sprechen, verwehrt wird (vgl. Spivak 2008: 42f). Sub-
alterne verfügen über keine Möglichkeit, ihre Perspektiven, Bedarfe 
und Anliegen hörbar zu artikulieren. 

Sowohl methodisch als auch hinsichtlich ihrer Untersuchungsfelder 
zeichnen sich Spivaks Arbeiten typischerweise durch eine »Aufmerk-
samkeit für das Ausgeschlossene und Ignorierte« (Amelang/Schupp 
2002) aus. Durch ein Sichtbarmachen von Systemen hegemonialer 
Dominanz versucht Spivak, diese »zu subvertieren« (ebd.). 

Subalternität nach Gramsci und Spivak ermöglicht eine Korrelation 
von Marginalisierten in postkolonialen Kontexten mit asymmetrischen 
Machtbeziehungen. Dabei erlaube es Spivaks Konzeptionierung laut 
Filipescu ebenso, auf eine Vielzahl an marginalisierten Gruppen an-
gewendet zu werden, statt nur auf Kolonialisierte (vgl. ebd.: 60f). 

»Der Beitrag der Sub-
alternität ist, dass die 
Anwendung des Kon-
zepts es ermöglicht, den 
Gruppen Aufmerksamkeit 
zu schenken, deren Stim-
men, Widerstandsformen 
und Kämpfe ignoriert wur-
den« (Filipescu 2015: 54, 
Young 2001 und Childs/
Williams 1997 folgend. 
Eigene Übersetzung).

Als Möglichkeit einer kritischen Betrachtung und eines Neudenkens 
asymmetrischer Machtbeziehungen und deren Produktion soll im Fol-
genden anhand abstrahierter Kerneigenschaften subalterner Gruppen 
überprüft werden, inwiefern Parallelen zu der Situation Geflüchteter in 
Deutschland erkennbar sind. 

Sind Geflüchtete auf Wohnungssuche Subalterne?
Zunächst einmal ist es offensichtlich, dass sich die Wohnungssuche 
Geflüchteter in Hamburg in einem Setting verortet, das kaum weiter 
entfernt sein könnte von den indischen Witwen im ländlichen Raum, 
die von Spivak als Kernbeispiel der Subalternität herangezogen wer-
den. So ist Deutschland weder ein Land mit exzessiver kolonialer Ver-
gangenheit, noch sind Geflüchtete als homogene Gruppe aus kolonia-
lisierten Weltregionen* einzuordnen. Die Konzeption der Subalternität 
jedoch soll, wie bereits erwähnt, abseits einer kolonialen Vergangen-
heit – weder der Herrschafts- noch der Marginalisierten-Seite – erfol-
gen. 

Spivak selbst, so soll zur Eröffnung der Diskussion und der Vollstän-
digkeit halber erwähnt werden, wendet sich tatsächlich klar gegen die 
Einordnung von Geflüchteten als Subalterne: 

»Subalternity is the name I borrow for the space out of any serious touch with 
the logic of capitalism or socialism. Please do not confuse it with unorganized 
labour, women as such, the proletarian, the colonized, [. . .] migrant labour, 
political refugees, etc.« (Spivak 1995: 115)

Anhand dieser Äußerung lässt sich zudem ein weiteres Argument 
ableiten, welches gegen die Kategorisierung Geflüchteter als Subal-
terne im Sinne Spivaks spricht. Subalterne Räume sind nach Spivak 
»weitestgehend unberührt« (Castro Varela/Dhawan: 15) von kapita-
listischen Strukturen. Eine Flucht nach Europa hingegen kann viele 
Gründe haben, unter anderem auch das Streben nach einer Diversi-
fizierung der persönlichen wirtschaftlichen Perspektiven bzw. einem 
Überkommen lokaler ökonomischer, politischer und institutioneller Ein-
schränkungen. Geflüchtete bewegen sich somit häufig bewusst und 
handelnd innerhalb kapitalistischer Strukturen und ökonomischer Me-
chanismen (vgl. Dhawan 2007), was einer Kategorisierung als Sub-
alterne im Sinne Spivaks widerspricht. Im Hinblick auf die Marginali-
sierung Geflüchteter auf dem Wohnungsmarkt ist festzustellen, dass 
diese durchaus und zu großen Teilen durch kapitalistische Strukturen 
in Form eines deregulierten Wohnungsmarktes marginalisiert werden. 

Die Frage, ob dies pro oder kontra einer Subalternität Geflüchteter 
auf Wohnungssuche in Hamburg ausgelegt wird, hängt im Zweifelsfall 
von der genauen Konzeptualisierung Subalterner ab. Denn: Für den 

Ungeachtet dessen 
gibt es im deutschen 
akademischen Diskurs 
Stimmen, die Geflüchtete 
als subaltern einordnen 
bzw. darüber nachdenken 
(vgl. Eppenstein/Ghaderi; 
Dhawan 2007; Castro 
Varela/Dhawan 2007)

* Während viele Ge-
flüchtete aus ehemals 
kolonialisierten Regionen 
kommen, können die dor-
tigen Auswirkungen des 
kolonialen Erbes sowie 
die Verkettung eines kon-
temporären wirtschaftli-
chen Kolonialismus mit 
möglichen Fluchtgründen 
an dieser Stelle nicht 
differenziert dargestellt 
und diskutiert werden.
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Marxisten Gramsci waren sozioökonomische Prekarität als Hauptaus-
löser einer Marginalisierung, in Kombination mit anderen Faktoren wie 
dem nicht vorhandenen Klassenbewusstsein, durchaus Grund für die 
Zuschreibung von Subalternität. 

Nach Spivak ist Subalternität soziales Konstrukt und Ergebnis hege-
monialer Diskurse (vgl. Eppenstein/Ghaderi 2017: 10). 

Doch können Geflüchtete überhaupt als soziales Konstrukt betrachtet wer-
den? Und wenn ja, ist dieses dann ein Ergebnis hegemonialer Diskurse? 

Laut dem Migrationsforscher Simon Goebel postulie-
ren Identitätskonstruktionen die vermeintliche Trenn-
linie zwischen »Deutschen« und »Geflüchteten« und 
sind eindeutig in hegemoniale Hierarchien und Macht-
verhältnisse eingeschrieben (vgl. Stadler 2017). 

Im Sinne postkolonialer Theorie ist hegemoniale 
Macht auch und vor allem eine Definitions- und eine 
Wissensmacht und somit in der Lage, Identitäten zu 

konstruieren. Dies geschieht, indem eine soziale Gruppe durch die 
Konstruktion von Wissensobjekten und Identitäten Wissen und Dis-
kurs produziert. Die bedeutungs- und realitätsstiftende Macht dieses 
produzierten Diskurses wirkt sich erst auf die Marginalisierten aus, 
wenn der Diskurs (z. B. über Sprache) in die reale Welt übersetzt wird. 
So überträgt Sprache die dem Diskurs zugrunde liegenden asymme-
trischen Machtverhältnissen in die Realität und stellt in diesem Sinne 
die Brücke zwischen Diskurs und Realität dar. Dabei geht es nicht nur 
um die Verwendung von Sprache an sich*, z. B. in literarischen Texten 
und Reiseberichten, sondern auch um die generelle Möglichkeit, sich 
zu artikulieren (vgl. Amelang/Schupp 2002; Bachmann-Medick 1998; 
Said 1978; Lefebvre 1991: 10). 

Für Goebel, der Polittalks analysiert, ist die Einschränkung Geflüch-
teter durch die Herrschaftsausübung anderer Gesellschaftsteile, sich 
öffentlich zu artikulieren, deshalb Basis für deren Einordnung als Sub-
alterne: »Geflüchtete kommen eher selten zu Wort, auch wenn es in-
zwischen Sendungen gab, die versucht haben, dem entgegenzusteu-
ern. Geflüchtete sind im Sinne Gayatri Spivaks subaltern« (Goebel 
in Stadler 2017). Er bezieht sich hier auf ein von Spivak etabliertes 
Charakteristikum subalterner Gesellschaften: »The Subaltern cannot 
speak« (Spivak 1994: 104). Denn für Spivak haben Subalterne kei-
ne Stimme und keine Möglichkeit, ihre Anliegen hörbar zu machen. 
Dabei erfolge die »radikalste Festschreibung der Subalternität [...] 
im Moment der Repräsentation der Subalternen durch das Für-sie-
Sprechen. Dies geschieht mittels einer implizierten »Überlegenheit der 

»The ruling class seeks 
to maintain its hege-
mony by all available 
means, and knowledge 
is one such means. 

* Siehe hier u. a. Edward 
Saids Gründungstext der 
postkolonialer Theorie 
»Orientalism« (1978), 
in dem er postkoloniale 
Studien als literatur- und 
kulturtheoretischen 
Ansatz einführt, der Texte 
und akademische Diskur-
se »als für den Prozess 
der Kolonisierung selbst 
konstitutive diskursive 
Praktiken« (Amelang/
Schupp 2002) analysiert.

The connection between 
knowledge (savoir) and 
power is thus made 
manifest, although this in 
no way interdicts a critical 
and subversive form of 
knowledge (connaissan-
ce); on the contrary, it 
points up the antagonism 
between a knowledge 
which serves power and 
a form of knowing which 
refuses to acknowledge 
power« Lefebvre 1991: 
10

Episteme des Nordens«, unter deren Hegemonie den repräsentier-
ten Menschen der Ausdruck eigener Bedürfnisse und Interessen ver-
wehrt wird« (de la Rosa/Frank 2017: 51). Die Möglichkeit zu sprechen 
ist somit häufiger Ausgangspunkt von Überlegungen hinsichtlich der 
Einordnung marginalisierter Gruppen als Subalterne. 

Betrachtet man die Situation wohnungsloser Geflüchteter, die in Ham-
burg auf Wohnungssuche sind, so gibt es in der Tat keinen institu-
tionalisierten Raum, in dem Geflüchtete für sich sprechen können. 
Sie verfügen über keine Möglichkeit, ihre Perspektiven, Bedarfe und 
Anliegen hörbar zu artikulieren, da ihnen keine Plattform, keine Öf-
fentlichkeit geboten wird – weder in den Medien, noch in Form eines 
Diskursformates. Geflüchtete auf Wohnungssuche sind stumm und 
verborgen; durch gesellschaftliche Nichtbeachtung wird die Margina-
lisierung der 15.090 Wohnungssuchenden stetig rekonstruiert. 

Auch aus dem einzig bekannten institutionellen Dialogformat, welches 
möglichst viele beteiligte Akteur:innen versammeln wollte – dem vom 
ZKF initiierten Dialogforum Wohnen – wurden Geflüchtete ausgeschlos-
sen. Statt eine eigene Stimme im Rahmen der »Begegnungsplattform 
zum Thema Wohnen« zu erhalten, wurden sie dort von Ehrenamtlichen 
vertreten, wobei unbekannt ist, wie viele Ehrenamtliche eingeladen 
wurden. Und so nahm zwar eine Interessensvertretung am Dialogfo-
rum teil, diese war jedoch weder selbst gewählt, noch – und dies ist 
lediglich eine Vermutung – waren es Personen mit eigenem Fluchthin-
tergrund, die für die Geflüchteten sprachen. Wenn andere, in diesem 
Falle Ehrenamtliche, für Subalterne sprechen, geschieht dies auf Ba-
sis eigener, westlicher Bedeutungsmuster, die auf die Bedarfe Ge-
flüchtete übertragen werden. So entsteht jedoch eine »zugewiesene 
Subjektivität«, die sich nicht unbedingt mit der Subjektivität der Subal-
ternen deckt. Und »somit verbleibt die Wahrnehmung der Anderen auf 
Grundlage der eigenen Bedeutungszuweisungen eine Spiegelung der 
eigenen Subjektivität« (de la Rosa/Frank 2017: 51). Begründet wird 
der Ausschluss Geflüchteter aus derartigen 
Debatten häufig mit Sprachbarrieren oder Sys-
temunkenntnis. Dazu de la Rosa/Frank: »Ihnen 
wird die Autorität zu sprechen verweigert, weil 
sie als untergeordnet wahrgenommen werden 
oder weil ihre Äußerungen nicht bruchlos in 
den hegemonialen Diskurs passen. Der Bruch 
wird daher oft nicht als Bruch mit der hegemonialen Ordnung wahrge-
nommen und/oder dargestellt, sondern als Bruch mit der Rationalität 
schlechthin« (de la Rosa/Frank 2017: 51). 

»Multiperspektivische Be-
trachtungen zu 'Flüchtlin-
gen als Kategorie' ziehen 
mithin die Frage nach den 
Sprecherpositionen nach 
sich« Eppenstein/Ghaderi 
2017: 12

»Angesichts des Fehlens 
institutioneller Bestäti-
gung ist es den Subalter-
nen nicht möglich, sich 
selbst zu vertreten oder 
ihre Interessen geltend 
zu machen.« Dhawan 
2012: 31

»Rather than being heard, 
the subaltern’s voice is 
ventriloquized« Filipescu 2015
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Geflüchtete werden in der Debatte um ihre Integration in den Woh-
nungsmarkt sowie auch während der Wohnungssuche selbst in mar-
ginalisierte, stumme Positionen gebracht und die asymmetrischen 
Machtbeziehungen zwischen hegemonialen Machtgefügen und Sub-
alternen reproduziert. 

Eindeutig ist ebenso, dass Geflüchteten der Zugang zu machthaben-
den Teilen der Gesellschaft verwehrt ist – ein weiteres Indiz für deren 
Subalternität (vgl. Spivak 2008: 55ff). 

Partha Chatterjee, einer der Gründer der Subaltern Studies, beschreibt 
Subalterne als nicht oder nur teilweise mit Bürgerrechten ausgestat-
tete Bewohner:innen eines Staates. So hätten diese zwar den formel-
len Status als Staatbürger:in, jedoch nicht den gleichen Zugang zu 
Bürgerrechten wie die restliche bürgerliche Zivilgesellschaft (vgl. Dha-
wan 2012: 33). Während sie aus Sicht des Staates keine »keine voll-
ständigen Mitglieder der Zivilgesellschaft« seien, würden sie trotzdem 
»als Bevölkerungsgruppen innerhalb der Territorialgewalt des Staates 
von verschiedenen Behörden betreut und kontrolliert« (ebd.). Die Be-
schreibung Chatterjees, der sich auf Bewohner:innen postkolonialer 
Staaten bezieht, lässt sich beinahe 1:1 auf den Status Geflüchteter in 
Deutschland übertragen. So haben anerkannte Geflüchtete zwar ein 
Aufenthaltsrecht für drei Jahre und werden exzessiv von der Territori-
algewalt des Staates in Form verschiedenster Behörden kontrolliert, 
sind jedoch, vor allem solange sie wohnungslos sind, von der Teilnah-
me an der Zivilgesellschaft weitestgehend ausgeschlossen. 

Die behördlichen Einschränkungen werden auch anhand der mit der 
Wohnungssuche zusammenhängenden Residenzpflicht und Wohnsit-
zauflage deutlich. Diese wiederum verweisen zudem auf eine weitere 
Parallele zwischen Geflüchteten in Deutschland* und Subalternen: Sie 
sind immobil (vgl. Dhawan 2007). 

Die Frage, inwiefern 
Geflüchtete über ein 
Klassenbewusstsein 
verfügen und inwiefern 
sie politisch organisiert 
sind, soll dabei an dieser 
Stelle unbeantwortet 
bleiben bzw. den Anreiz 
zu einer dahingehenden 
Forschung darstellen.

*die noch nicht länger als 
drei Jahre in Deutschland 
sind

Sind Geflüchtete auf Wohnungssuche subaltern?
Es zeigt sich, dass Geflüchtete an vielen Stellen in das Konstrukt der 
Subalternen passen, das von Gramsci und Spivak geschaffen wurde. 
Vor allem während der Wohnungssuche werden sie strukturell zu hilflo-
sen, subalternen Personen degradiert, während ihnen gleichzeitig die 
Handlungsfähigkeit abgesprochen wird. Die Einordnung Geflüchteter 
als Subalterne kann trotzdem nicht ganz schwellenfrei vorgenommen 
werden und soll in diesem Sinne, sowie in Rücksichtnahme auf die 
Komplexität postkolonialer Theorie im Allgemeinen und Subalternität 
im Speziellen, als offener Vorschlag platziert werden. 
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Eine Montage ist die 
Zusammensetzung und 
Anordnung verschieden-
artiger Einzelbestandteile. 
Die vorliegende Arbeit 
hat sowohl empirisch 
als auch theoretisch die 
Wohnungssuche Ge-
flüchteter in Hamburg 
untersucht sowie damit 
einhergehende Implika-
tionen, Mechanismen, 
Handlungsfähigkeiten, 
Strukturen und Politiken 
betrachtet. Als explorativ 
angelegte Forschung lag 
der Fokus der Arbeit auf qualitativen Interviews, sowohl mit Geflüchteten 
als auch mit Akteur:innen, die in die Wohnungssuche Geflüchteter oder in 
das Zur-Verfügung-Stellen von Wohnraum involviert sind. Die Ergebnisse 
dieser empirischen Arbeit stellen eine Passivierung und hegemonial auferlegte 
Handlungsunfähigkeit Geflüchteter im Zuge ihrer Wohnungssuche heraus. 
Ebenfalls aufgezeigt wird der massive Mangel an Wohnraum für vordringlich 
Wohnungssuchende sowie die Passivität seitens der Wohnungswirtschaft und 
der Behörden, diesem Mangel entgegenzutreten. 

In einem ersten theoretischen Exkurs wurde flankierend die Bedeutung des 
Wohnens für die menschliche Existenz und die Möglichkeit eines Rechtes auf 
Wohnen beleuchtet. Die Analyseergebnisse aus der qualitativen empirischen 
Forschung wurden in Form eines zweiten Exkurses in den Kontext postkolo-
nialer Theorie eingeordnet und in diesem Zuge neue Bedeutungsebenen er-
schlossen. Ein dritter Exkurs verweist darauf, dass das Aufbrechen kultureller 
und sozialer Ordnungen sowie alter Dichotomien auch die Chance auf einen 
neuen Raum der Aushandlung, einen Ort der (interkulturellen) Übersetzung 
bietet: Den sogenannten Dritten Raum. 

Montage_Intro

Bedeutungen von Montage [DUDEN]

Produktion 
Das Aufstellen, Zusammensetzen, Anschließen einer Maschine o. Ä.; 
Zusammenbau einzelner vorgefertigter Teile zu einer funktionsfähi-
gen Maschine, technischen Anlage o. Ä.

Druck 
Zusammenstellung einzelner vorgefertigter Vorlagen von Kopien zu 
einer Druckform

Film 
Endgültige Gestaltung eines Films durch das Schneiden, Auswählen, 
Zusammenstellen der Bildfolgen

Kunst
Mit dem Zusammenfügen verschiedenartiger Bestandteile, Objekte 
arbeitendes künstlerisches Gestalten

In diesem Sinne sowie aus der Überzeugung heraus, dass das Städtische ein 
konstant dynamisches sozial-räumliches Geflecht ist, soll diese Arbeit nicht 
mit einem Fazit oder einer Konklusion enden. Stattdessen soll ein solcher 
temporärer Dritter Raum entstehen, in dem kontingente Identitäten existie-
ren dürfen, Positionen übersetzt und Differenzen ausgehandelt werden kön-
nen und der die Möglichkeit eröffnet, temporäre und konstruktive Inhalte 
entstehen zu lassen. 

Um keinen un-erreichbaren, un-denkbaren Meta-Raum zu schaffen, sowie 
der Aufforderung Edward Sojas nach einer Aktivierung dieses Raumes zu 
folgen, wird der Dritte Raum dieser Arbeit in Form einer Montage erschaffen. 
Durch das Zusammenfügen verschiedener empirisch erhobener Bestandteile 
in Form aktueller Wohnungsbestände und -politiken sowie aus den Inter-
views herausgearbeiteten Positionen behält die Montage einen klaren Reali-
tätsbezug, während sie gleichzeitig neue Dynamiken eröffnet und Möglich-
keiten aufzeigt. 

Wichtig ist zudem der Einbezug Geflüchteter in den fiktiven Dialog: Indem 
diese in die Position gebracht werden, für sich selbst zu sprechen, anstatt 
dass für sie gesprochen wird, wird ihnen in Form der Montage ein Teil der 
Handlungsfähigkeit zurückgegeben, die ihnen in ihrer Situation als Zuge-
wanderte in Deutschland, hier vor allem in Bezug auf die Wohnungssuche, 
abgesprochen und verwehrt wird. Geflüchtete emanzipieren sich in diesem 
Zuge aus ihrer marginalisierten Position* und werden Teil des Diskurses um 
ihre Integration in den Wohnungsmarkt. 

Zuletzt soll die Montage in ihrem Format – einem erneut einberufenen Di-
alogforum Wohnen – darauf verweisen, dass die administrative und politische 
Beschäftigung mit diesem Thema heute nötiger und wichtiger ist denn je und 
es keinesfalls an der Zeit ist, die Anstrengungen bezüglich der Integration Ge-
flüchteter in den Wohnungsmarkt ausklingen zu lassen. 15.090 wohnberech-
tigte Geflüchtete stehen gemeinsam mit weiteren 5.289 Wohnungslosen (vgl. 
FHH-ZKF 2019: 13) einem Wohnungsmarkt gegenüber, der ihnen kaum 
die Chance auf Wohnraum, auf ein Ankommen bietet. 

Es ist Zeit, zu handeln. 

¬ S. 153 Exkurs »Über 
die [hegemoniale] Macht



Der Thirdspace erscheint [...] als eine Maschine der Möglichkeiten, 
andere gesellschaftliche Realitäten zu verwirklichen. 

Merlin Austen, 2014, 26
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Postkoloniale Theorie bietet die Möglichkeit, alternatives Wissen zu 
produzieren, indem das Undenkbare denkbar und das Unsichtbare 
sichtbar gemacht wird. Dies erfolgt, zumindest zunächst, auf der dis-
kursanalytischen Ebene – Auslöser für die häufige Kritik an postkolo-
nialer Theorie, sie sei »apolitisch« und ein vorwiegend akademischer 
Kampf um Repräsentationsformen in diskursiven, realitätsfernen Räu-
men (vgl. Amelang/Schupp 2002). 

Doch eröffnet Dekonstruktion auch immer die Option auf Rekonstruk-
tion. Denn auf eine Dekonstruktion von Essentialismen, wie es post-
koloniale Kritik tut, folgt auch ein Vakuum, ein Leerraum, welcher für 
die Produktion neuen Wissens, das Sichtbarmachen anderer Pers-
pektiven und für eine Neu-Zusammensetzung genutzt werden kann. 
Und so kann auch »die Transformation von kolonialen (Ohn-)Macht-
konzepten, die das koloniale Subjekt als handlungsunfähiges Objekt 
konstruieren, in (selbst-)ermächtigende Handlungskonzepte« (Heinze 
2015) als eines der zentralen Anliegen postkolonialer Theorie angese-
hen werden. Gleichfalls bietet postkoloniale Kritik die Chance auf eine 
intervenierende Wissenschaftspraxis, die neben das wissenschaftli-
che Erkenntnisinteresse tritt (vgl. ebd.).

Nach der Dekonstruktion ihrer Wohnraumsuche und einer Einordnung 
Geflüchteter nicht nur als Marginalisierte, sondern als passivierte Sub-
alterne, soll an dieser Stelle ein Möglichkeitsraum geschaffen, ein Da-
rüber Hinaus angedacht werden. Im Folgenden wird, anknüpfend an 
die bereits vorgenommene Einbettung der Analyseergebnisse in post-
koloniale Theorie, dieser Möglichkeitsraum anhand von Edward Sojas 
und Homi Bhabhas Auffassungen des Dritten Raumes theoretisch ein-
geführt und somit gleichzeitig eröffnet. 

Die Trialektik der Räumlichkeit
Um die Entstehung des Dritten Raumes nachzuvollziehen und gleich-
zeitig die Verknüpfung mit einer relational denkenden und agierenden 
Stadt- und Raumforschung herzustellen, ist es notwendig, auf den u. 
a. von Henri Lefebvre ausgelösten spatial turn zurückzublicken. In sei-
nem Werk The Production of Space (Erstveröffentlichung in Original-
sprache 1974) dekonstruiert der Marxist und Philosoph Lefebvre die 
damals herrschende Dichotomie zwischen materialistischem Raum 
und soziokultureller Praxis. Für ihn ist Raum kein Container, sondern 
das Produkt konkreter sozialer Praxen, das sich aus drei Dimensionen 
zusammensetzt: Materialität oder räumliche Praxis (espace perçu), Bedeu-
tung oder Repräsentation des Raumes (espace conçu) und gelebter Raum 
der Repräsentationen (espace vécu). In dieser von Lefebvre entworfenen 
Trialektik der Räumlichkeit geht es ihm vor allem um das Ineinander-
wirken der drei Dimensionen, die jeweils durch dialektische Bezie-

hungen miteinander verbunden sind. Die drei Dimensionen sind sich 
gegenseitig konstituierende Momente eines einzigen Prozesses: Dem 
Prozess der Raumproduktion. Die Trialektik verbindet somit mensch-
liche, soziale Praxis mit materiellem Raum; Raum ist gleichzeitig Vor-
aussetzung und Resultat sozialer Praxis (vgl. Lefebvre 1991: 33-46). 

Als Konsequenz dieser neuen Perspektive, die Raum als relationalen 
und sozial produzierten Prozess einstuft, wird dieser »zu einer zentra-
len Analysekategorie, zum Konstruktionsprinzip sozialen Verhaltens, 
zu einer Dimension von Materialität und Erfahrungsnähe sowie zu 
einer wirkungsvollen Repräsentationsstrategie« (Bachmann-Medick 
2011: 42). In Reaktion auf den spatial turn versuchten somit die ver-
schiedenen Wissenschaftsdisziplinen, vor allem aber die Sozial- und 
Kulturwissenschaften, neue Begrifflichkeiten und Methoden zu etab-
lieren, die dieses »Konglomerat von Schichten der Materialität, der 
Ströme, Kommunikationsformen, Multi-Lokalitäten, Bewegungen, so-
zialen Praktiken sowie der diskursiven Konstruktionen, die sich vermi-
schend durchdringen und gegenseitig beeinflussen und somit ein glo-
bales Netzwerk bilden« greifbar und analytisch handhabbar machen 
(Austen 2014: 15). 

Der Dritte Raum 
Auch die Postkolonialisten Edward Soja und Homi Bhabha waren vom 
neuen Raumdenken und der Verwendung von Raum als Analyseka-
tegorie inspiriert und brachten dies in Verbindung mit ihren Untersu-
chungen und Erfahrungen globaler Enträumlichung durch Kolonialis-
mus. Vor allem Lefebvres gelebter 
Raum der Repräsentationen (espace 
vécu) inspirierte dabei den Human-
geographen Soja in seinen postko-
lonialen Forschungen. Im durch den 
spatial turn ausgelösten Aufbrechen 
der bisherigen Dichotomie von ma-
teriellem Raum und sozialer Praxis 
erkannte Soja die Möglichkeit für ei-
nen Dritten Raum der Aushandlung und 
des Widerstandes, den er im Raum der 
Repräsentation (espace vécu) verortet. 
Dieser Dritte Raum ermögliche Alternativen, Gegenräume und Wider-
stand zur dominanten, auferlegten Ordnung, der Marginalisierte aus-
gesetzt sind (vgl. Soja 2007: 68). 

Sojas meta-philosophische Konzeptionierung dieses Dritten Raumes 
ist eine hoffnungsvolle, konstruktive und dynamische: So biete das 
Aufbrechen eines fragmentierten Interaktionsraums und der Dichoto-

»[...] these lived spaces of repre-
sentation are thus the terrain for 
the generation of ‚counterspaces’, 
spaces of resistance to the domi-
nant order arising precisely from 
their subordinate, peripheral or 
marginalized positioning« Soja 2007: 68
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mie des Raumes erst die Möglichkeit dieses konstruktiven Dritten Rau-
mes, welcher der konstanten Dynamik sozialräumlicher Praxis nicht 
nur gerecht wird, sondern die Freiheit strategischer Wahlmöglichkei-
ten mit sich bringt (vgl. Soja 2007: 56ff). Weiterhin verheiße dieser 
dynamische Raum der Möglichkeiten »mit seiner radikalen Offenheit 

neue politische Strategien und 
neue Akteure mit neuen Identi-
täten in einer neuen, globalisier-
ten Welt« (Austen 2014: 17) und 
bietet somit die Möglichkeit der 
Artikulation neuer gesellschaftli-
cher und politischer Diskurse. 

Der Dritte Raum bei Homi 
Bhabha 

Auch für Homi Bhabha, der sich in seinen Arbeiten mit den Prob-
lemen des Kulturenkontakts im Kontext sich überlagernder globaler 
Strukturen auseinandersetzt, bietet die trialektische Raumauffassung 
Lefebvres die Chance auf einen Zwischenraum, ein Darüber Hinaus. 
Die Konzeptionierung des Dritten Raumes leitet Bhabha von seinem 
Konzept der Hybridisierung ab, welches wiederum auf seiner Idee der 
Kulturellen Differenz basiert.

Mit dem Konzept der kulturellen Differenz widerspricht Bhabha der 
Idee der kulturellen Diversität, welche seiner Auffassung nach Kultu-
ren fälschlicherweise als in sich geschlossene und homogene Einhei-
ten definiert und somit die Anerkennung von Differenzen verhindert. 
Die kulturelle Differenz hingegen, eine positiv konnotierte Ko-Existenz 
und Aushandlung von Kulturen, entsteht erst durch Prozesse kultu-
reller Interaktion (vgl. Bhabha 1994: 214ff; Bachmann-Medick 1998: 
22). Als Meta-Ort der Aushandlung, Infragestellung und Existenz die-
ser kulturellen Differenz erschafft Bhabha mit dem Dritten Raum einen 
konstruktiven Ort der Übersetzung, welcher als transitorischer Nicht-
Ort überhaupt erst jene Aushandlungsprozesse ermöglicht. Denn nur, 
indem sie einen zwischen ihnen liegenden Raum der Übersetzung 
einander fremder Inhalte betreten, könnten Kulturen in Verhandlung 
miteinander treten und schlussendlich Hybride*, also Vermischungen 
(und somit das Gegenteil geschlossener, reiner Kulturen) bilden. 
Der Dritte Raum ist somit auch bei Bhabha, ebenso wie bei Edward 
Soja, in hohem Maße konstruktiv und dynamisch. Dabei ist er kein 
physikalisch existenter Raum, sondern auf einer Meta-Ebene angesie-
delt. Als Darüber Hinaus macht er neue Räume für eine politische und 
kulturelle Praxis der Gegenwart verfügbar, indem er marginalisierten 
Gruppen überhaupt erst einen Raum zuspricht und sie somit gleich-
zeitig handlungsfähig macht. Die im Dritten Raum verhandelten Inhal-

»In its broadest sense, Thirdspace is 
a purposefully tentative and flexible 
term that attempts to capture what 
is actually a constantly shifting and 
changing milieu of ideas, events, 
appearances, and meanings« Soja 2007: 2

»Ferner repräsentiert die 
Rede von der kulturellen 
Diversität eine radikale 
Rhetorik der Trennung 
von Kulturen, die als 
Totalität gesehen werden 
und so, nicht besudelt 
von der Intertextualität 
ihrer historischen Orte, in 
der Sicherheit der Utopie 
einer mythischen Erinne-
rung an eine einzigartige 
kollektive Identität ihr 
Leben fristen.« Bhabha

* In der Postmoderne, 
zu der sich auch Bhabha 
zählt, ist das Hybride das 
»unmögliche Dritte«, das 
»darüber Hinausgehende 
(beyond)« und wird durch 
den Fremden, Heimatlo-
sen, in seiner kulturellen 
Zugehörigkeit Gespalte-
nen repräsentiert.
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te sind temporär, dynamisch und performativ (vgl. Bachmann-Medick 
1998: 22). 

Der dritte Raum als Dynamik und Chance
Sowohl Sojas als auch in Bhabhas Konzeptionierung des Dritten 
Raumes brechen mit alten Dichotomien und etablierten sozialen und 
kulturellen Ordnungen, indem sie einen imaginären Raum schaffen, 
in dem Marginalisierte mit Marginalisierenden in Verhandlung treten 
können. Der Dritte Raum ist ein Raum kontingenter Identitäten und 
Differenzen, in dem Marginalisierte ihr Recht einfordern können (vgl. 
Austen 2014: 15). 

Blickt man zurück auf Lefebvres Trialektik des Raumes, so ist der Drit-
te Raum »also sowohl ein Raum, der als gelebter Raum der sozialen 
Praxis aus der Verbindung der materiell-räumlichen und kognitiv-räum-
lichen Dualität hervorgeht, als auch ein allumfassendes Raumkonzept 
aller Räume« (Austen 2014: 23). Und so hat sich in den Kulturwis-
senschaften die Konzeption des Dritten Raumes nicht nur als Raum, 
in dem (koloniale) Macht- und Herrschaftsverhältnisse aufgebrochen 
werden können, etabliert, sondern gleichsam als Ort der Hoffnung, 
als Chance und als »Versuch, ein verändertes, offeneres Verständnis 
von Kultur zu entwickeln« etabliert (Bachmann-Medick 1998: 21). So 
liege die Bedeutung des Dritten Raumes »darin, daß er nahelegt, eige-
ne und fremde Traditionen nicht aufeinanderprallen zu lassen, sondern 
sie vielmehr zur Disposition zu stellen und sie gleichsam zu verflüssi-
gen. Damit wären sie auf kreative Weise weiterzuentwickeln wie auch 
zu verändern« (ebd.: 23f). 

Die Aktivierung des Dritten Raumes 
Seiner Meta-Existenz geschuldet erfordert die Auffassung des Dritten 
Raumes als interkultureller Aushandlungsraum dabei jedoch einen ho-
hen Abstraktionsgrad, wie u. a. Doris Bachmann-Medick kritisiert. Als 
Literaturwissenschaftlerin hebt sie einige Beispiele aus der Literatur 
hervor, in denen der Dritte Raum existiere, zweifelt jedoch an, dass 
in der Realität derartige offene kulturpolitische Räume bestehen (vgl. 
ebd.: 24). In einer Perspektive auf den Dritten Raum als »Medium 
sozialer Interaktion« als kulturpolitische Strategie jedoch findet Bach-
mann-Medick eine Form der Konkretisierung; eine Dynamik, die le-
diglich einer Aktivierung bedürfe. Denn genau in dieser Dynamik liege 
eine Chance auf Kommunikation und Verhandlung, die auch auf die 
Realität übertragbar zu sein scheint (vgl. ebd.: 23). 

Auch Edward Soja forderte dazu auf, die Dynamik eines Dritten Rau-
mes durch eine emanzipatorische Praxis zu aktivieren: »The explorati-

»Die Ungleichzeitigkeit 
globaler und nationaler 
Kulturen öffnet einen 
kulturellen Raum – einen 
Dritten Raum –, in dem 
das Aushandeln unverein-
barer Differenzen eine für 
Grenzexistenzen typische 
Spannung hervorruft.« 
Bhabha 1994: 218, zitiert 
und übersetzt von Bach-
mann-Medick 1998: 22
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on of Thirdspace must be additionally guided by some form of poten-
tially emancipatory praxis, the translation of knowledge into action in 
a conscious – and consciously spatial – effort to improve the world in 
some significant way.« (Soja 2007: 22). 

Die vorliegende Arbeit soll genau dies tun. Sie soll nicht nur ein wis-
senschaftliches Erkenntnisinter-
esse verfolgen, sondern im Sinne 
postkolonialer Kritik durch die Pro-
duktion alternativen Wissens neue 
Handlungs- und Möglichkeitsräu-
me erschließen. Als intervenieren-
de Wissenschaftspraxis soll auf 
das Sichtbarmachen von Proble-
men, Ungleichheiten und Margi-
nalisierungen keine abschließende 
Erkenntnis und kein Fazit, sondern 
die Eröffnung eines Aushand-
lungsraumes folgen und somit der 
emanzipatorische, politische und 
dynamische Charakter des Dritten 

Raumes aufgegriffen werden. Im Kapitel 05, dem Dritten Raum dieser 
Arbeit, wird durch eine in der Realität verorteten und auf empirischen 
Ergebnissen basierenden Montage, die Empirie, Theorie, Materielles 
und Symbolisches neu zusammensetzt, eine alternative Realität ge-
schaffen. 

Und so positioniert sich diese Arbeit selbst als Möglichkeitsraum, in 
dem neue Denk- und Sichtweisen nicht nur aufgezeigt werden, son-
dern ihnen ein Entfaltungsraum gegeben wird. 

»I define thirdspace as an-Other 
way of understanding and acting 
to change the spatiality of human 
life, a distinct mode of critical 
spatial awareness that is approp-
riate to the new scope and signifi-
cance being brought about in the 
rebalanced trialectices of spatia-
lity–historicality–sociality« Soja 2007: 57

Abb. 51 [rechts]: Der dritte Raum zwischen erstem und zweiten Raum

»Für mich ist Hybridität ein Dritter Raum, 
der das Entstehen anderer Positionen 
überhaupt erst ermöglicht.« Bhabha 1994: 211
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Dialogforum Wohnen II

Guten Tag, 
Ich möchte Sie alle ganz herzlich zur Wiederaufnahme des Dialogforums 
Wohnen begrüßen und freue mich, dass Sie so zahlreich erschienen sind. 
Nachdem das Dialogforum eigentlich ausgesetzt wurde und lediglich als 
Postfach und Ansprechstelle fortbestand, ergab sich angesichts der noch im-
mer sehr hohen Zahl an Geflüchteten, die trotz Wohnberechtigung in den 
Unterkünften leben, sowie dem steigenden Druck durch die geschlossenen 
Bürgerverträge, die Unterkünfte zu verkleinern, aus Sicht des Senats doch 
noch einmal die Notwendigkeit, in Form eines mehrmals stattfindenden Di-
alogforums die aktuellen Herausforderungen sowie Koordinationsmöglich-
keiten zu erörtern.

Einige von Ihnen kennen sich ja bereits, trotzdem würde ich Sie um eine 
kurze Vorstellungsrunde bitten.

Johanna Koch
Moderatorin

Abb. 52: Dialogforum Wohnen II [Montage]

Johanna Koch*
Moderator:in Abdul Abbas*

Flüchtlingszentrum

Till Trumph*
Wohnbrücke

Hannah Ullrich*
BASFI

Thomas Eckhardt*
Grundeigentümerverband

Elisabeth Renz*
Einzugs- und Begleitteam

Hanno Zügel*
ZKF / BASFI

Heidrun Book
Stadtforscherin &
Wohnungslotsin

Julia Zweig*
Wohnscouting Berlin

Baykal Rehan*
Hotelangestellte &
Wohnungslotsin

Peter Herrmann* 
fördern & wohnen

*Namen anonymisiert
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Ich bin Hannah Ullrich, tätig in der Abteilung Wohnungslosenhilfe, Unter-
bringung und EU-Zuwanderung in der BASFI. In meinen Zuständigkeits-
bereich fallen unter anderem die bezirklichen Fachstellen für Wohnungsnot-
fälle. 

Mein Name ist Hanno Zügel, ebenfalls von der BASFI, tätig für den Zen-
tralen Koordinierungsstab Flüchtlinge und somit für den Kapazitätsaufbau 
der öffentlich rechtlichen Unterbringung und das Thema Wohnen. Und ich 
hatte die Ehre, die Federführung für das erste Dialogforum Wohnen zu über-
nehmen und diese Vernetzung mit den Beteiligten durchzuführen, das vom 
Netzwerk her ja auch noch besteht und jetzt wiederbelebt wird. Hauptau-
genmerk des ersten Dialogforums waren neben der Vernetzung eben eine 
zentrale Website als Informationsplattform und zentrale Postfächer, auf die 
alle Mitglieder zugreifen können, an die Fragen von allen Seiten, also Ehren-
amtlichen und Vermieter:innen, gestellt werden können. Darüber haben wir 
sehr gute Erfolge erzielt.

Mein Name ist Thomas Eckhardt, ich bin Mitglied der Geschäftsleitung des 
Grundeigentümerverbands Hamburg. Der Grundeigentümerverband ist auf 
der einen Seite eine politische Interessenorganisation der privaten Grundei-
gentümer. Wir bieten vor allem Rechtsberatung und bautechnische Beratung 
an. Daneben sind wir eben politisch tätig und versuchen, die Interessen der 
Privaten, sofern sie sich überhaupt auf einen Nenner bringen lassen, zu er-
kennen und zu vertreten. Wir unterstützen seit Jahren die Wohnbrücke, in-
dem wir bei uns in der Verbandszeitschrift regelmäßig Wohnungsgesuche von 
Geflüchteten veröffentlichen, die eben so ein bisschen beispielhaft aufzählen 
sollen, aus welchen Situationen und aus welchen Umständen die Menschen 
kommen, die dort auf Wohnungssuche sind. Wir versuchen, da zu helfen.

Ich bin Till Triumph, Mitarbeiter der Wohnbrücke, die Wohnungen von Pri-
vatvermieter:innen oder Genossenschaften an Geflüchtete vermittelt. Nach-
dem wir uns in den Anfangsjahren aus Spenden finanzieren konnten, werden 
wir seit Anfang dieses Jahres ausschließlich aus dem Integrationsfonds der 
Bürgerschaft finanziert. Unser System funktioniert sehr gut, jedoch sinken 
die Vermittlungszahlen, da wir immer weniger Wohnungen zur Verfügung 
gestellt bekommen. Im ersten Jahr, bis Ende 2016, waren die Vermittlungen 
sehr hoch weil da auch einfach eine super hohe Bereitschaft von den Vermie-
tenden war. Mittlerweile haben wir lange Wartelisten und versuchen eben 
auch, die Geflüchteten und Ehrenamtlichen für die eigenständige Suche zu 
qualifizieren. 

Till Triumph 
Wohnbrücke Hamburg

Hannah Ullrich
BASFI

Hanno Zügel
BASFI

Thomas Eckhardt 
Grundeigentümer-
verband Hamburg

Elisabeth Renz 
Einzugs- und Begleit-
team, fördern & wohnen

Julia Zweig 
Wohnscouting Berlin

Abdul Abbas 
Migrationsberater

Baykal Rehan
Hotelfachangestellte & 
ehrenamtliche 
Wohnungslotsin

Heidrun Book
Stadtforscherin & 
ehrenamtliche 
Wohnungslotsin

Hallo, ich bin Baykal Rehan und seit 2015 in Deutschland. Ich arbeite in 
einem Hotel und helfe als Ehrenamtliche vielen Freund:innen, die immer 
noch in den Unterkünften wohnen, eine Wohnung zu finden. 

Ich bin Elisabeth Renz vom neu gegründeten Einzugs- und Begleitteam. Ich 
bin Sozialarbeiterin und meine Hauptaufgaben liegen in der Begleitung von 
Geflüchteten zu Besichtigungen, die über die Fachstellen arrangiert wur-
den. Dazu unterstützen wir Mietverhältnisse in der Anfangsphase und sind 
Schnittstelle zwischen den Fachstellen, Unterkünften, Vermieter:innen, dem 
Jobcenter und eben den Geflüchteten, um die Wege zu verkürzen. Momen-
tan liegt unser Hauptaugenmerk darauf, vor allem Geflüchtete aus dem Mitt-
leren Landweg in Wohnungen zu bringen, da hier aufgrund der Bürgerver-
träge ein großer Druck herrscht. 

Hallo in die Runde, ich bin Julia Zweig und arbeite für die Vermittlungsstelle 
Wohnscouting in Berlin. Neben anderen Bereichen machen wir auch Wohn-
raumberatung für Geflüchtete und haben in der Vergangenheit im Bezirk 
Friedrichshain-Kreuzberg mehrere Netzwerkveranstaltungen zum Thema 
Wohnraum für Geflüchtete initiiert und durchgeführt. 

Hallo, ich bin Abdul Abbas und arbeite beim Flüchtlingszentrum hier in 
Hamburg in der Migrationsberatung. Ich selbst komme aus Syrien und bin 
seit 2014 hier in Hamburg. Durch meine Arbeit habe ich viel Erfahrung in 
Bezug auf die Bedarfe und Anliegen von Geflüchteten. 

Guten Tag, mein Name ist Peter Herrmann und ich bin Sozialmanager in 
einer öffentlich-rechtlichen Unterkunft von fördern & wohnen. 

Guten Tag, ich bin Heidrun Book und habe in den letzten sechs Monaten 
im Rahmen meiner Masterthesis am Lehrstuhl Urban Design an der Ha-
fenCity Universität in Hamburg zum Thema Wohnungssuche Geflüchteter 
geforscht. Ich bin außerdem Wohnungslotsin für Geflüchtete, die noch keine 
Wohnung in Hamburg finden konnten. Ich finde es super, dass das Dialogfo-
rum nun neu aufgelegt wurde, denn Wohnen ist so wichtig im Ankommens-
prozess neuer Mitbürger:innen. Nein, eigentlich für uns alle! Wenn es immer 
selbstverständlich war, wirklich wohnen zu können und nicht nur ein Dach 
über dem Kopf zu haben, so wie es das z. B. für mich war, dann unterschätzt 
man schnell, wie viel Einfluss ein echtes Zuhause auf das eigene Wohlbefin-
den hat. Das Gefühl, nach Hause kommen zu können, ist doch irgendwie 
eine Voraussetzung für ein ausgeglichenes Leben und für alles andere: Arbeit, 
Sozialleben, Nachbarschaft, Vernetzung…

Peter Herrmann 
fördern & wohnen
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Vielen Dank! Bevor wir beginnen, würde ich gern darauf hinweisen, dass auf-
grund der kurzfristigen Einberufung einige Institutionen leider keine Vertre-
ter:innen schicken konnten. Vor allem von Seiten der Vermieter:innen fehlt 
uns die SAGA, der vnw und die Wohnungswirtschaft, aber auch die BSW 
konnte so kurzfristig niemanden freistellen. Wir werden in circa sechs Wo-
chen ein zweites Dialogforum stattfinden lassen und werden im Vorhinein 
einen Fragenkatalog sowie eine Liste mit Handlungsoptionen, die wir heute 
erarbeiten, an die eben genannten Institutionen schicken.
Ich würde nun Frau Ullrich als Vertreterin der BASFI bitten, uns einen kur-
zen Einblick in aktuelle Entwicklungen zu geben. 

Wir haben im Moment als wirkliche Herkulesaufgabe, 15.000 wohnberech-
tige Zuwanderer unterzubringen. In gewisser Art und Weise sind wir jetzt 
auch noch durch die Bürgerverträge besonders gefordert, aufgrund derer 
wir gehalten sind, ein bisschen umzustrukturieren wenn ich das mal so sa-
gen darf. Unser Ziel ist aber eben nicht, einfach Leute zu verlegen, sondern 
möglichst dann den Personenkreis, der für eine sogenannte Umsteuerung in 
Betracht kommt, halt auch gleich mit Wohnraum zu versorgen. Und das ist 
ein schwieriges Unterfangen, um das mal so zu sagen. Und da ist Haupt-
punkt natürlich, dass wir innerhalb Hamburgs nicht mehr über besonders 
viel Wohnraum verfügen.
Doch die aktuellen Entwicklungen sind sehr positiv, würde ich sagen. Wir 
haben jetzt gerade eine personelle Verstärkung in nicht uninteressantem Um-
fang in den Fachstellen bekommen, da wurde kräftig aufgestockt, aufgeteilt 
nach der einzelnen Belastung der Bezirke. 
Und dann haben wir jetzt ganz neu seit Mai das sogenannte Einzugs- und 
Begleitteam, das konnte schon sehr viele Haushalte vermitteln und es läuft 
würde ich sagen wirklich gut, oder Frau Renz? 

Ja, wir haben im Mai angefangen und haben nach einer Konzeptions- und 
Sondierungsphase mit der Arbeit begonnen, es gibt wirklich sehr viel zu tun. 
Momentan liegt der Schwerpunkt der Fachstellen deutlich auf der Vermitt-
lung von Wohnraum an Personen aus der örU am Mittleren Landweg. Da 
haben wir einige Wohnungsangebote durch die Kontingente der Fachstellen 
und begleiten die Geflüchteten zu Wohnungsbesichtigungen. 
Wir bieten auch Informationsveranstaltungen und Beratungstermine zu den 
Sprechzeiten an, jedoch haben wir bereits jetzt Wartelisten für die Beratungs-
termine, der Andrang ist wirklich sehr hoch. Und leider gibt es zu wenig 
Wohnungen, in die wir vermitteln können. 

 
Neben dem EBT gibt es als Vermittlungsstelle ja noch die Wohnbrücke der 
Lawaetz Stiftung. Herr Triumph, wie sieht es bei Ihnen aus? 

Hannah Ullrich
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Ich kann Ähnliches berichten, wir bewegen uns auf dem Hamburger Woh-
nungsmarkt, wo es schwierig ist, was zu finden. Und wir konkurrieren quasi 
mit ganz vielen anderen um knappes Gut, und deswegen sind wir immer 
froh, wenn wir Wohnungen bekommen.
Gerade Ein-Personen-Haushalte und Haushalte ab vier Personen müssen 
auch bei uns circa ein Jahr lang auf der Warteliste sein, bis wir sie überhaupt 
zum Erstgespräch einladen können. Und dann haben wir ja noch lange keine 
Wohnung für sie. Es gibt leider nur sehr wenig verfügbare Wohnungen, die 
dann auch noch preislich passen und uns werden auch weniger Wohnungen 
zugespielt als in den vorigen Jahren. Ich glaube, das hat viel mit der gesamt-
gesellschaftlichen Veränderung, also der Perspektive auf das Thema Flucht 
zu tun. Im Jahr 2015 war einfach der Krieg sehr präsent, Leute strandeten 
irgendwie in Hamburg, es gab Notunterkünfte, es gab viel Initiative. Und 
das hat sich halt politisch komplett gewandelt, zum Problem eigentlich nur. 
Heute gibt es überhaupt kein Bewusstsein dafür, dass es 15.000 Menschen 
ohne Unterkunft gibt, die eine eigene Wohnung suchen. Das sind eigentlich 
noch viel mehr als damals. 

Das habe ich auch im Zuge meiner Forschung festgestellt. Niemand weiß 
von diesen 15.000 wohnungslosen Geflüchteten, dazu kommen die Woh-
nungslosen ohne Fluchthintergrund. Und das bei diesen massiven Defizite an 
WA-Wohnungen, also den Wohnungen, die für Wohnungslose reserviert wä-
ren, von denen es aber viel zu wenige gibt. Auch das ist niemandem bewusst, 
da kein öffentliches Interesse besteht. Wenigstens der Mangel an Sozialwoh-
nungen wird ja nun auch in den Medien viel mehr thematisiert, aber eben 
nicht die prekäre Lage der wohnungslosen Geflüchteten. Mir ging es deshalb 
in meiner Arbeit auch vor allem darum, erstmal auf das Problem aufmerksam 
zu machen, eine gewisse Sichtbarkeit zu erzeugen und zu erörtern, wo genau 
Probleme und Herausforderungen in Bezug auf die Integration Geflüchteter 
in den Wohnungsmarkt bestehen. 

 
Es ist ja nicht nur so, dass es generell wenig Sozialwohnungen gibt. Zudem 
laufen auch noch so viele Wohnungen aus der Bindung aus in den nächsten 
Jahren. 

 
Ja, das ist auch Teil des Problems. Der Bindungsausfall wird momentan 
durch Neubau gerade so aufgefangen, allerdings bedeutet das eben auch, dass 
der Sozialwohnungsbestand in den nächsten Jahren nicht wachsen wird und 
sich die Problemlage nur verschlimmert. Und gerade in Bezug auf WA-Woh-
nungsbestand wird eben gar nicht nachgebessert. Ich glaube, im letzten Jahr 
wurden nur sechs WA-Wohnungen neu gebaut. 
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Ja, das ist uns auch bewusst. Wir haben ein Problem, an WA-Kontingente zu 
kommen. Wir haben mit verschiedensten Wohnungsunternehmen und Ge-
nossenschaften sogenannte Kooperationsverträge, die haben sich uns gegen-
über verpflichtet, in einem gewissen Umfang Wohnraum für dieses Klientel 
in besonderer Weise zur Verfügung zu stellen. Das reicht aber natürlich nicht 
aus. Wir haben jetzt glaube ich 12 oder 15 Kooperationsverträge, da muss 
ich lügen, es sind gerade wieder welche dazu gekommen, aber so ungefähr 
in dem Bereich. 

Das habe ich auch untersucht. Das Kontingent beläuft sich leider gerade mal 
auf 1.170 Wohnungen, die pro Jahr zur Vermittlung an vordringlich Woh-
nungssuchende zur Verfügung stehen. Frappierend finde ich dabei, dass diese 
Kontingente einzig und allein von der SAGA und den Genossenschaften ge-
stemmt werden. Kein einziges privatwirtschaftliches Unternehmen hat sich 
zu einem Kooperationsvertrag verpflichtet. Die Wohnungswirtschaft fühlt 
sich einfach nicht dafür verantwortlich, denjenigen Wohnraum zur Verfü-
gung zu stellen, die ihn am dringendsten brauchen. 

Damit diese Menschen schnell versorgt werden, gibt es ja unser Fachstellen-
konzept. Beziehungsweise zuerst muss der Geflüchtete zur Orientierungsbe-
ratung bei fördern & wohnen, die dann sagen 'Du Bewohner melde dich bei 
der Fachstelle, hol dir so einen Schein, weil viele Wohnungen, die angeboten 
werden, da kommst du nur mit diesem Schein rein'. Das muss man ja erstmal 
wissen. Aber dann hat er irgendwann mal den Schein, das ist erstmal die-
ses Grundprinzip, und dann kann die Fachstelle vermitteln. Und jeder kann 
dann zur Fachstelle und dort bekommt er auch ein, wie heißt das noch, ein 
Einstufungsgespräch. Das ist ja sogar individuell auf die persönliche Lage des 
Geflüchteten zugeschnitten, und das bekommt er ja von den Hauptberufli-
chen in der Fachstelle nach unserem Fachstellenkonzept. 

Also meiner Erfahrung nach besteht gar kein besonders großer Mangel an 
Informationen bei den Geflüchteten, das Problem ist ein Mangel an Woh-
nungen, die verfügbar sind.

Ich denke auch, dass die meisten Geflüchteten wissen, wie sie eine Wohnung 
suchen müssen und welche Dokumente sie brauchen. Viele wissen was ist das 
rote Zettel, also Dringlichkeitsbestätigung. Wir nennen das rote Zettel. Dass 
sie das brauchen damit ich eine Wohnung bekomme. Und wenn sie nicht 
wissen was das ist, sie fragen sich untereinander, sie sammeln Informationen 
auf jeden Fall. Und ja, die Sucher lernen die Sachen wirklich sehr schnell 
würde ich sagen. Sie fragen und so, Informationen sammeln. Aber das Prob-
lem ist: Den roten Zettel haben alle und alle wollen eine Wohnung. 

Ich finde wer ist besser als die Leute, die haben bisher gar nicht Wohnung. 
Das ist das, was ich kann gar nicht verstehen. Wenn wir z. B. in die Schlange 
warten und so alle diese anderen Leute da sind. Ich kann verstehen, dass sie 
eine Wohnung haben wollen, entweder große Wohnung wollen oder sie wol-
len zusammen wohnen. Aber die Leute, die haben bis jetzt gar nicht Woh-
nung. Sie an erste Stelle sollen sein.

Ja, die Konkurrenz ist einfach wahnsinnig groß auf dem Wohnungsmarkt, 
vor allem im bezahlbaren Segment. Im Endeffekt kehren wir ja immer zum 
gleichen Problem zurück, es gibt einfach keine Wohnungen. Das ist wie ein 
Kampf gegen Goliath.

Also, das Problem ist, dass die Wohnung ein privater Markt ist. Also das 
bedeutet, dass der Staat, oder die Stadt Hamburg, für sich selbst Wohnungen 
aufbauen sollte, und sie vermieten und so. Das ist ein bisschen schwer, oder? 
Ich würde sagen schwer. 

Natürlich, das ist in einem Stadtstaat dann die nächste Problematik, dass 
natürlich die Wohnungen vorhanden sein müssen. Dafür gibt es hier ja das 
Bündnis für Wohnen, genau. Das ist natürlich, dass solche Wohnungen auch 
gebaut werden und dann haben wir diese Kooperationsvereinbarungen. Aber 
das sind nicht wir, das ist die BSW, das ist ja ein anderes Prinzip. Die machen 
Kooperationsverträge, aber sie bauen ja vorher auch über die Förderungs-
möglichkeiten Sozialwohnungen in größerem Stile und müssen nachweisen, 
je nach Bindungsart, dass diese Sozialwohnungen auch an Wohnberechtigte, 
deshalb ja mit einem diesbezüglichen Schein, vermietet werden. Das muss 
die BSW ja dann auch nachhalten und steuern. 

Aber dieser Wohnraum über die Kontingente reicht ja eben nicht aus. Es 
muss mehr sozialer Wohnraum zur Verfügung gestellt und vor allem mehr 
Wohnraum jetzt und heute mit Belegungsbindungen versehen werden. Auch 
wenn neu gebaut wird: Der Mangel herrscht jetzt. 

Also wenn ich mich recht entsinne werden schon sehr viel mehr Wohnungen 
für diese Bedarfsgruppe gebaut.

Genau, wir haben mittlerweile auch unsere AöR ertüchtigt, selber Wohnun-
gen bauen zu können, also f & w soll pro Jahr 200 WA-Wohnungen bauen. 
Das läuft an – das ist noch nicht so lange – aber das läuft an, und dann hoffen 
wir halt, auch darüber noch wieder ein bisschen decken zu können.
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200 WA-Wohnungen pro Jahr? Wir reden von 15.000 wohnungslosen Ge-
flüchteten! 

Ich denke, die Wohnbautätigkeiten und Wohnungspolitik sollten wir im 
zweiten Dialogforum besprechen, wenn auch Vertreter:innen der BSW, der 
SAGA und des Bündnisses für Wohnen anwesend sind. Ich werde einen Ka-
talog mit Fragen an diese Institutionen führen und im Vorhinein versenden, 
ebenso wie Themen, die wir hier heute festhalten und mit in die nächste 
Sitzung nehmen wollen. 

Das finde ich eine sehr gute Idee.

Ich auch. Dann könnten wir beispielsweise als Tagesordnungspunkt die Ent-
wicklung nachhaltiger Lösungen erstens für die Bereitstellung von sozialem 
Wohnraum jetzt und zweitens für die Zukunft festhalten.

In Ordnung, ich denke das ist sowieso ein Kernthema. 

Wie sieht es denn hier in Hamburg mit Instrumenten und Förderungen zur 
Akquise von sozialem Wohnraum aus? Wenn man an aktuelle Bedarfe denkt, 
geht es ja hauptsächlich darum, Wohnraum zu Sozialwohnraum zu machen, 
denn Neubau wird noch Jahre dauern. Wie könnte man jetzt und heute mehr 
private Unternehmen dazu animieren, Wohnungen aus ihrem Bestand mit 
Belegungsbindungen zu versehen? 

Genau, wir haben da ein paar tolle Instrumente um Bestand zu akquirieren, 
wir haben uns 2012 ein Gesetz gegeben, dass derjenige, der dann eben Sozial-
wohnungsbau hier durchführen will, der hat die Chance, zu einem gedeckel-
ten Quadratmeterpreis von 600 Euro hier Flächen zu kaufen. Die können 
einen wesentlich höheren Verkehrswert haben, aber weil wir als Stadt eben 
solchen Wohnraum brauchen, geben wir diesem Träger mit dieser Maßgabe 
das Grundstück für ein ganz spezielles Projekt mit 100 Prozent WA-gebunde-
nem Wohnraum zu diesem gedeckelten, subventionierten Preis.

Das finde ich auch ein spannendes Instrument. Meiner Information nach 
wird es nur leider kaum genutzt, vielleicht ist es einfach nicht bekannt? 
Es gibt doch von der IFB auch einen Zuschuss von zwei Euro pro qm Wohn-
fläche monatlich für die Laufzeit der Mietdauer, wenn Wohnraum für vor-
dringlich Wohnungssuchende bereitgestellt wird, oder? 

Ja, ja, ja, es gibt eine Förderrichtlinie, ganz genau. Das sind BSW-Förder-
richtlinien. 

Ich glaube, es gibt da auch noch weitere Zuschüsse, die den Ankauf von 
Belegungsbindungen fördern. Wobei ich auch finde, dass es gar keiner För-
dermittel bedürfen sollte, um die Privatwirtschaft zu animieren... 

Vielleicht könnte man diesbezüglich eine Informationsveranstaltung für Pri-
vateigentümer:innen machen? Könnten Sie sich vorstellen, dass dies sinnvoll 
wäre Herr Eckhardt? 

Also ich kann hier nur für Kleineigentümer:innen sprechen. Und meiner Er-
fahrung nach ist das Interesse der Privaten, sich in diese Vermietungssituation 
zu begeben, begrenzt, sagen wir mal vorsichtig. In Hamburg ist es eben zur 
Zeit so, dass jede:r Private seine Wohnung in nahezu jeder Lage im Zweifel 
auch ganz normal vermieten kann. Ich sehe da also kaum Entwicklungspo-
tentiale. Vermieter zu animieren, ihre Wohnungen zur Belegungsbindung 
freizugeben, das ist das Bohren ganz dicker Bretter. Bezüglich der Förder-
richtlinien können wir gern etwas in unserer Verbandszeitschrift veröffentli-
chen oder eine Anzeige für eine Informationsveranstaltung schalten. Unserer 
Erfahrung nach ist das Interesse an derartigen Veranstaltungen jedoch nicht 
sehr groß.

Wie sieht es denn mit den lokalen Bündnissen aus, die Sie erwähnt hatten, 
Herr Zügel? Ich denke, dass Verbände und Bündnisse eine Plattform sind, 
auf der man aufbauen kann. Bestehende Kommunikationsprozesse sind im-
mer von Vorteil, gerade in Krisensituationen. 

Das klingt nach einem guten Ansatzpunkt. Meiner Ansicht nach fehlen je-
doch in den Bündnissen einige wichtige Akteure, wie z. B Sozialverbände. 
Aber ja, die Bündnisse sind eine wichtige Anlaufstelle. Frau Koch, auch von 
den Bündnispartner:innen werden in der nächsten Sitzung einige anwesend 
sein, oder? Vielleicht wäre es möglich, noch einmal anzustoßen, über die 
Zielsetzungen nachzudenken und vor allem das Thema der Versorgung Woh-
nungsloser mehr in den Fokus zu nehmen. Im Bündnis sind ja wirklich sehr 
starke Akteur:innen vereint. 

Ja, nach derzeitigem Informationsstand werden z. B. Vertreter:innen der 
SAGA; des vnw und der Vonovia kommen. Ich nehme diesen Punkt gern 
mit auf. 
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Ich hätte da noch einen etwas kontroversen Vorschlag: Was halten Sie davon, 
gewisse Kontingente an Wohnraum für wohnungslose Geflüchtete zu reser-
vieren? 

Also, ein geschütztes Wohnsegment für Geflüchtete halte ich politisch für 
nicht durchsetzbar.

Das halte ich auch für potenziell sehr konfliktiv. Wir als Wohnbrücke, die 
momentan noch aus öffentlichen Geldern finanziert wird, merken das ja 
schon. Für die Behörde ist es auf jeden Fall schwer zu rechtfertigen, dass sie 
spezifisch für die Geflüchteten ein Projekt finanziert oder so viel Geld zur 
Verfügung stellt, anstatt das Projekt generell für alle Menschen zu öffnen, die 
wohnungslos sind. 

Ich denke auch, dass im Prinzip die ganzen anderen, die eine Wohnung su-
chen und brauchen und in Notlagen stecken, ja dadurch nicht weniger ge-
worden sind. Einige unserer Mitglieder sagen auch: Was ist denn mit den 
Menschen, die aus Deutschland kommen, in Deutschland in Not geraten 
sind und auch Probleme haben am Wohnungsmarkt? Was ist mit Frauen, 
die aus Frauenhäusern kommen und auf dem Wohnungsmarkt wieder was 
suchen? Was ist mit Alleinerziehenden? So, die Nachfrage kommt aus ganz 
vielen verschiedenen Richtungen. 

Ich denke, auch dies könnte mit dem generellen Stimmungswechsel, den ich 
vorhin bereits erwähnt hatte, in Verbindung gebracht werden. Es stellen ja 
auch immer weniger private Eigentümer Wohnungen zur Verfügung. Und 
ich hab auch das Gefühl, dass schon noch einige da sind, die vielleicht selber 
wohlhabender sind und immer mal situativ gucken, wo sie sich jetzt engagie-
ren in welchem Bereich. Das merken wir z. B. was die Finanzierung angeht, 
dass bestimmte Stiftungen sagen 'Ok, Summer of Migration war das Thema, 
da haben wir auch Gelder reingegeben und jetzt ändert sich das. Jetzt gehen 
wir wieder in eine andere Richtung'.

Ich würde aber gern noch einmal auf die Suche nach Instrumenten zurück-
kommen bzw. Motivationen für Eigentümer:innen, ihre Wohnungen zur 
Verfügung zu stellen. Was bei uns sehr gut angekommen ist, war ein Ext-
ra-Absicherung, die wir am Anfang über die Stiftung anbieten konnten. Ich 
glaube das war schon auch zum Teil ein überzeugendes Argument für die 
Vermieter:innen. Jedoch bin ich nicht sicher, inwiefern die Stadt solche Miet-
sicherheiten finanzieren könnte… 

Ja gut, ein bisschen zusätzliche Mietsicherheit ist ja nicht der Rede wert. 
In einem wirklichen Schadensfall bringt das wirklich nicht so viel. Zudem 
schätze ich das Risiko bei der Flüchtlingsunterbringung nicht anders als bei 
der normalen Vermietung an ganz normale Mitbürger ein. Ich denke wirk-
lich, diese Absicherung ist kein besonders ausschlaggebendes Argument.
Das viel größere Problem ist ja die Unzuverlässigkeit des Jobcenters. Miet-
zahlungsausfälle zu verhindern fände ich um einiges relevanter als eine Miet-
sicherheit im Schadensfall.

Ja, da haben Sie ein bisschen Recht. Die Probleme fängt an, wenn du irgend-
wie Probleme mit dem Jobcenter hast. Sie wollen immer viele Papiere und 
manchmal ist es sehr kompliziert. Die erste Sache, die es macht, ist keine 
Geld zu deinem Vermieter zu kommen. Und das bedeutet, er hat keine Geld 
für die Wohnung. 

Wie sieht es denn mit einer Ansprechstelle für private Vermieter:innen auch 
während des Mietverhältnisses aus? Also keine finanzielle Absicherung, son-
dern eine strukturelle? Dort könnten z. B. auch Probleme mit dem Jobcenter 
auf dem kurzen Weg geklärt werden. 

Aber die gibt es doch schon durch die Wohnbrücke. 

Und wie wäre es, wenn man das Prinzip der Wohnbrücke institutionalisieren 
würde? Ich meine die Idee ist doch super, sie erreicht eben nur nicht genug 
Vermieter:innen.

Ich glaube nicht, dass das so sinnvoll wäre. An der Wohnbrücke ist schon 
so ein bisschen das Besondere, dass man als Intermediär zwischen allen Ak-
teur:innen steht. Und ich kann mir schon vorstellen, dass das Vertrauen in 
uns ein bisschen höher ist. Es ist einfach so, dass wir ein kleineres Team und 
somit flexibler sind, um auf die individuellen Bedürfnisse oder die Situatio-
nen, in denen Vermieter:innen stecken, einzugehen. Und das funktioniert 
bei den Behörden nicht so gut. Deswegen läuft das schon und würde sich 
vielleicht ändern, wenn man es an die Stadt übergeben würde. 

Ich glaube auch die Wohnbrücke hat schon eine gewisse Berechtigung, weil 
sie eben tatsächlich nochmal gezielt die privaten Kleineigentümer:innen an-
spricht. Und das ja auch mit einigem Erfolg eigentlich getan hat in der Ver-
gangenheit und wie gesagt, bei den behördlichen Stellen ist es dann so, die 
werden im Zweifel bei der SAGA untergebracht. Die werden vielleicht noch 
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ein paar Kontakte zu einzelnen Genossenschaften haben, aber die werden 
Kontakt zu den Privaten nicht suchen. D. h., das Potential, das die Privaten 
als Wohnungsgeber theoretisch bieten, wird dann im Zweifel auch nicht aus-
genutzt.

Also ich finde ihren Vorschlag ist wirklich sehr ratsam Frau Book, auf jeden 
Fall. Eine Vermittlungsstelle vom Staat bzw. vom Staat bezahlt könnte doch 
sicher hilfreich sein.

Finden Sie, die Stadt sollte diese Stelle anbieten oder würde es mehr Sinn 
machen, wenn es z. B. ein Zentrum gäbe, dass nicht von der Stadt betrieben 
wird wie z. B. das Flüchtlingszentrum, nur eben als Wohnungsvermittlungs-
stelle?

Ja, genau so, viele Beratungsstellen sind neutral, aber das braucht auf jeden 
Fall finanzielle Unterstützung vom Staat.

Ich denke das ist in erster Linie Behördenaufgabe. Das ist nun mal in die-
sem Staat so, dass die zuständigen Behörden sich darum kümmern müssen. 
Bei wem sie die Menschen dann unterbringen, ob nun bei privaten oder in 
öffentlichen Einrichtungen oder in öffentlichen Wohnungsunternehmen wie 
der SAGA beispielsweise, das muss man dann immer sehen, wie auch das 
Wohnraumangebot dann ist. 

Wir haben ja auch seit Mai dieses Jahres unser Einzugs- und Begleitteam, 
dass sich als Schnittstelle genau um diese Belange kümmert, die an anderer 
Stelle von der Wohnbrücke übernommen werden. 

Ich glaube auch, dass das EBT ein guter Ansatz ist, der weiter ausgebaut 
werden könnte und müsste. Wie Frau Renz berichtet hat, sind sie personell 
bereits jetzt, einige Monate nach Arbeitsbeginn, überlastet. Hier wäre es also 
meiner Ansicht nach dringend nötig, aufzustocken. Und dann haben wir 
immer noch das Problem, dass es keine zu vermittelnden Wohnungen gibt, 
das heißt es bedarf einer Akquisestelle oder eben einer stärkeren BSW, die 
tatsächlich auch von der Privatwirtschaft Wohnungskontingente einfordert. 
Zudem bin ich mir nicht sicher, wie bekannt das EBT abseits der Fachstellen 
und fördern & wohnen ist? 

 Ich würde gern einen Vorschlag einbringen, und zwar einen intersektionalen 
Ansatz. Aus meiner Sicht macht es am meisten Sinn, eine zentrale Akquise-
stelle auf Senatsebene zu etablieren, die Anlaufstelle für Wohnungsunterneh-
men ist. Die Betreuung, wie sie über die Wohnbrücke für Privatvermieter:in-
nen angeboten wird, ist doch für große Unternehmen gar nicht notwendig, 
oder? Die Wohnungen werden dann an die bezirklichen Fachstellen weiter-
gegeben, die diese in ihren Pool aufnehmen. Die Vermittlung dieser Woh-
nungen jedoch würde ich über die Stellen laufen lassen, die die Menschen 
am besten kennen, also das Sozialmanagement der Unterkünfte und nicht 
die Fachstellen-Listen. 

Ja, das würde auch aus unserer Perspektive Sinn machen. Manchmal ist z.B. 
die Auswahl der Fachstellen für verfügbare Wohnungen nicht ganz nachvoll-
ziehbar, wenn wir die Haushalte anschauen, die Wohnungen angeboten be-
kommen.

Die Idee eines Kaskadensystems wie von Frau Zweig vorgeschlagen finde ich 
super. Auf der einen Seite kann ich mir vorstellen, dass der Senat mehr Druck 
auf die Wohnungsunternehmen ausüben kann – und müsste – als die BSW 
und somit mehr Wohnraum anhand gegeben wird. Die Verwaltung der Woh-
nungspools durch die Fachstellen ist ebenfalls sinnvoll, denn diese haben ein-
fach am meisten Erfahrung und geben zudem Dringlichkeitsbestätigungen 
und Wohnungsgenehmigungen aus, der Dienstweg zum Jobcenter sowie zu 
fördern & wohnen ist kurz. Das EBT dient, wie bereits jetzt, als Schnittstel-
le zwischen den Fachstellen, den Vermieter:innen, fördern & wohnen und 
Geflüchteten. Indem das EBT die Geflüchteten z. B. in der Aufnahme eines 
Mietvertrags und den Umzugsmodalitäten begleitet, wird das Sozialmanage-
ment der Unterkünfte entlastet und somit bleiben mehr Kapazitäten für die 
Auswahl der Haushalte, die in Wohnungen umziehen können. 
Die Wohnbrücke bleibt weiterhin als Anlauf- und Vermittlungsstelle für 
Wohnraum aus der Hand von Kleineigentümer:innen bestehen. 

Wichtig wäre noch, dass das System transparent und möglichst effizient, also 
simpel funktioniert, sodass alle Beteiligten wissen, wer für was zuständig ist. 

Das sind schon sehr große Umbrüche, ich bin da etwas skeptisch. Wir haben 
ja auch das Fachstellenkonzept, das eigentlich gut funktioniert. Aber sie ha-
ben Recht, die verschiedenen Stellen könnten durchaus noch mehr kooperie-
ren und die Wege kürzer und dichter sein. 
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Ich halte diese neu aufgekommenen Ideen im Protokoll fest und würde vor-
schlagen, dass wir nach dieser Sitzung eine Arbeitsgruppe bilden, die bis zur 
nächsten Sitzung damit beauftragt ist, dieses Kaskadensystem auszuloten und 
an involvierte Akteur:innen heranzutreten.
Gibt es noch weitere Ideen in der Runde? 

Ich würde noch gern sagen, dass es manchmal nicht passt, wenn man eine 
Wohnung findet mit den Quadratmetern und dem Preis. Ich helfe der Fami-
lie einer Freundin, sie haben vier Kinder. Neulich hatten wir eine Wohnung 
angeboten bekommen, die drei Zimmer hatte, eine für Eltern und zwei für 
Kinder, dachten wir besser als Unterkunft. Und der Preis war ok, aber die 
Amt hat gesagt ist zu klein.

Ja, es ist wirklich ein Problem wenn man vier oder mehr Kinder hat.

Gäbe es nicht die Möglichkeit, einfach pauschale Mietobergrenzen zu de-
finieren, anstatt diese an Wohnungsgrößen zu koppeln? Diese ganzen Nor-
men und Regularien sind wirklich so veraltet und führen ja auch in anderen 
Bereichen zu großen Problemen. Adäquaten Wohnraum scheint es nur für 
3 bis 4-Personen-Haushalte zu geben und danach ist auch die Förderung 
ausgerichtet. 

Durch die Dringlichkeitsbestätigung haben die Fachstellen da ja schon 
Handlungsspielraum, da darf eine Miete auch mal zehn, zwanzig Prozent 
über den Angemessenheitsgrenzen liegen. 

Und wenn man Angemessenheitsgrenzen pauschal und nicht nach Wohnflä-
che oder Mietpreis pro Quadratmeter definieren würde? Dann wäre es mög-
lich, kleinere Wohnungen mit höherem Quadratmeterpreis anzumieten. Ich 
kann mir vorstellen, dass dies vor allem für größere Haushalte interessant sein 
könnte, in denen sich zum Beispiel Kinder noch Zimmer teilen. 

So wie die Familie meiner Freundin, die Kinder haben kein Problem die 
Zimmer zu teilen.

Wenn man bedenkt, dass für die Geflüchteten in den Unterkünften, egal ob 
in einer WG oder einem geteilten Zimmer, 590 Euro an fördern & wohnen 
gezahlt werden, könnte eine pauschale Maximalmiete pro Person doch eine 
gute Alternative sein...

Man müsste diese pauschalen Maximalmieten natürlich auch auf alle ande-
ren Haushalte, die Sozialhilfe empfangen, anwenden. Sonst bekommen wir 
Schwierigkeiten mit Konkurrenzen unter den Wohnungslosen. 
Ansonsten gibt es einfach viel zu wenig große Wohnungen und gerade für 
noch größere, sagen wir sieben- bis achtköpfige Familien ist das ein enormes 
Problem. Da könnte man auch nochmal überlegen, wie man es schafft, alte 
Leute dazu zu bewegen, große Wohnungen zu verlassen, die sie nicht mehr 
brauchen. 

Ich glaube viele alte Menschen wollen gar nicht mehr in ihren Wohnungen 
wohnen, die zu groß sind. Vielleicht könnte man ihnen eine kleinere Woh-
nung anbieten, eine günstige Wohnung, und dann ziehen sie um? 

Soweit ich weiß, gibt es so eine Art Tauschbörse in Wien schon. Das tauschen 
mit Geflüchteten, die noch in örUs wohnen, wäre natürlich schwierig, aber 
wenn es eine Sonderregelung gäbe, dass z .B. Wohnungen aus dem Pool der 
Fachstellen den Menschen zugänglich sind, die bereit sind, große und günsti-
ge Wohnungen dafür einzutauschen, wäre das doch eine Option? 

Ich habe noch einen anderen Vorschlag, den ich gern einbringen würde. Ich 
kenne ein paar Familien, die würden auch gerne auf ’s Land ziehen. Aber sie 
dürfen nicht wegen der Wohnsitzauflage. Es gibt vielleicht eine gute Lösung, 
dass man kann im Umgebung von 100 km z. B. in Dorfen oder in Städten 
umziehen, wenn man eine Wohnung findet. Z. B. wenn eine Familie in Spor-
tallee 70 ist und sie hat eine Wohnung in Pinneberg gefunden oder in einem 
Dorf in Süden von Schleswig-Holstein oder nördlich von Niedersachsen, 
dass diese Familie auch dort umziehen kann. Ja, muss ein bisschen flexibler 
sein würde ich sagen. Nicht wenn man nach Köln oder nach Duisburg um-
ziehen möchte, nein, einfach nur hier ein Dorf, ein paar Kilometer entfernt 
von Hamburg, also das sollte ein bisschen auch Ermessensentscheidung sein 
ehrlich gesagt. Also in einem bestimmten Rahmen würde ich sagen.

Also früher, als ich in dem Heim gewohnt habe, dachte ich, wenn ich keine 
Wohnung finde, dann vielleicht ziehe ich raus oder so. Aber das hab ich auch 
ausgeschlossen, weil Hamburg eine aufgeschlossene Stadt ist. Und du siehst, 
die Situation momentan in Deutschland ist nicht so... die Stimmung ist nicht 
so toll.

Ich bin da zwiegespalten. Einerseits bin ich stark dafür, die Wohnsitzauflage 
abzuschaffen, denn sie schränkt einfach die Bewegungsfreiheit des Indivi-
duums ein. Auf der anderen Seite sehe ich auch die Gefahr, eine räumliche 
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Dezentralisierung zu idealisieren. Ich hab da große Bedenken. Auf dem Land 
ist man ohne Auto einfach immobil, Bahn- und Busverbindungen sind oft 
schlecht, ebenso die Nahversorgung und Schulen. Dazu kommt, wie Frau 
Rehan erwähnt hat, dass ausländerfeindliche Vorbehalte in der Provinz – lei-
der – noch immer stärker verbreitet sind als in den Städten. 

Aber wenn man gerne in ein Dorf ziehen möchte? Ich denke, das sollte selbst 
entschieden werden, oder? 

Ich verstehe ihre Bedenken sehr gut Frau Zweig, aber hier spricht ja auch nie-
mand von strategischer Dezentralisierung, sondern lediglich von der Option 
der Bewegungs- und Wohnfreiheit. Meiner Ansicht nach könnte es vor allem 
in den Stadtstaaten Sinn machen, die Wohnsitzauflage zu lockern, oder? 

Das nehme ich gern noch in den Fragenkatalog auf und trage es an den Senat 
weiter, der ja schlussendlich darüber entscheiden muss. 

Ansonsten war das wirklich sehr viel Input für heute, ich danke ihnen allen 
für die fruchtbare Diskussion und denke, dass wir langsam zum Ende kom-
men sollten. Ich werde Ihnen das Protokoll sowie die erarbeiteten Zielset-
zungen für zukünftige Integration Geflüchteter in den Wohnungsmarkt im 
Laufe der nächsten Woche zukommen lassen. Des weiteren werde ich einen 
Fragenkatalog aus den offenen Thematiken zusammenstellen, die sich wäh-
rend unserer Diskussion ergeben haben und ihn an die wohnungsgebenden 
Institutionen, die BSW und den Senat versenden, damit das nächste Treffen 
auf diesem aufbauen kann. 

Wenn ich noch eine letzte Sache als Tagesordnungspunkt für die nächste Sit-
zung einbringen dürfte: Ich habe überlegt, dass es ein Organ geben sollte, 
das die Entwicklungen in den nächsten Monaten und Jahren begleitet und 
sozusagen die Umsetzung der Ergebnisse dieses Dialogforums überprüft. 
Nach meinem Gefühl wurde einfach schon so viel beschlossen in den letzten 
Jahren… 

Das werde ich aufnehmen, vielen Dank für die Anregung Frau Book. Die 
nächste Sitzung ist in sechs Wochen anberaumt, das wäre dann KW 50 oder 
51. Das genaue Datum lasse ich ihnen schnellstmöglich zukommen. 

Dann wünsche ich ihnen allen eine produktive Zeit und zunächst einmal 
einen schönen Feierabend. Vielen Dank. 
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Protokoll 
1. Sitzung des Dialogforum Wohnen II  

04. November 2019, 16:30 Uhr bis 18:00 Uhr 

Behörde für Arbeit, Familie, Soziales und Integration  

Hamburger Straße 47 

 
 
 
 
 
TOP 1​ (16:30) Begrüßung durch Moderation 
TOP 2​ (16:40) Umgang mit Ergebnissen der Sitzung sowie Vorbereitung auf kommende Sitzung 
TOP 3​ (16:45) Aktuelle Lage, Bericht Hannah Ullrich  
TOP 4​ (folgend) Diskussion von Handlungsoptionen  
TOP 5​ (17:45) Abschluss  
 

Ende​ (ca. 18:00)  

1 

TOP 1: Begrüßung 
Die Moderatorin Frau Koch eröffnet die 1. Sitzung des Dialogforums Wohnen II mit der Begrüßung 

aller Gäste.  

 

TOP 2: Umgang mit Ergebnissen der Sitzung sowie Vorbereitung auf kommende Sitzung 
Frau Koch erläutert das Ziel der Veranstaltung, in Vorbereitung der nächsten Sitzung, zu der 

sowohl wohnungspolitische Vertreter:innen der Parteien, die BSW als auch wohnungsgebende 

Institutionen (z. B. die SAGA und VONOVIA) bzw. Vertretungen (z. B. der vnw) geladen sind, 

einen Fragenkatalog zu erarbeiten, der vorab als Diskussionsgrundlage an die mit der in die 

Bereitstellung von Wohnraum involvierten Institutionen versendet werden soll. Ebenfalls sollen 

während der Sitzung Tagesordnungspunkte für die kommende Sitzung gesammelt und 

gemeinsam mit Kernergebnissen festgehalten und weitergetragen werden.  

 

TOP 3: Aktuelle Lage, Bericht Hannah Ullrich 
Die Vertreterin der Abteilung Wohnungslosenhilfe, Unterbringung und EU-Zuwanderung der 

BASFI, Hannah Ullrich, erläutert die aktuelle Aufgabe, 15.000 wohnberechtigte Geflüchtete in den 

Wohnungsmarkt zu integrieren und damit verbundene Herausforderungen. Sie betont den Druck 

durch die geschlossenen Bürgerverträge, die öffentlichen Unterkünfte zu verkleinern. Positiv 

bewertet wird die Aufstockung des Fachstellenpersonals sowie das neue Einzugs- und 

Begleitteam, das im Mai die Arbeit aufgenommen hat. In diesem Zusammenhang merkt Frau 

Renz, Mitarbeiterin des EBT, an, dass dieses bereits viele Vermittlungen begleiten konnte, jedoch 

bereits jetzt überlastet ist. Zudem macht sie darauf aufmerksam, dass es zu wenig Wohnungen 

gäbe, die zur Vermittlung bereit stünden. 

 

TOP 4 Diskussion von Handlungsoptionen  
Alle Gäste betonen die massive Wohnungsknappheit im öffentlich geförderten und somit für den 

Großteil der Geflüchteten relevanten Segment.  

 

Bezüglich des akuten Wohnungsmangels werden folgende Handlungsoptionen angedacht und 

eine weitere Diskussion in der kommenden Sitzung veranschlagt.  

 

1. Diskussion von Instrumenten zur Erweiterung WA-Wohnungsbestand  

2. Ankurbelung des Aufkaufs von Belegungsbindungen (Sozialwohnungen und 

WA-Wohnungen): Förderungen durch die IFB bei privaten Kleineigentümer:innen und 

Wohnungsunternehmen stärker bewerben. In Frage kommen hier 

Informationsveranstaltungen der Verbände sowie Publikationen in den jeweiligen 

Verbandszeitschriften.  

3. Initiierung verbindlicher Kooperationen zur Bereitstellung von WA-Wohnraum mit 

privatwirtschaftlichen Wohnungsunternehmen 

4. Überprüfung der Umsetzung des Senatsbeschlusses aus der Drucksache 21/2905 über die 

Anzahl an WA-Wohnungsneubau sowie Sozialwohnungsneubau  

5. Aufstockung des Neubaus WA-gebundener Wohnungen auf einen Satz, der den 

zukünftigen Ausfall deckt und den Bestand steigert 

6. Bündnis für Wohnen: Es wurde angedacht, dieses um Sozialverbände zu erweitern sowie 

die Zielsetzungen hinsichtlich der Produktion von sozialem Wohnraum zu überarbeiten  

 

Betont wird zudem, dass es heute hauptsächlich darum gehe, bestehenden Wohnraum zu 

akquirieren, da der Bedarf aktuell sehr hoch ist und Neubau mehrere Jahre dauert. Die Option, ein 

2 
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geschütztes Marktsegment für Geflüchtete vorzuhalten, wurde aus Sorge vor 
Ungerechtigkeitskonflikten abgelehnt. 
 
Des weiteren wurde ein Ausbau des neuen Einzugs- und Begleitteams als zentrale Akquise- und 
Vermittlungsstelle diskutiert. Frau Zweig brachte den Vorschlag ein, diese Stelle intersektional wie 
folgt aufzubauen:  
 
Senatsebene: Zentrale Wohnungsakquisestelle, Weiterleitung der verfügbaren 
Wohnungsbestände an die jeweilige bezirkliche Fachstelle  
 

Bezirksebene: Verwaltung der Wohnungsbestände durch Fachstellen für Wohnungsnotfälle. 
Anhandgabe verfügbarer Wohnungen an das f&w-Sozialmanagement zur Vermittlung 
 

Sozialmanagement f&w: Auswahl potenzieller Haushalte zur Belegung  
 
EBT: Ggf. Begleitung zu Wohnungsbesichtigungen, Begleitung des Mietverhältnisses für ein Jahr, 
Starthilfe bei Einzug und Einrichtung, Schnittstelle zwischen Fachstelle, Jobcenter, Geflüchteten 
und f&w  
 
Die Idee wurde teils begrüßt, teils skeptisch aufgenommen. Es wurde beschlossen, dass eine 
Arbeitsgruppe zur nächsten Sitzung diese Option auslotet und die Idee weiterverfolgt wird.  
 
Weitere Optionen  

1. KdU-Grenzen aufweichen: Etablierung einer Pauschalmiete unabhängig von der 
Wohnungsgröße, um vor allem die Chancen der größeren Familien auf dem 
Wohnungsmarkt zu steigern 

2. Wohnungstauschbörse für besonders große Wohnungen: Öffnung des WA-Bestandes für 
Menschen, die im Tausch ihre großen Wohnungen abgeben 

3. Sichtbarkeit für die vorliegenden Herausforderungen erzeugen, das öffentliche Interesse 
steigern 

4. Lockerung der Wohnsitzauflage im Stadtstaat Hamburg, um Geflüchteten zu ermöglichen, 
in umliegende Kleinstädte und Dörfer zu ziehen, falls dies für sie in Frage kommt 

5. Etablierung eines Gremiums, dass die Umsetzung der im Rahmen des Dialogforums 
erarbeiteten Handlungsoptionen begleitet und überprüft  

 
Folgende Zielsetzungen kristallisierten sich während des Gesprächs übergreifend heraus:  
 

- Motivation  
- Information 
- Transparenz 
- Simplifizierung 
- Vernetzung 

 
TOP 5 Abschluss  
Frau Koch schließt die Sitzung und dankt den Gästen für die fruchtbare Diskussion. Sie verweist 
erneut auf den Fragenkatalog, der an die Teilnehmer:innen der nächsten Sitzung versandt werden 
soll (im Anhang). Frau Koch weist darauf hin, dass die nächste Sitzung für die KW 50 oder 51 
anberaumt ist und sie schnellstmöglich den Termin kundgeben wird. Sie schließt die Sitzung um 
18:10 Uhr.   

3 

Fragenkatalog zur Vorbereitung auf die zweite Sitzung des Dialogforums Wohnen II  
Wie kann die Bereitstellung von sozialem Wohnraum allgemein und WA-gebundenem Wohnraum 

im Speziellen ausgeweitet werden?  

1. Heute 

2. In der Zukunft  

 

Welche Fördermodelle, sowohl in Bezug auf den Aufkauf von Belegungsbindungen als auch im 

Hinblick auf Neubau, sind heute noch sinnvoll und wo gibt es Fehlstellen?  

 

WIr bitten des weiteren um die Überprüfung folgender Optionen  

- Erweiterung des Bündnisses für das Wohnen um Sozialverbände 

- Überprüfung und Anpassung der Zielsetzungen des Bündnisses für das Wohnen im 

Hinblick auf Sozialwohnungsbau und Belegungsbindungen  

- Anpassung bzw. Lockerung der Wohnsitzauflage und KdU-Angemessenheitsgrenzen 

 

 

 

4 



G
lo
ss
ar

199198

Anstalt öffentlichen Rechts [AöR]
Die AöR ist eine öffentlich-rechtliche Organisationsform. Sie ist öko-
nomisch eigenständig und verfügt über eine eigene Rechtspersönlich-
keit. Die Kommune ist Rechtsträgerin. Kommunen lagern ihnen oblie-
gende Aufgaben auf AöRs aus (vgl. Bundesanzeiger 2019). 

BASFI
Hamburger Landesbehörde für Arbeit, Soziales, Familie & Integration

BBSR
Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung

BIS
Hamburger Landesbehörde für Inneres und Sport

BMBF
Bundesministerium für Bildung und Forschung

BSW
Hamburger Landesbehörde für Stadtentwicklung und Wohnen

Bürgerverträge
Nach starken Protesten verschiedener Bürgerinitiativen gegen den 
Bau von Großunterkünften für Geflüchtete schloss die Stadt Ham-
burg mit der sogenannten »Volksinitiative« Hamburg für gute Integration 
im Juli 2016 Bürgerverträge, in denen u. a. vereinbart wurde, dass 
maximal 300 Geflüchtete in einer Folgeunterkunft untergebracht wer-
den dürfen sowie ein Abstand von mindestens 1.000 Metern Luftli-
nie zwischen allen Standorten mit mehr als 100 Geflüchteten liegen 
muss (vgl. Jesella 2017: 26f). In der Folge können die UPWs nicht in 
geplantem Umfang umgesetzt werden bzw. müssen anderweitig be-
legt werden. Die Bürgerverträge sind umstritten (vgl. u. a. Drieschner/
Kempkens 2016). 

Glossar Dezentrale Erstaufnahme [EA]
In Hamburg sind Geflüchtete während des Asylverfahrens nicht wohn-
berechtigt und dazu verpflichtet, in Unterkünften zu leben. Die Unter-
bringung in den dafür vorgesehenen EAs erfolgt in Mehrbettzimmern, 
Geflüchtete erhalten eine Vollverpflegung und weitere, gesetzlich fest-
gelegte Leistungen. Der Aufenthalt in einer EA ist auf sechs Monate 
begrenzt. Ist zu diesem Zeitpunkt bereits eine Aufenthaltsgenehmi-
gung erteilt worden, kann eine eigene Wohnung gesucht werden. Al-
ternativ erfolgt eine Verlegung in eine öffentlich-rechtliche Unterkunft 
(vgl. f&w 2019). 

Dringlichkeitsbestätigung 
Anspruch auf eine Dringlichkeitsbestätigung hat, wer obdachlos ist 
oder wohnungslos ist und in einer örU lebt. Die Dringlichkeitsbestä-
tigung bescheinigt den Anspruch auf eine WA-gebundene Wohnung 
sowie das Überschreiten der Angemessenheitsgrenzen für die Anmie-
tung von Sozialwohnungen um bis zu 30 Prozent (vgl. Diakonie 2019; 
FHH-BASFI 2017). 

Einzugs- und Begleitteam [EBT]
Das 2019 ins Leben gerufene Einzugs- und Begleitteam soll als 
Schnittstelle zwischen wohnungssuchenden Geflüchteten, den be-
zirklichen Fachstellen und Vermietenden fungieren und die Integra-
tion Geflüchteter in den Wohnungsmarkt fördern und begleiten. Das 
EBT vermittelt hauptsächlich Wohnungen aus den Kontingenten der 
Fachstellen, indem es Geflüchtete zu Besichtigungen begleitet, die 
Abwicklung der Formalien zwischen Jobcenter, Vermietenden und 
Geflüchteten unterstützt sowie das erste Mietjahr als Ansprechstelle 
betreut (vgl. FHH 2019). 

Fachstellen für Wohnungsnotfälle 
Die bezirklichen Fachstellen für Wohnungsnotfälle sind Beratungs- und 
Vermittlungsstellen bei drohendem Wohnungsverlust sowie Obdach-
losigkeit und Wohnungslosigkeit. Die Arbeitsbereiche der Fachstellen 
sind Wohnungssicherung, Wohnungsvermittlung und öffentlich-rechtliche 
Unterbringung. Die Fachstellen sind somit zuständig für wohnungslose 
Geflüchtete. Neben Beratung und Vermittlung stellen sie Dringlich-
keitsbestätigungen aus und verwalten die städtischen Kontingente an 
WA-gebundenem Wohnraum (vgl. FHH-BASFI 2018). 
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Fehlbeleger:innen 
Als Fehlbeleger:innen gelten Geflüchtete, die trotz Wohnberechti-
gung noch immer in einer Folgeunterkunft leben, da sie keinen priva-
ten Wohnraum finden können (vgl. FHH-ZKF 2019).

Folgeunterkunft/ - unterbringung
siehe öffentlich-rechtliche Unterkunft [örU]

fördern & wohnen [f&w]
fördern & wohnen ist eine AöR der Freien und Hansestadt Hamburg. 
Als Sozialunternehmen ist es in den zwei Geschäftsfeldern Eingliede-
rungshilfe für Menschen mit psychischen Erkrankungen, für das Wohnen in 
Unterkünften für Asylbewerber, Aussiedler und Flüchtlinge sowie Menschen 
in sozialen Notlagen aktiv, wobei das Feld der Wohnunterkünfte das 
mit Abstand größte ist (vgl. f&w 2019). f&w betreibt in Hamburg alle 
Erstaufnahmen [EA] und die öffentlich-rechtlichen Unterkünfte [örUs] 
für Wohnungslose mit oder ohne Fluchthintergrund.

Geflüchtete / Flüchtlinge
Im Völkerrecht wird zwischen »Menschen, die aufgrund bestimmter 
und definierter äußerer Einflüsse zur Flucht gezwungen sind (Flücht-
linge), und Menschen, die aus eigenem Antrieb auf der Suche nach 
besseren Lebensperspektiven ihr Land verlassen (Migranten)« unter-
schieden (BMZ 2019). In Deutschland werden diejenigen Menschen 
offiziell als Flüchtlinge anerkannt, die nach Art. 16a GG sowie der 
Genfer Flüchtlingskonvention »aus begründeter Furcht vor Verfolgung 
wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung 
außerhalb des Landes befinden, dessen Staatsangehörigkeit sie be-
sitzen« (Art.1 Abs. 2 GFK). Dabei soll darauf hingewiesen werden, 
dass derartige politische und verwaltungstechnische Definitionen die 
individuelle Realität der betroffenen Menschen sowie die Komplexität 
ihrer Flucht nicht erfassen zu vermögen. 
Um den aus Sicht den Autorin aufgeladenen Begriff des Flüchtlings, 
der gleichzeitig Label und Kategorie ist und eindeutige soziale und 
politische Implikationen mit sich bringt (vgl. Kleist 2015: 152), zu er-
setzen, wird in dieser Arbeit durchgängig mit dem Begriff Geflüchtete 
gearbeitet. Für einen Einblick in den Diskurs um Begrifflichkeiten sie-
he u. a. Bruckner 2016; Kothen 2016. 

Öffentlich-rechtliche Unterbringung [örU]
Die von f&w betriebenen örUs sind so genannte Wohnunterkünfte, 
in denen Wohnungslose mit und ohne Fluchthintergrund bei Bedarf 
untergebracht werden. Geflüchtete haben einen Anspruch auf öffent-
lich-rechtliche Unterbringung, wenn sie über eine Aufenthaltsgeneh-
migung und somit über einen Rechtsanspruch auf Sozialleistungen 
verfügen. Geflüchtete ohne Anspruch auf Sozialleistungen haben 
auch keinen Anspruch auf eine öffentlich-rechtliche Unterbringung 
(vgl. FHH 2019.).

Sammelunterkunft/ -unterbringung 
siehe öffentlich-rechtliche Unterkunft [örU]

SGB II / Sozialgeld
Grundsicherung für Arbeitssuchende. SGB II-Empfänger:innen er-
halten vom Jobcenter eine Grundsicherung der finanziellen Existenz. 
Diese gilt für erwerbsfähige arbeitslose Leistungsberechtigte sowie 
Auszubildende mit niedrigem Einkommen.

SGB XII
Hilfe zum Lebensunterhalt oder Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung durch die Sozialhilfe.

Sommer der Migration
Im Zusammenhang mit den Fluchtbewegungen des Jahres 2015 wird 
in der theoretischen Literatur häufig der Begriff Sommer der Migrati-
on verwendet; im öffentlichen und medialen Diskurs ist oft von der 
Flüchtlingskrise oder Flüchtlingswelle die Rede (vgl. Piechura 2018: 7). 
Letztere Bezeichnungen werden in dieser Arbeit nicht verwendet, da 
sie als populistisch erscheinen. Für die Umschreibung der im Jahr 
2015 angestiegenen Flucht- und Migrationsbewegungen in Richtung 
Europa sollen des Weiteren verschiedene Bezeichnungen verwendet 
werden, um Kategorisierungen und Zuschreibungen zu vermeiden. 

Überresidente
Als Überresidente gelten Geflüchtete, die länger als die intendierten 
sechs Monate in Erstaufnahmeeinrichtungen leben, da in den Fol-
geunterkünften keine Plätze frei sind (vgl. FHH-ZKF 2019).
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Unterkünfte mit Perspektive Wohnen [UPWs]
Durch die Errichtung der Unterkünfte mit Perspektive Wohnen 
(UPWs) sollten langfristig nutzbare Unterbringungen für Geflüchtete 
geschaffen werden, die nach 15 Jahren als Sozialwohnungen dem 
freien Markt zugeführt werden sollten. Ein Platz in einer UPW ist dabei 
jedoch nicht mit der Integration in den Wohnungsmarkt gleichzuset-
zen, da diese für Geflüchtete zunächst weiterhin als Unterbringung, 
wenn auch mit deutlich besseren Konditionen als in Sammelunterkünf-
ten, genutzt werden. Durch die sukzessive Öffnung der UPWs für 
den Wohnungsmarkt im Rahmen der Bürgerverträge sollen einige der 
Wohnungen auch als Sozialwohnungen bzw. Studierendenwohnhei-
me zur Verfügung stehen. Die Belegung erfolgt über die jeweiligen Ei-
gentümer:innen bzw. Pächter:innen (z. B. SAGA oder Studierenden-
werk), wohingegen die Belegung mit Geflüchteten über f&w erfolgt 
(vgl. Jesella 2017: 25; f&w 2019; Heinemann 2019).

Vordringlich Wohnungssuchende    
Als vordringlich wohnungssuchend gelten diejenigen Haushalte, die 
dringend auf angemessenen Wohnraum angewiesen und nicht in der 
Lage sind, selbst eine Wohnung zu finden wie z. B. von Wohnungslo-
sigkeit betroffene oder bedrohte Personen, Personen mit körperlichen, 
geistigen oder psychischen Beeinträchtigungen, Gewaltbetroffene, 
Räumungsfälle, Haftentlassene. Vordringlich Wohnungssuchende 
können sich an die Fachstellen für Wohnungsnotfälle wenden, um Un-
terstützung bei der Suche nach Wohnraum zu erhalten. Sie verfügen 
über einen Dringlichkeitsschein bzw. im Fall von Wohnungslosigkeit 
eine Dringlichkeitsbestätigung, die ihnen den Anspruch auf WA-ge-
bundenen Wohnraum zertifiziert. Geflüchtete, die in örUs leben, sind 
automatisch vordringlich wohnungssuchend (vgl. FHH-ZKF 2017).

WA-gebundener Wohnraum 
WA-gebundener Wohnraum ist der für die Zielgruppe der vordringlich 
Wohnungsuchenden reservierte Sozialwohnungsbestand. Die Stadt 
erwirbt diesen Bestand über Belegungsrechte bzw. auferlegten Neu-
bau von WA-Wohnraum im Zuge von Neubauvorhaben und vermittelt 
die Wohnungen über die Fachstellen für Wohnungsnotfälle. 

Wohnberechtigung 
Wohnberechtigt sind Geflüchtete mit einer Aufenthaltsgenehmigung 
von mindestens einem Jahr und Anspruch auf Leistungen nach SGB 
II / SGB XII. Sie sind somit sozialrechtlich deutschen Wohnungssu-
chenden gleichgestellt und haben uneingeschränkten Zugang zum 
Wohnungsmarkt (vgl. FHH-ZKF 2017).

Wohnberechtigungsschein [WBS] / § 5-Schein
Ein WBS kann von Haushalten mit einem Jahreseinkommen unter ei-
ner gesetzlich bundesweit festgelegten Obergrenze beantragt wer-
den. Der WBS erlaubt den Bezug einer öffentlich geförderten Woh-
nung (Sozialwohnung). In Hamburg haben 40 Prozent der Haushalte 
potentiell Anspruch auf einen WBS und somit auf eine Sozialwohnung 
mit einer Miete von 6,50 Euro pro qm (vgl. FHH-BSW 2018). Diesen 
368.000 berechtigten Haushalten stehen jedoch nur nur 80.000 Sozi-
alwohnungen gegenüber (vgl. Schipkowski 2018). 

Zentrale Erstaufnahmeeinrichtung [ZEA]
Die ZEA ist das Ankunftszentrum und erste Anlaufstelle für alle Ge-
flüchteten, die neu in Hamburg ankommen. In der ZEA werden u. 
a. die Registrierung und eine medizinische Erstuntersuchung abge-
wickelt. Innerhalb von 48 Stunden soll hier eine Entscheidung über 
die asylrechtliche Verteilung (§ 46 Asylgesetz) erfolgen, d. h. über [1] 
ein Asylantragsverfahren und damit einhergehenden Verbleib in Ham-
burg, [2] eine Verteilung in andere Bundesländer nach dem Königstei-
ner Schlüssel oder [3] eine direkte Ablehnung. Im Fall [1] werden die 
Geflüchteten in eine der dezentralen Erstaufnahmen [EA] verlegt (vgl. 
FHH 2019). 

ZKF
Zentraler Koordinierungsstab Flüchtlinge der Stadt Hamburg
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